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Beginn der Sitzung: 9.04 Uhr 

Präsi dentin Anna Elisabeth Haselbach: I ch erö ffne die 604. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtl iche Protokoll der 603. Sitzung des Bundesrates vom 1 9. Jul i  ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als genehmigt. 

Krank gemeldet haben sich die M itgl ieder des Bundesrates Johann Kraml und Mag.  Gerhard 
Tusek. 

Ent schuldigt haben sich die M itgl ieder des Bundesrates Alfred Gerst l ,  Johann Payer, Dr.  
M ichael Rockenschaub, Dr. Susanne Riess-Passer, Dr. Elisabeth Hlavac und Albrecht Konecny. 

Mandatsverzicht und Angelobu ng 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Eingelangt ist ein Schreiben des Ersten Präsidenten 
des Kärntner Landtages betreffend  eine Mandatsveränderung im Bundesrat. 

Ich e rsuche d ie Frau Schriftführerin um Verlesung dieses Schreibens. 

Schriftführerin I Ise G iesinger: 

"Sehr geehrte Frau Präsidentin ! Bei l iegend wird die Verzichtserklärung der Bundesrätin Helena 
Bekavac-Ramsbacher vom 1 1 . Oktober 1 995 übermittelt. 

Mit vorzüglicher Hochachtung Unterrieder eh ." 

Präsidenti n Anna El isabeth Haselbach: Das neue Mitglied des Bundesrates Dr. Helmut 
Prasch ist im Hause anwesend. Ich werde daher sogleich seine Angelobung vornehmen . 

Das Gelöbnis ist nach Verlesung der Gelöbn isformel mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten . 

Ich darf die Frau Schriftführerin um Verlesung der Gelöbnisformel bitten. 

Sch riftfü hrerin IIse G iesinger: "Sie werden geloben unverbrüchliche Treue der Republik 
Österreich, stete und volle Beobachtung der Verfassungsgesetze und aller anderen Gesetze 
sowie gewissenhafte Erfül lung Ihrer Pflichten . "  

Bundesrat Dr. Helmut Prasch (Freiheitl iche , Kärnten) : Ich  gelobe . 

Präsidenti n Anna Elisabeth Haselbach : Ich danke für das Gelöbnis und freue mich, Herrn 
Bundesrat Helmut Prasch in unserer M itte begrüßen zu dürfen . (Allgemeiner Beifall.) 

Fragestunde 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bevor wir mit der Fragestunde begi nnen , mache ich darauf aufmerksam daß jede Zusatzfrage 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der Hauptfrage beziehungsweise der gegebenen Antwort 
stehen muß. Die Zusatzfrage darf nur eine konkrete Frage enthalten und darf n icht in mehrere 
Unterfragen getei lt sein .  

Um d ie  Beantwortung aller zum Aufruf vorgesehenen Anfragen zu ermöglichen ,  erstrecke ich 
die Fragestunde - soferne m it 60 Minuten das Auslangen nicht gefunden wird - im 
Einvernehmen m it den beiden Vizepräsidenten erforderlichenfalls bis auf 1 20 Minuten . 

604. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)6 von 85

www.parlament.gv.at



Bundesrat 12. Oktober 1 995 604. Sitzung / 7 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach 

Bu ndesmin isterium für Landesverteidigung 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Ich beginne jetzt - um 9.07 Uhr - mit dem Aufruf der 
1 .  Anfrage. 

Ich darf Herrn Bundesrat Meier (SPÖ, Steiermark) bitten, seine Anfrage vorzubringen. 

Bu ndesrat Erhard Meier: Sehr  geehrter Herr Bundesminister! Ich möchte Sie fragen:  

574/M -B R/95 

Werden Sie den österreichischen Protest gegen die französischen Atomversuche dadurch 
unterstützen, daß Sie künftig bei Rüstungsbeschaffungen keine französischen Angebote 
berücksichtigen? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Bitte, Herr Bundesminister. 

B undesminister für Landesverteidigung Cr. Werner Fasslabend:  Eine Unterstützung des 
Protestes durch eine einseitige Maßnahme von mir  wü rde den diesbezüglichen Vergabe­
vorschriften aufgrund der Ministerratsbeschlüsse widersprechen. Ich muß dazu sagen: Der 
M inisterrat hat bis jetzt keinen derartigen Beschluß gefaßt; auch der Vorsitzende des 
M inisterrates hat diesbezüglich in keiner Weise ein Vorbringen angebracht. 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte, Herr 
Bundesrat. 

Bundesrat Erhard Meier: Glauben Sie nicht, daß auch beim gegenwärtigen Auftrag an die 
Firma Thomson ein Rückzug möglich und notwendig gewesen wäre, da es die Umstände dieser 
Auftragsvergabe, h insichtl ich der es auch andere Kritikpunkte gegeben hat, durchaus gerecht­
fertigt erscheinen ließen? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

B u ndesmin ister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: W ie Ihnen wahrschein lich 
bekannt ist, hat h ier eine Kommission in mehrwöch iger Klausurarbeit einen Bestbieter ermittelt. 
Dieser hat den Zuschlag erhalten, und das ist auch das einzige Prinzip, wie es meiner Ansicht 
nach objektiv erfolgen kann.  

Darüber h inausgehende Überlegungen, wie etwa im Sinne von Reaktionen auf d ie Atompolitik 
von Frankreich, müßten von der gesamten Bundesregierung unter dem Vorsitz des 
Bundeskanzlers eingeleitet werden . 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Danke vielmals. - Eine zweite Zusatzfrage? - Danke. 

Da Herr Mag. Tusek krankgemeldet ist, kommen wir zur 3. Anfrage des heutigen Tages, und ich 
darf Herrn Bundesrat Dr. Bösch (Freiheitliche, Vorarlberg) um seine Frage bitten . 

Bu ndesrat Cr. Reinhard Eugen Böseh: Herr Bundesminister! Meine Frage lautet: 

571/M -B Rl95 

Ist es richtig, daß in Ihrem Ressort rund 10 Milliarden Schilling für den Bau von aufgrund der 
Heeresgliederung-Neu an anderen Standorten notwendigen Lager- und Unterkunftsbauten 
ausgegeben werden sollen, obwohl viele bestehende Lager leerstehen und die bestehende 
Unterkunftskapazität von über 100 000 nur im geringen Ausmaß genutzt wird? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Bitte, Herr Bundesminister. 

B undesminister für Landesverteidigung Cr. Werner Fasslabend :  Das ist nicht richtig, 
sondern richtig ist, daß der Bedarf für die Adaption eine Größenordnung von etwas über 
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Bu ndesminister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend 

3 Mill iarden Schill ing ausmacht und selbstverständl ich in Kompensation dazu alle Mögl ichkeiten 
genützt werden sol len. 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Danke, Herr Bundesminister. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. Rein hard Eugen Böseh : Wie lange, Herr Min ister, wird es dauern , bis die 
infrastruktu rel len Maßnahmen für die Heeresgl iederung-Neu abgeschlossen sein werden? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesm i nister für Landesverteidigung Dr. Werner Fass labend : Das ist eine Frage ,  d ie 
nicht abseits des Budgets zu beantworten ist, da die Frage des Bautenbudgets zweifellos eine 
ganz wichtige Voraussetzung schafft, um etwa Ersatzquartiere herzustel len, um die nötigen 
Schritte vornehmen zu können.  

Wir können sagen ,  daß wir von uns aus al le Maßnahmen ergriffen haben , daß wir bei wichtigen 
Liegenschaften nicht nur die Verträge aufgekündigt haben - wir haben etwa über 31  Außenlager 
aufgelassen , haben über 800 000 Quadratmeter Fläche aufgegeben und haben zusätzl ich 
Kasernengründe, wie etwa in Salzburg,  angeboten ,  andere, wie in Völkermarkt, bereits verkauft. 

Allerdings - das muß ich zu meinem Bedauern dazusagen - sind d iese Verhandlungen noch 
n icht abgesch lossen. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Danke, Herr Bundesminister. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Danke. 

Wir kommen damit zur Anfrage Nummer 4. Ich darf Frau Bundesrätin Gertrude Perl (SPÖ, 
Wien) um ih re Frage bitten .  

Bundesrätin Gertrude Perl: Herr Bundesminister! Meine Frage an S i e  lautet: 

575/M -B R/95 

Was verstehen Sie unter "voller Integration Österreichs in die WEU oder in die NA TO", wie Sie 
das beim Symposion der Österreichischen Offiziersgesellschaft am 17. September 1995 
gefordert haben? 

Präsidentin Anna El isabeth H asel bach :  Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bundesm in ister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend : Volle I ntegration bedeutet 
fü r mich das vollständige Wahrnehmen al ler Chancen, die sich für die österreichische 
Sicherheitspolit ik ergeben. Diese sehen für mich folgendermaßen aus: 

Die I ntegration bietet den Vorteil von mehr Schutz für Österreich, wei l  in Zukunft ein Land in der 
Größe von Österreich al lein alle Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen gar nicht tragen kann.  

Zweitens bietet es mehr Mitwi rkungsmögl ichkeiten auf der europäischen Bühne,  und das ist 
insofern wichtig , wei l  wi r wahrscheinlich da s Mitglied der Europäischen Union sind , das das 
größte Interesse an einer gemeinsamen funktionierenden europäischen Sicherheitspolitik hat, 
wei l  wir das einzige Mitgl iedsland der Europäischen Union sind, das sich an den drei 
Schnittlinien der großen strategischen Bereiche Europas, nämlich am Rande der Stabil itätszone 
Westeuropas , am Rande der Instabi l itätszone Osteuropas und des Krisenherdes Balkan , 
befindet. 

Weiters ist die vol le Integration gleichzeitig ein Beitrag Österreichs, daß es zu keiner Re­
nationalisierung der europäischen Sicherheitspol itik kommt. Ich halte das für ganz besonders 
wichtig, weil die nationalen Sicherheitspolitiken den häufigsten Krisenauslöser darstellen und 
weil darüber h inaus damit nicht nur ein positives Signal an andere Länder Ostmitteleuropas und 
Osteu ropas gegeben werden kann, sondern weil wahrscheinlich die Integration von 
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Nachbarstaaten wie der Slowakei und Ungarn nur im Zuge einer Integration von Österreich 
stattf inden kann.  

D iesen Vorteilen steht auf der anderen Seite kein Nachtei l  gegenüber - weder eine größere 
daraus resu ltierende Kostenbelastung noch etwas anderes. 

Das, was dem vorläufig noch entgegensteht, ist, daß wir gewisse gesetzliche Beschränkungen 
haben, und daher glaube ich, daß ein Diskussionsprozeß notwendig ist, um auch das Bewußt­
sein fü r die notwendige Veränderung in Österreich herbeizuführen .  

Wir müssen davon ausgehen, daß wi r alles zu unternehmen haben ,  um den Schutz und die 
Sicherheit unserer Bürger in Zukunft so zu gestalten ,  daß ein Ü bergreifen von möglichen 
Konfl ikten einfach nicht entstehen kann.  Noch besser wäre es aber, durch eine entsprechende 
Krisenvorsorge zu erreichen, daß Krisen gar nicht erst entstehen, und das kann eben nur im 
Rahmen von I ntegration geschehen. 

Ich bringe vielleicht noch ein Beispiel dazu : Die gesamte Zone zwischen der Ostsee und dem 
Schwarzen Meer bildet eine Zone relativ hoher I nstabilität, und im Grunde genommen gibt es 
nur drei Formen , wie man diesen gesamten Bereich stabi l isieren kann: Das ist entweder 
Hegemonie eines oder mehrerer Staaten , das ist ein Gleichgewicht von Kräften ,  oder das ist 
Integration . 

H egemonie - durch welchen Staat auch immer - wi l l ,  so hoffe ich ,  n iemand mehr in Europa. 
G leichzeitig erg ibt sich auch - historisch gesehen - zum ersten Mal seit vielen Jahrhunderten 
die Chance, e in System errichten zu können,  im Rahmen dessen es n icht zur Hegemonie eines 
oder mehrerer Staaten kommt. 

Zweitens: Ein G leichgewicht von Kräften ist unmöglich , weil die Kräfte- und Größenpotentiale so 
unterschiedlich sind. Dabei denke ich gar nicht nur an Größenverhältnisse wie solche von 
Rußland zur Slowakei oder derartiges, sondern selbst innerhalb der ostmitteleuropäischen 
Staaten - wenn Sie etwa an die Größenverhältnisse von Polen zur Slowakei oder auch von 
Serbien zu Slowenien denken - sind die Unterschiede so groß, daß ein G leichgewicht der Kräfte 
n icht aufgebaut werden kann ,  sodaß die I ntegration der einzige reale Faktor ist, um Stabi l ität in 
diesem Raum zu erhalten.  

Da wir  Anrainer von vier Staaten aus diesem Bereich sind,  haben wir  diesbezüglich ein enorm 
hohes I nteresse. Volle I ntegration bedeutet selbstverständl ich die Möglichkeit, vol l  daran 
mitzuwirken ,  und das bedeutet sch lußendlich nach einem Prozeß des Hi neinwachsens die vol le 
Tei lnahme. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Danke. - Frau Bundesrätin, wird eine Zusatzfrage 
gewünscht? - Bitte. 

B undesrätin Gertrude Perl:  Herr Bundesminister! Welchen Stel lenwert hat bei Ihren 
Überlegungen die Neutralität unseres Landes? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

B u ndesminister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: Die Neutralität Österreichs 
war ein Produkt des kalten Krieges und hat in dieser Zeit unserem Land ungeheuer wertvolle 
Dienste geleistet. Sie ist m it dem Ende des kalten Krieges d ieser Funktion im wesentlichen 
verlustig gegangen, sodaß wi r jetzt darüber nachdenken müssen,  was in Zukunft unsere 
Sicherheit anstelle oder zusätzlich zur Neutralität am besten gewährleisten kann - und das ist 
eben die vol le Teilnahme Österreichs an einem funktionierenden europäischen Sicherheits­
system. Dieser Vorgang sollte allerdings nicht so erfolgen,  daß wir darauf warten ,  was die 
anderen tun und vorhaben ,  und erst dann schauen , ob uns das auch paßt, sondern wir sollten 
von vornherein voll daran m itwirken,  wei l  wir einer der Hauptinteressenten sind . 
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Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Danke. - Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrätin Gertrude Perl: Heißt das, Herr Bundesm inister, daß Sie persönlich für die 
Aufgabe der Neutralität wären? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bu ndesminister für Landesverteid igung Dr. Werner Fasslabend: Ich persönlich bin dafür, 
daß wir die Integrationsschritte fortsetzen , und zwar in der Form , daß wir nach dem Vol lbeitritt 
zur Europäischen Union und der Tei lnahme an der NATO "Partnerschaft für den Frieden" und 
der gleichzeitigen Einnahme des Beobachterstatus in der WEU folgerichtig den nächsten Schritt 
setzen ,  und der nächste Schritt bedeutet für m ich Vol lmitgliedschaft in der Westeuropäischen 
Union .  

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Danke ,  Herr Bundesminister. 

Wir kommen zur 5. Frage. - Bitte, Herr Bundesrat Ing.  Peter Polleruhs (ÖVP, Steiermark). 

Bundesrat Ing. Peter Polleru hs: Herr Bundesminister! Ich möchte folgende Frage an Sie 
richten :  

566/M -B R/95 

Wie sehen die Prioritäten des Ressorts bei den Beschaffungen aus? 

Präsidentin Anna El isabeth H asel bach:  Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: Die Prioritäten bei der 
Beschaffung l iegen zurzeit aufgrund des eingeschränkten Budgetrahmens insbesondere bei der 
Durchführung bereits vertraglich abgeschlossener Einkaufs- und I nvestitionsvorhaben , wie etwa 
im Bereich Panzerabwehrlenkwaffe, aber auch leichte Fliegerabwehrlenkwaffe "Mistral", die 
Panzerhaubitze M 1 09 einschl ießlich ihrer Kampfwertsteigerung bei den eingekauften Modellen 
aus der britischen Rheinarmee, selbstverständlich die Fortsetzung des Beschaffungsaktes 
gepanzertes Radfahrzeug - 68 Stück sind bereits bestellt, es ist vorläufig erst ein Stück 
vorhanden -, dann Tieffl iegererfassungsradar, Ausbildungssimu latoren und natürlich auch 
Kampfhelm und Splitterschutz. 

Präs identin Anna El isabeth Haselbach: Danke. - Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Ing. Peter Pol leruhs: Herr Bundesminister! Was würde der SPÖ-Vorschlag, bei den 
Beschaffungen 2 Mil l iarden Schil l ing einzusparen ,  für das Bundesheer generell bedeuten? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigu ng Dr. Werner Fasslabend: Ich halte diesen Vorschlag 
nicht für seriös, sondern sehe ihn als Teil des bereits beginnenden Wahlkampfes und glaube 
daher, daß auf eine detai l l ierte Spekulation verzichtet werden kann.  

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Danke. 

Wir kommen zur Anfrage 6: Frau Bundesrätin I rene Crepaz (SPÖ, Tirol), bitte. 

Bundesrätin Irene Crepaz: Herr Bundesminister! Meine Frage an Sie lautet: 

576/M -B R/95 

In welchem Ausmaß ist Ihr Ministerium bei der Vorbereitung der EU-Regierungskonferenz 1996 
- vor allem in die Diskussion über die zukünftigen verteidigungspolitischen Aspekte der Gemein-

604. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 85

www.parlament.gv.at



Bundesrat 1 2. Oktober 1 995 604. Sitzung / 1 1  

Bu ndesrätin Irene Crepaz 

samen Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union - involviert beziehungsweise 
tätig? 

Präsidentin Anna El isabeth Hase lbach: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bu ndesmin ister für Landesverteidigung Dr. Werner Fass labend : Mein Ministerium ist bei 
der direkten Vorbereitung der Regierungskonferenz 1 996 kompetenzmäßig nicht erfaßt, weil es 
sich ja um eine Regierungskonferenz der Länder der Europäischen Union handelt und bis heute 
keine gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Union vorliegt, sodaß diese 
Diskussion im wesentlichen vom Außenministerium geführt wird. Selbstverständlich nehmen wir 
an den Vorberatungen teil beziehungsweise versuchen wir, unsere Vorschläge einfließen zu 
lassen .  

Andererseits, so muß man sagen,  f indet diese Diskussion in anderer Form und n icht direkt auf 
die Regierungskonferenz 1 996 bezogen ja auch im Bereich der W EU-Gremien statt, in denen 
auch das Bundesmin isterium für Landesverteidigung jeweils vertreten ist .  

Präsidentin Anna Elisabeth Hase lbach : Danke vielmals. - Wird e ine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Irene Crepaz: Herr Bundesminister! Welche grundlegenden Standpunkte 
bestimmen da I hre Beiträge? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Bitte, Herr Bundesminister. 

Bu ndesminister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend : Das Bestreben , möglichst 
rasch ein funktionierendes europäisches Sicherheitssystem herbeizuführen,  und gleichzeitig das 
Wissen darüber, daß Fortschritte dort wahrscheinlich nur sehr langsam zu erzielen sind und daß 
es daher eine stufenweise Abfolge, eine Step-by-step-Politik geben wird, bestimmen meine 
Beiträge. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Danke. - Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrätin Irene Crepaz: Herr Bundesminister! I nwieweit sind dabei I hre Standpunkte durch 
Österreichs immerwährende Neutralität bestimmt? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bu ndesmin ister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend : Wie ich vorhin bereits 
erwähnt habe, ist es so, daß uns die immerwährende Neutralität sehr wertvolle Dienste in der 
Zeit des kalten Krieges geleistet hat. Jetzt geht es aber darum ,  zu überlegen, wie wir den toten 
Punkt der europäischen Sicherheitspolitik überwinden können .  Ich fürchte, wenn es uns nicht 
gelingt, diesen relativ bald zu überwinden , dann könnten wir das politische Fenster, das es 
derzeit gibt, versäumen, nämlich ein politisches Fenster in der Form, daß zurzeit eine gewisse 
Bereitschaft aller europäischen Staaten vorhanden ist, an einer gemeinsamen europäischen 
Sicherheitspolitik teilzunehmen . 

Die abnehmende Bedrohungssituation für manche westeuropäische Staaten - denken Sie nur 
daran , daß etwa für Staaten wie Frankreich,  Belgien, N iederlande, Großbritannien et cetera 
durch den Rückzug der Roten Armee um 1 500 Kilometer von West nach Ost keine unmittel­
bare Bedrohungssituation mehr vorhanden ist - bedeutet längerfristig wahrscheinl ich, daß ein 
abnehmendes Bedrohungsbewußtsein  vorhanden ist, und wenn das Risikobewußtsein nicht 
mehr vorhanden ist, dann gibt es wahrscheinl ich auch eine abnehmende Bereitschaft zu 
Anstrengungen in Richtung einer gemeinsamen europäischen Sicherheitspolitik. Das heißt, es 
könnte zu einem verstärkten Wiederaufleben nationaler Interessen der ehemaligen oder auch 
derzeitigen europäischen Großmächte kommen. 
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Ich glaube daher, daß gerade die kleineren Staaten, die ein unmittelbares Interesse daran 
haben ,  al les daransetzen sollten,  daß es zu einer funktionierenden europäischen Sicherheits­
politik im Sinne einer gemeinsamen,  übernationalen Sicherheitspolitik kommt, und alle 
Bestrebungen dahin gehend sehr stark fördern sollten. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Danke ,  Herr Bundesmin ister. 

Wir kommen damit zur 7. Anfrage. Ich darf Herrn Bundesrat Ing .  August Eberhard (ÖVP, 
Kärnten) um die Verlesung seiner Frage bitten. 

Bundesrat Ing. August Eberhard: Herr Bundesminister! Ich möchte Sie fragen: 

567/M -B R/95 

Welche Erfahrungen können Sie aus dem Assistenzeinsatz des österreichischen Bundesheeres 
an der österreichischen Grenze ziehen? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend:  Die Erfahrungen aus dem 
Assistenzeinsatz sind sicherl ich umfassend, und zwar in der Form , daß sie ja ihrem Zweck 
entsprechend der Sicherheit der Bevölkerung dienen und daß m it dem Beginn des 
Assistenzeinsatzes an der burgenländischen Grenze eine bedeutende Erhöhung dieses 
Sicherheitsgefühls der Bevölkerung entstanden ist. 

Das ist aber n icht nur ein emotionaler Faktor, sondern tatsächl ich ist es in der Zwischenzeit zu 
weit mehr als 20 000 Aufgriffen gekom men . Zusätzlich muß man die Abhaltewirkung bedenken ,  
d ie  ganz enorm war. Das ist sicherlich e in  Faktor, der für d ie  Bevölkerung einerseits, anderer­
seits aber auch , da unsere Organisation ja auch dazu verpflichtet ist, Schutz und Sicherheit zu 
bieten , für das Bundesheer von Bedeutung ist. 

Selbstverständlich bedeutet der Assistenzeinsatz im Normalfall eine Unterbrechung des 
regulären Ausbildungsbetriebes, auf der anderen Seite aber ist er durch die Tatsache, daß er 
aus der Kaserne hinausführt, auch ein wesentl icher Faktor, um die Flexibil ität und die Einsatz­
bereitschaft des Heeres zu erhöhen. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach:  Danke. - Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte, 
Herr Bundesrat. 

Bundesrat Ing. August Eberhard:  Herr Bundesmin ister! In welchem Verhältnis standen die 
Aufgreifungen von Gendarmerie ,  Zol l  und Bundesheer? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Bitte, Herr Bundesminister. 

Bu ndesmin ister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend :  Ich kann Ihnen die Zahlen 
gleich genau sagen. Der überwiegende Antei l  bei den Aufgriffen ist durch das österreichische 
Bundesheer erfolgt, der geringere Tei l  durch d ie Gendarmerie und die Zollwache. In  meinen 
Unterlagen finde ich jetzt die genaue Relation n icht, aber es ist ungefähr ein Verhältn is 
von 70 : 30. - Ich habe es soeben gefunden: Von den bisherigen 32 000 Aufgriffen 
erfolgten 24 000 oder 74,3 Prozent durch die Soldaten des Bundesheeres, also zirka drei Viertel .  

Präsidentin An na Elisabeth Haselbach: Danke. - Wird e ine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Ing. August Eberhard: Herr Bundesminister! Stimmt es, daß die Zahl der 
Aufgreifungen in den letzten Monaten im Vergleich zum Vorjahr gestiegen ist? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Herr Bundesminister. 
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Bu ndesmin ister für Landesverteidigung Dr. Werner Fass labend: Nein,  das ist nicht richtig, 
sondern längerfristig gesehen ist ein Rückgang der Aufgriffe zu verzeichnen. Das hat 
wahrscheinlich mehrere Ursachen, beispielsweise die Stabi l isierung der Situation in den 
unmittelbaren Anrainergebieten,  und zwar insbesondere in Rumänien, auf der anderen Seite 
aber auch in den Nachbargebieten von Exjugoslawien zu Ungarn , wodurch eine gewisse 
Beruhigung eingetreten ist. 

Das zweite ist, daß Ungarn in den letzten eineinhalb bis zwei Jahren selbst verstärkt versucht, 
i l legale G renzübertritte zu verhindern. Und selbstverständlich hat auch die Abhaltewirkung ein 
übriges getan . 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Danke, Herr Bundesminister. 

Wir kom men zur 8.  Anfrage. Ich darf Herrn Bundesrat Dr. Peter Kapral (Freiheitliche, Wien) um 
die Verlesung seiner Frage bitten. 

Bu ndesrat Dr. Peter Kapra l :  Herr Bundesminister! Meine Frage an Sie lautet: 

5721M -B R/95 

Haben Sie vor, Leitlinien für die von den GA TTIWTO-Bestimmungen ausgenommenen Be­
schaffungen des österreichischen Bundesheeres zu definieren, damit den heimischen Rüstungs­
unternehmen eine bevorzugte Rolle bei der Erteilung von Aufträgen durch das Bundesheer 
zukommt, die etwa durch gemeinsame Rüstungskooperationen von beiderseitigem Vorteil sein 
könnten? 

Präsidentin Anna Elisabeth Hasel bach : Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bundesm in ister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend : Selbstverständlich ist es 
mein unmittelbares Interesse, wo immer es möglich ist, die heim ische Produktion zu fördern 
beziehungsweise heimische I ndustrie- und Handelsbetriebe zu unterstützen .  

Wir sind al lerdings an  das Bestbieterprinzip gebunden , das nach den internationalen Überein­
kommen von GATT und auch durch die Europäische Union selbstverständlich internationale 
Ausschreibungen erfordert. 

Was die Kooperation auf dem Gebiet von gemeinsamer Entwicklung betrifft, so hat sich bis jetzt 
das Finanzmin isterium auf den Standpunkt gestel lt ,  daß der Weltmarkt an sich genügend 
Produkte anbietet und Österreich daher nicht versuchen sollte , in Zusammenarbeit mit 
österreich ischen Unternehmen eigene Modelle zu entwickeln,  sondern im wesentl ichen auf dem 
Weltmarkt einkaufen sol lte . 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Danke vielmals. - Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte, Herr Bundesrat. 

Bu ndesrat Dr. Peter Kapral :  Welche konkreten Maßnahmen gedenken Sie trotz der von I hnen 
erwähnten Haltung des Finanzministeriums zu setzen , um einem möglichst frühen Zeitpunkt 
eine Kooperation beziehungsweise Zusammenarbeit schon bei der Entwicklung von Material ien, 
die für das Bundesheer notwendig sind, zu finden? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

B undesminister für Landesverteidigung Dr. Werner Fass labend : Das findet in der Form 
statt, daß wir rechtzeitig unsere Investitionsvorhaben bekanntgeben und bereit sind, die 
wichtigsten nächsten Schritte jewei ls auch relativ detailliert zu erörtern . 

Ich habe diesbezüglich selbst bereits einige Informationsveranstaltungen in den österreichischen 
Bundesländern durchgeführt, und auch meine Mitarbeiter sind dazu bereit. Allerdings kann dies , 
das muß ich dazusagen ,  nur  in einer allgemeinen Form geschehen , weil selbstverständlich zu 
intensive Kontakte mit einer Firma dazu führen würden ,  daß sofort wieder eine Verdächtigung 
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Bundesminister fü r Landesverteidigung Cr. Werner Fasslabend 

hinsichtlich Unregelmäßigkeiten entsteht. Das ist sicherlich ein Punkt ,  der die Zusammenarbeit 
oder die Kooperation in all diesen Fäl len n icht ganz einfach macht. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Eine zweite Zusatzfrage ,  Herr Bundesrat? - Bitte. 

Bundesrat Cr. Peter Kapral:  Es wäre natürlich auch denkbar, solche Kooperationen 
grenzübergreifend, also mit anderen,  vor allem EU-Firmen zu betreiben.  Welche Konsequenzen 
würden sich daraus auf die bestehenden Vorschriften, insbesondere jene im Kriegsmaterialien­
gesetz, ergeben? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Bitte, Herr Bundesminister. 

B undesminister fü r Landesverteidigung Cr. Werner Fasslabend: Ich möchte dazu sagen, 
daß wir bis jetzt versucht haben , al le exportorientierten Aktivitäten österreichischer 
Unternehmen intensivst zu unterstützen,  und zwar auch durch sachliche Beratung oder durch 
Unterstützung auf pol itischer Ebene, wie das etwa bei den Überlegungen der norwegischen, der 
spanischen ,  der belgischen Armee zum Einkauf österreichischer Produkte der Fal l  war. 

Selbstverständlich sind den Möglichkeiten diesbezüglich gewisse Grenzen gesetzt. Ansonsten 
kann ich nur sagen ,  daß im wesentlichen die Qual ität der österreichischen Angebote darüber 
entscheidet, ob sie auch international zum Zuge kommen können. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Danke . 

Wir  kommen zur Anfrage 9. Ich bitte Herrn Bundesrat Josef Rauchenberger (SPÖ, Wien) um 
seine Frage. 

Bundesrat Josef Rauchenberger: Herr Bundesminister! Meine Frage an Sie lautet 

577/M -B R/95 

Wie hoch sind die Gesamtkosten unter Einschluß der Vor- und Nachbereitungsmaßnahmen der 
am 26. Oktober 1995 stattfindenden Militärparade am Ring? 

Präsidentin Anna E l isabeth Haselbach : Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesm i nister für Landesverteidigung Cr. Werner Fass labend :  Wie Sie wahrscheinl ich 
den Medien entnommen haben , führen wir e ine sehr sparsame Gestaltung durch ,  die im 
wesentlichen eigentlich nur dadurch gekennzeichnet ist, daß aufgrund der vorhandenen 
Gesetzeslage Kosten auflaufen .  Die übrigen entstehenden Kosten sind sehr gering. Es 
entstehen Kosten in der Form - das ist eigentlich den meisten Leuten und auch, sage ich dazu , 
den meisten Abgeordneten dieses Hauses nicht bewußt -, daß Überstunden an Sonn- und 
Feiertagen ausbezahlt werden m üssen und nicht durch Zeitausgleich kompensiert werden 
kön nen . 

Das ist mit Abstand der größte Brocken.  Ich kann Ihnen jetzt, da mir die genaue Struktur der 
eingesetzten Kaderleute im Vergleich etwa zu G rundwehrdienern nicht bekannt ist, keine 
gen auen Daten geben.  Ich habe in der Vergangenheit schon Schätzungen abgegeben ,  daß die 
Gesamtkosten,  also inklusive Überstunden und Zusatzkosten ,  die etwa durch Transporte 
entstehen , in einer Größenordnung von unter 1 0  Mi l l ionen Schi l l ing l iegen werden .  

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte, Herr 
Bundesrat. 

Bundesrat Josef Rau chenberger: Herr Bundesminister! Können Sie ungefähr jenen 
finanziel len Anteil , welcher ausschließlich für die I nformation und die Leistungsschau im Bereich 
der Garnison Wien, also ohne den sogenannten Vorbeimarsch ,  notwendig sein wird, bekannt­
geben? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 
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Bu ndesmin ister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend 

Bu ndesmin ister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: Auch das bewegt sich im 
Rahmen der üblichen Aktivitäten ,  und es entstehen dadurch keine Zusatzkosten .  Das erfolgt im  
Rahmen der normalen Öffentlichkeitsarbeit des Mi l itärkommandos beziehungsweise des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Danke . - Wird eine weitere Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte . 

Bundesrat Josef Rauchenberger: Halten auch Sie es rückblickend für eine kluge 
Entscheidung, statt alles zu vermeiden,  was als Verschwendung und mangelnde Sensibi l ität 
gegenüber den Vorgängen in unserer Umgebung interpretiert werden könnte, nun die beiden 
Jubi läen zum Anlaß einer Besinnung auf die Notwendigkeiten mil itärischer Verteidigungs­
bereitschaft, verbunden m it einer Leistungsschau, zu nehmen und nicht wie geplant - ich zitiere 
eine Aussage von Ihnen wörtlich - "auf ein Mi l itärspektakel zu verzichten"? 

Präs identi n Anna Elisabeth Haselbach :  Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bu ndesminister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: Wie Sie dieser Aussage 
entnehmen können,  vertrete ich den gleichen Standpunkt wie Sie, daß es hier n icht um ein 
Mi l itärspektakel geht, sondern daß es darum geht, einerseits das Leistungsvermögen zu zeigen , 
daß aber darüber h inaus noch etwas ganz anderes im Vordergrund steht, nämlich daß es im 
50. Jubiläumsjahr der Republ ik am Nationalfeiertag eine gemeinsame Feier dieser beiden 
Institutionen,  des Staates und des Heeres, gibt, also der Republik Österreich mit jener 
Institution ,  die die Freiheit, Unabhängigkeit und Selbständigkeit dieses Staates zu garantieren 
hat. 

Das tue ich in einer Form , wie sie auch in  allen anderen Staaten Westeuropas beziehungsweise 
der freien westl ichen Welt üblich ist, wie Sie auch an ähn l ichen Veranstaltungen in Amerika und 
in al len westeuropäischen Ländern von Großbritann ien,  Holland, Belgien über Frankreich 
ersehen können. (Beifall bei der ÖVP und den Freiheitlichen.) 

Präs identin Anna El isabeth Haselbach : Danke. 

Wir kommen zur Anfrage Nummer 1 0 . Ich darf Herrn Bundesrat Ludwig Bieringer (ÖVP, Salz­
burg) um seine Frage bitten .  

Bundesrat Ludwig B ieringer: Sehr geehrter Herr Bundesminister! Meine Frage an  Sie lautet: 

568/M -B R/95 

Wie ist der Stand der qualitativen Verbesserung der Ausbildung insbesondere für den Bereich 
der Offiziere und der Unteroffiziere? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bu ndesmin ister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: Wir haben nach dem 
neuen Einsatzkonzept und nach der Heeresgliederung-Neu als dritten Schwerpunkt eine 
Ausbildungsreform angesetzt. Diese Ausbi ldungsreform läuft auf allen Ebenen .  Sie hat im 
Bereich der Offiziers- und Unteroffiziersausbildung insbesondere folgende Schwerpunkte: 
Gemäß Übereinkunft der beiden Regierungsparteien soll die Mil itärakademie Fachhochschul­
Status , das heißt, den Status eines Fachhochschul-Lehrganges, erhalten. Diesbezügliche 
organisatorische Änderungen, etwa in Form eines Vorbereitungssemesters und auch stärkerer 
Betonung der mil itärpädagogischen Komponente , sind bereits erfolgt. 

Gleichzeitig wurde auch die gesamte Unteroffiziersausbildung umgestellt, nämlich aus den 
Verbänden,  in denen sie bis jetzt dezentral erfolgt ist, in die Heeresunteroffiziersschule, die zu 
einer Heeresunteroffiziersakademie aufgewertet wi rd , verlagert. Dort erfolgt nun eine 
konzentrierte Ausbi ldung, insbesondere auch in  Mi l itärpädagogik. 
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Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach 

Präsidentin An na El isabeth Haselbach : Danke. - Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte, 
Herr Bundesrat. 

Bundesrat Ludwig Bieringer: I nwieweit wurde auch die Generalstabsausbi ldung verbessert? 

Präsidentin Anna E l isabeth Haselbach : Bitte , Herr Bundesminister. 

B undesminister für Landesverteidigung Cr. Werner Fasslabend : Auch die Generalstabs­
ausbi ldung wurde in der Form verbessert, daß selbstverständlich neue Komponenten aufge­
nommen wurden, die den Veränderungen, die sich sowohl aus dem Bedrohungsbild als auch 
aus der europäischen Integrationssituation ergeben haben, Rechnung tragen . I nsbesondere 
erfolgte eine Veränderung auch in der Form , daß zunehmend immer mehr Hörer, etwa aus den 
ostmitteleuropäischen Staaten ,  an unseren eigenen Ku rsen tei lnehmen. 

Darüber hinaus hat es die Heeresgl iederung-Neu erfordert, daß wir etwa auch einen Brigade­
kommandantenkurs durchgeführt haben ,  der dazu geführt hat, daß zweifellos der Level der 
strategischen Ausbildung im Bereich der Truppe wesentlich angehoben werden konnte. 

Präs identin Anna El isabeth Haselbach:  Danke . - Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Das ist n icht der Fal l .  

Wir kom men zur Anfrage Nummer 1 1 .  Ich darf Herrn Bundesrat Joset Pfeifer (SPÖ, Kärnten) 
um seine Frage bitten .  

Bundesrat Josef Pfeifer: Herr Bundesminister! Ich  möchte folgende Frage an S ie  richten: 

578/M -B R/95 

An welchen militärischen Übungen des Bundesheeres - insbesondere auf Truppenübungs­
plätzen - haben ausländische Militärpersonen beziehungsweise Militäreinheiten in den 
vergangenen 24 Monaten teilgenommen? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bu ndesminister fü r Landesverteid igung Cr. Werner Fasslabend: An einer Vielzahl von 
Übungen und auf einer Vielzahl von Truppenübungsplätzen haben auf dem Prinzip der 
Gegenseitigkeit beruhend, das heißt, ausgehend davon, daß selbstverständl ich in genau 
gleichem Umfang und genau gleichem Ausmaß auch österreichische Soldaten im Ausland die 
Möglichkeit haben,  Übungen durchzuführen, eben auch ausländische Soldaten an öster­
reich ischen Übungen teilgenommen. 

Dazu gibt es ein ige ganz konkrete Beispiele größeren Umfangs. Das war etwa die Übung 
"Exercise" des vorigen Jahres, eine internationale Katastrophenschutzübung, die im Süden von 
Wien, bei Blumau-Neurißhof, durchgeführt wurde. 

Es hat selbstverständlich eine volle Teilnahme des gesamten belgischen Kadettenjahrganges 
gegeben . Dazu ist zu sagen , daß wir ein Austauschprogramm zwischen der österreich ischen 
und der belgischen Mi l itärakademie herbeigeführt haben ,  wonach jeweils ein Jahrgang einige 
Wochen - vier bis sechs Wochen - an einer anderen Mi l itärakademie ausgebi ldet wird; die 
Belgier in  Österreich und die Österreicher in Belgien. Diese Kadetten haben daher ebenfal ls am 
gesamten Übungsprogramm tei lgenommen. 

Und natürlich gibt es i nsbesondere auch im Alpinbereich eine Fül le von Tei lnahmen.  Das heißt, 
fast alle Alpinübungsplätze Österreichs haben auch Kurse, an denen britische, amerikanische, 
französische und Soldaten anderer Nationen tei lnehmen. Das gleiche gilt etwa auch für 
Hubschrauberausbi ldung in  diesen Bereichen. 

Man kann sagen, daß das Ganze zweifellos zu einer wesentlichen Verbesserung nicht nur des 
Übungsstandards und der Übungssystematik führt ,  sondern daß dam it selbstverständlich auch 
mehr Effizienz erreicht wird, weil wir andererseits auf verschiedene Übungen verzichten können 
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B undesm in ister fü r Landesverteidigung Cr. Werner Fasslabend 

und das Gesamtvolumen dadurch geringer wird, als wenn es nur im nationalen Bereich erfolgen 
würde. 

Präsidentin Anna El isabeth Hasel bach: Danke, Herr Bundesminister. - Wird eine Zusatzfrage 
gewünscht? - Bitte. 

B undesrat Josef Pfeifer: Herr Bundesminister! Planen Sie auch für die Zukunft solche 
Übungen mit ausländischer Tei lnahme? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteid igung Cr. Werner Fass labend:  Selbstverständl ich wäre 
etwa der Einsatz der österreichischen Kräfte im Bereich der Vereinten Nationen gar nicht anders 
mögl ich. Es läuft zurzeit zum Beispiel gerade die Vorbereitung für eine Ausbi ldung von 
ungarischen Soldaten,  die 1 4  Tage vor ihrem Abflug nach Zypern in Österreich ein UN­
Trainingsprogramm durchführen werden, weil in Zukunft ein ungarischer Zug im Rahmen des 
österreich ischen Batai l lons auf Zypern mitwirken wird und uns damit die Möglichkeit gibt, unser 
eigenes Kontingent dort um die gleiche Anzahl, nämlich um 38 Personen, zu verringern . 

Präsidentin An na El isabeth Hasel bach : Danke. - Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Das ist nicht der Fal l .  

Wir kommen zur 1 2 . Anfrage. Ich darf Herrn Bundesrat Peter Rodek (ÖVP, Oberösterreich) um 
seine Frage bitten. 

Bundesrat Peter Rodek: Sehr geeh rter Herr Bundesminister! Meine Frage an Sie lautet. 

569/M -B R/95 

Welche Verbesserungen konnten Sie bisher im Bereich der Zeitsoldaten erzielen? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesmin ister für Landesverteid igung Cr. Werner Fasslabend: Die Verbesserung bei den 
Zeitsoldaten war einer der Schwerpunkte am Personalsektor während meiner gesamten 
Amtszeit, und zwar deshalb, wei l  Zeitsoldaten ,  wie I hnen wahrscheinl ich bekannt ist, 
ursprünglich ja kein normales Dienstverhältnis mit der Republ ik eingehen konnten, sondern das 
als eine Art Sonderwehrdienst geführt wurde, der aus dem Sachaufwand bezahlt wurde, was 
dazu geführt hat, daß es weder ein 1 3 . oder 1 4. Monatsgehalt gegeben hat, noch Überstunden 
möglich waren ,  daß die Versicherungsleistungen ganz dürftig waren et cetera. 

Wir haben bereits im Laufe der letzten Jahre versucht, das Rechtsverhältnis der Zeitsoldaten 
systematisch dem eines öffentlich Bediensteten anzugleichen, indem es sowohl gehaltliche 
Verbesserungen gegeben hat als etwa auch die Möglichkeit - zumindest in begrenztem Umfang 
-, Überstunden bezahlen zu können. Die sind den Zeitsoldaten nämlich echt verlorengegangen , 
beziehungsweise mußten sie einfach ersatzlos aufgegeben werden .  

Es ist zur Möglichkeit von Belohnungen für Sonderleistungen gekommen, sodaß sich die beiden 
Rechtsverhältnisse angenähert haben .  Die jetzige Besoldungsreform und die Einführung des M­
Schemas und damit verbunden die Einführung einer "Mi l itärperson auf Zeit" haben zu einer 
vollen rechtl ichen Berücksichtigung auch des Zeitsoldaten geführt, sodaß in Zukunft kein  
wesentl icher Unterschied mehr zwischen Mi l itärpersonen auf Zeit und den anderen 
Mi l itärpersonen besteht, außer jenen Unterschieden ,  die sich einfach aufgrund der geringeren 
zeitlichen Verpflichtung ergeben . 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Danke. - Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte 
sehr. 

Bundesrat Peter Rodek: Herr Bundesmin ister! W ie viele von den Zeitsoldaten haben bisher 
von der Möglichkeit des Optierens in das neue Gehaltsschema Gebrauch gemacht? 
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Präsidentin Anna El isabeth Haselbach 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bu ndesmin ister tür Landesverteidigung Dr. Werner Fass labend :  Ich kann Ihnen die 
momentane Zahl nicht ganz genau sagen, weil sie sich natürlich von Tag zu Tag verändert. 
Erwartungsgemäß wird sicherlich der allergrößte Teil dafür optieren, allerdings ist es so, daß ein 
großer Tei l  der Zeitsoldaten bis jetzt eben nur eine sehr begrenzte Mög lichkeit hatte, 
Überstunden abgegolten zu bekommen. Das war zwar ein großer Fortschritt, aber es war nur in 
einem Ausmaß von etwas über 3 200 S pro Monat möglich, sodaß ein Teil erst durch 
Zeitausgleich kompensiert werden muß und vorher keine Übernahme ertolgen kann ,  wenn man 
nicht haben wil l ,  daß die unmittelbar persönlich davon Betroffenen darauf verzichten müßten .  
Das heißt, ein relativ großer Tei l  befindet sich derzeit noch in  Wartestel lung. 

Die genauen Zah len kann ich im Moment nicht sagen .  - Moment, ich bekomme gerade einen 
Zettel .  Es läuft darauf h inaus, daß es knapp unter 1 000 sind. 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Das ist 
n icht der Fal l .  

Wir kommen zur Anfrage Nummer 1 3. Bitte, Herr Bundesrat Dr. Tremmel (Freiheitliche, 
Steiermark). 

Bu ndesrat Dr. Pau l  Tremmel : Herr Bundesmin ister! Meine Frage lautet: 

573/M -B R/95 

Ist es richtig, daß die Kosten für die Generalüberholung der STEYR Diesel 680, mit der diese 
Lastwagen für höchstens noch zwölf Jahre fahrtüchtig gemacht werden können, im Durchschnitt 
zirka 860 000 S pro Fahrzeug betragen würden, während der Neupreis für die bereits im Einsatz 
befindlichen 12M18 bei einer Anschaffung von etwa 3 000 Stück je 920 000 S plus Mehr­
wertsteuer betragen würde ? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

B undesmin ister tü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: Das ist selbstverständlich 
n icht richtig in dem Sinne, daß ich einer derartigen Situation nähertreten würde, sondern 
selbstverständlich ist die Frage, ob es zu einer Neuinvestition kom mt beziehungsweise inwieweit 
sich eine Generalsan ierung auszahlt, n icht nur von der Laufzeit, die n icht mit zwölf, sondern bei 
uns im Haus mit 1 5  Jahren eingeschätzt wird, sondern darüber hinaus insbesondere von der 
Kosten-Nutzung-Relation , das heißt von der Preisrelation , abhängig . 

Hier liegen noch keine konkreten Zahlen vor. Zahlenschätzungen, die da oder dort aufgestellt 
wurden, befinden sich in Überprüfung, sodaß das Ganze noch keiner Entscheidung zugeführt 
wurde . 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Danke, Herr Bundesminister. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Das ist nicht der Fal l .  

Wir kommen zur Anfrage 1 4  des Herrn Bundesrates Stefan Prähauser (SPÖ, Salzburg). - Bitte. 

Bu ndesrat Stetan Prähauser: Herr Bundesmin ister! Meine Frage lautet: 

579/M-B R/95 

Wann und in welcher Gestalt wird das neue Mech-Konzept des Bundesheeres vorliegen? 

Präsidentin Anna El isabeth Hasel bach : Bitte, Herr Bundesmin ister. 
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Bu ndesminister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend 

Bundesmin ister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend: Das Mech-Konzept ist in 
einem Rohentwurf ausgearbeitet und befindet sich gerade beim Generaltruppeninspektor zur 
Überprüfung und zum Absch luß.  Es wird noch in diesem Jahr vorl iegen.  

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Danke. - Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte, 
Herr Bundesrat. 

Bundesrat Stefan Prähauser: Herr Bundesminister! Wie bewerten Sie in diesem 
Zusammenhang den Kampfwert von Kampfpanzern für das österreichische Verteidigungs­
konzept? 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

B undesmin ister fü r Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend:  Das Mech-Konzept gibt 
umfassende Antworten über das zukünftige Einsatzkonzept und alle Strukturen im Bereich der 
Mech-Truppe. 

Ich möchte gle ich dazusagen ,  daß das der Teil war, der in seiner Grundformation bei der 
Heeresgliederung-Neu fortgeführt wurde, wei l  er nicht nur bereits einen sehr hohen Anteil an 
Voraussetzungen mitgebracht hat, die die zukünftige Konzeption erfordert - beispielsweise eine 
höhere Präsenzfähigkeit; das war eigentl ich der Urgrund dieser Truppe -, sondern weil er 
darüber h inaus selbstverständlich auch zur Absicherung der übrigen Veränderungen gedient 
hat. 

Es ist so, daß selbstverständlich auch in Zukunft jede Armee der Welt einen Kampfpanzer, 
Aufklärungspanzer, Kampfschützenpanzer, Bergepanzer, das heißt, das gesamte Sortiment an 
Panzern benötigt. Gerade die Ereignisse in Exjugoslawien - denken Sie nur an die Situation in 
Bosnien - zeigen ganz deutl ich , daß mit einem Light-Konzept genau das Gegenteil von dem 
erreicht wird , was manche Leute dahinter vermuten, nämlich ein Weniger an Sicherheit, denn 
der E insatz von schweren Waffen entscheidet letztendlich darüber, wie gut es gelingt, einen 
Gegner abwehren zu können oder die nötige Abschreckungswirkung erzielen zu können . 

Das heißt, das österreichische Bundesheer wird selbstverständlich in  Zukunft genauso wie in 
der Vergangenheit über leistungsfähige Panzer verfügen müssen , um dem Auftrag gerecht 
werden zu können . 

Präsidentin Anna El isabeth Hasel bach : Danke. - Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Das ist nicht der Fall . 

Wir kommen zur Anfrage Nummer 1 5. Ich darf Herrn Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein 
(ÖVP, Steiermark) um seine Frage bitten. 

Bu ndesrat Dr.  Vincenz Liechtenstein:  Sehr geehrter Herr Bundesminister! Meine Frage an 
Sie lautet: 

5701M -B R/95 

Wie ist Ihre Haltung betreffend den freiwilligen Dienst von Frauen im Bundesheer? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bu ndesminister für Landesverteidigung Dr. Werner Fass labend: In al ler Kürze gesagt: Sehr 
positiv, und zwar deshalb,  wei l  ich davon ausgehe, daß in der heutigen Zeit grundsätzlich 
eigentl ich keine Berufssparte mehr den Frauen verweigert werden kann,  und weil es darüber 
hinaus - auch wenn man es näher betrachtet und nicht nur generell und allgemein ,  sondern 
spezifisch sieht - eigentlich keinen vernünftigen Grund gibt, warum bestimmte Berufssparten, 
die im zivi len Leben zu 90 Prozent und mehr von Frauen ausgeübt werden, wie etwa der 
San itätsbereich oder der gesamte Fernmeldebereich , im Heer in keiner Weise von Frauen in 
Anspruch genommen werden können. 
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Bundesminister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend 

Wir arbeiten daher auch an Grundlagen für die Ingangsetzung eines Prozesses, der eine 
ähnliche Situation wie in Gesamteuropa herbeiführen sol l ,  nämlich den selbstverständlichen 
Zugang von Frauen zum Heer. (Bundesrätin Crepaz: Auch zur OffizierslaufbahnJ) 

Präsidentin An na El isabeth Haselbach : Danke . - Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte, 
Herr Bundesrat. 

Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein: Glauben Sie, daß eine Verfassungsänderung für den 
freiwi l l igen Zugang von Frauen erforderlich sein wird? 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bundesmin ister für Landesverteidigung Dr. Werner Fasslabend : Für mich ist das keine 
Frage, ob es erforderl ich ist oder n icht, sondern ich gehe davon aus, daß es eine Frage der 
Gleichberechtigung von Frauen ist. Internationale Erfahrungen zeigen , daß das nicht nur eine 
Frage des Rechtes sein sol l ,  sondern daß durchaus auch mehr Effizienz damit verbunden ist, 
und zwar in vielerlei H insicht. 

Es gibt zwar untersch iedl iche Modelle, meine GrundsatzeinsteI lung ist aber, daß alle Sparten 
und selbstverständl ich alle Dienstrechte für Frauen zugängl ich sein müssen . Es zeigt sich auch 
im internationalen Vergleich , daß Frauen um nichts schlechtere Hubschrauberpiloten sind als 
Männer, und das gleiche kann man auch für andere Bereiche sagen. Ich sehe es daher als eine 
Selbstverständl ichkeit an , daß man es für al le Mögl ichkeiten öffnet. 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Danke. - Wird eine Zusatztrage gewünscht? - Das ist 
n icht der Fal l .  

Herr  Bundesminister! Ich danke tür  d ie Beantwortung der Fragen. 

Wir sind damit am Ende der Fragestunde angelangt. 

Ich möchte Ihnen folgendes mittei len : Aufgrund der innenpol itischen Situation ist von mehreren 
Seiten der Wunsch an m ich herangetragen worden, daß auch die Bundesräte die Möglichkeit 
erhalten sollen, an den Sitzungen ihrer Klubs teilzunehmen, und von den Fraktionen wurde m ir 
der einhel l ige Wunsch bekanntgegeben, die Bundesratssitzung tür den Zweck des Besuches 
der Fraktionsklubs zu unterbrechen. 

Ich trete d iesem Wunsch der Fraktionsvorsitzenden gerne bei und unterbreche die Sitzung bis 
1 1 . 1 5  Uhr. 

(Die Sitzung wird um 9. 49 Uhr unterbr ochen und um 1 1 .53 Uhr wiederau fgen ommen .) 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach:  Verehrte Damen und Herren! Wir  nehmen die 
unterbrochene Sitzung des Bundesrates wieder au f. 

Einlauf und Zuweisu ngen 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Ich teile I hnen mit ,  daß zwei Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend Ministervertretungen eingelangt sind, und ich ersuche die 
Sch riftführung um Verlesung dieser Schreiben. 

Schriftfü hrerin IIse G iesinger: 

"An die Präsidentin des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 1 5 . September 1 995, ZI .  800 420/1 8 1 /95, folgende 
Entschließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich tür die Dauer der Verhinderung des Bundes­
ministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst Dr. Rudolf Scholten innerhalb der Zeiträume 
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Schriftführerin I Ise G iesinger 

vom 25. bis 27. September sowie vom 1 0 . bis 1 2 . Oktober 1 995 die Bundesministerin für 
Frauenangelegenheiten Dr. Helga Konrad mit der Vertretung . 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen um gefäl l ige Kenntn isnahme Mittei lung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

OR Dr. Storfa" 

Das zweite Schreiben lautet: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 25. September 1 995, ZI. 800 420/1 84/95, folgende 
Entschließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich für die Dauer der Verhinderung des Bundes­
ministers für Finanzen Dr. Andreas Staribacher innerhalb der Zeiträume vom 29. September bis 
1 .  Oktober sowie vom 1 0. bis 1 2. Oktober 1 995 den Bundesminister für Inneres Dr. Caspar 
Einem und vom 7. bis 9. Oktober sowie am 1 3 . und 1 4. Oktober 1 995 die Bundesmin isterin für 
Frauenangelegenheiten Dr. Helga Konrad mit der Vertretung .  

Hievon beehre ich mich,  mit  dem Ersuchen um gefäl l ige Kenntnisnahme Mittei lung zu machen. 

Für den Bundeskanzler: 

M inisterial rat Dr. Wiesmül ler" 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach :  Danke. 

Den eingelangten Bericht über die Lage der österreich ischen Landwirtschaft 1 994, Beilage 1 1 1 -

1 42, habe ich dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft zugewiesen.  

Eingelangt s ind ferner 29 Anfragebeantwortungen, d ie den Anfrageste llern übermittelt wurden . 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfältigt und auch an alle übrigen Mitglieder des 
Bundesrates vertei lt. 

Eingelangt sind weiters Berichte (8553 bis 12 342/EU) über Vorhaben im Rahmen der Euro­
päischen Union gemäß Artikel 23e Bundes-Verfassungsgesetz. Diese Berichte habe ich dem 
EU-Ausschuß zugewiesen .  

In  Anbetracht des Umfanges habe ich gemäß § 18  Abs. 2 der Geschäftsordnung des 
Bundesrates nach Rücksprache mit den Vizepräsidenten angeordnet, daß eine Vervielfältigung 
und Vertei lung zu unterbleiben hat, al le Vorlagen jedoch in der Parlamentsdirektion zur 
Einsichtnahme aufliegen . 

Den Gemeinsamen Bericht des Bundeskanzlers und des Bundesmin isters für Unterricht und 
kulturel le Angelegenheiten betreffend den 1 1 .  Sportbericht 1 994 habe ich dem Ausschuß für 
Verfassung und Föderal ismus zugewiesen.  

Dieser Ausschuß hat seine Vorberatungen abgeschlossen und einen schriftlichen Ausschuß­
bericht erstattet. 

Abstandnahme von der 24stündigen Aufliegefrist 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Im Hinbl ick darauf sowie mit Rücksicht auf einen mir 
zugekommenen Vorschlag, von der 24stündigen Aufliegefrist Abstand zu nehmen, habe ich 
diese Vorlage sowie die vorgesehene Erklärung des Bundesministers für Inneres über aktuelle 
Fragen der inneren Sicherheit auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung gestellt. 
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Präsidentin Anna El isabeth Haselbach 

Verlangen nach Durchführung einer Debatte über d ie Erklärung 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Ich gebe bekannt, daß mir ein sch riftl iches Verlangen 
von fünf Bundesräten auf Durchführung einer Debatte über diese Erklärung vorliegt. 

Diese Debatte wird im Sinne des § 37 Abs . 5 der Geschäftsordnung des Bundesrates im 
Rahmen des 1 .  Tagesordnungspunktes stattfinden . 

Abstim mung ü ber die Abstandnahme von der 24stü ndigen Aufliegefrist 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Ich bitte nunmehr jene Bundesrätinnen und 
Bundesräte, die mit der Abstandnahme von der 24stündigen Aufliegefrist des gegenständlichen 
Ausschußberichtes einverstanden sind, um ein Handzeichen . - Danke . Dies ist Stimmen­
einheIligkeit. 

Der Vorschlag ist mit der nach § 44 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Bundesrates erforder­
l ichen Zweidrittelmehrheit angen ommen . 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? - Dies ist n icht der Fal l .  

1 .  Punkt 

Erklärung des Bundesmin isters für In neres ü ber aktuel le Fragen der in neren S icherheit 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Wir gehen in die Tagesordnung ein und ge langen 
zum 1 .  Punkt. 

Es ist d ies die Erklärung des Bundesmin isters für Inneres über aktuelle Fragen der inneren 
Sicherheit. 

Herr Bundesminister, ich darf Sie bitten ,  das Wort zu ergreifen. 

1 1 . 58 

Bundesmin ister für Inneres Dr. Caspar Einem: Frau Präsidentin !  Hoher Bundesrat! Ich habe 
darum ersucht, heute eine Erklärung zu aktuellen sicherheitspol itischen Fragen aus der Sicht 
des Innenmin isters geben zu können,  und danke für diese Gelegenheit .  

Es sind im wesentl ichen vier Felder, über die ich sprechen möchte: erstens über Fortschritte bei 
den Bemühungen um europäische Zusammenarbeit in der Frage der Lastenvertei lung bei 
Flüchtl ingsströmen , zweitens: über Fortschritte beim Aufbau des Grenzdienstes der Bundes­
gendarmerie, drittens: über die Entwicklung der Kriminalitätsbelastung und der Aufklärung in 
den ersten acht Monaten des heurigen Jah res und im Dreijahresvergleich und schließlich 
viertens: über die Enquete, die ich gestern und heute gemeinsam mit dem Justizminister zur 
Thematik neuer Ermittlungsmethoden in den Fällen schwerer und organisierter Kriminal ität 
abgehalten habe und abhalte . 

Zum ersten Punkt: Lastenverteilung und europäische Zusammenarbeit. 

Anläßlich der sogenannten K.4-Sitzung vor zehn Tagen konnte auf der Basis eines öster­
reichisch-deutsch-niederländischen Vorschlages Übereinstimmung erzielt werden, daß künftig 
bei Auftreten großer Flüchtl ingsbewegungen - mögen sie wi rtschaftl ich ,  politisch oder durch 
kriegerische Ereignisse motiviert sein - ein Zusammenarbeitsmechanismus innerhalb der 
Europäischen U nion Platz greifen soll .  Das Ziel ist, daß nicht nur jene Staaten ,  die am nächsten 
am Krisenherd l iegen, einen Beitrag leisten , sondern daß - in abgestimmter Form - eine 
europäische Lösung gesucht und gefu nden wird .  

Ich halte das für ei nen bedeutenden Durchbruch, wei l  es hier um Maßnahmen konkreter 
Sol idarität geht, die auch etwas kosten , und ich verweise darauf, daß heute die größten Lasten 
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im Zusammenhang mit den kriegsbedingten Flüchtlingsströmen aus dem ehemaligen Jugo­
slawien von Österreich,  der Schweiz und Deutschland getragen werden. 

Diese Einigung bedarf noch der abschl ießenden Zustimmung durch die Innenminister der 
Europäischen Union und ist auf der morgen beginnenden Tagung in La Gomera zu erwarten . 

Zweiter Punkt: Fortschritte beim Aufbau des G renzdienstes durch ·die Bundesgendarmerie .  

Ich darf Ihnen berichten, daß am 1 .  Oktober des heurigen Jahres der G renzdienst in  der Bun­
desgendarmerie die punktuelle Einre isekontrolle an den Grenzübergängen Wurzenpaß und 
Karawankentunnel, Heil igenkreuz, Nickelsdorf, Berg , Kleinhaugsdorf und bei der Zugstrecke 
Hegyeshalom sowie die Überwachung der gesamten grünen Grenze zu den ehemaligen Ost­
blockstaaten übernommen hat. 

Im Rahmen der gegebenen personellen Ressourcen und baulichen Möglichkeiten werden 
anfangs 1 996 1 9  GrenzkontrollsteIlen und 1 9  Grenzüberwachungsposten eröffnet werden .  Bis 
Ende des Jah res 1 996 wird das auf 30 GrenzkontrollsteIlen und 30 Grenzüberwachungsposten 
anwachsen.  Insgesamt sind 61 solche GrenzkontrollsteIlen , ink lusive der Schweizer G renze, 
und 38 Grenzüberwachungsposten erforderl ich. 

Sol lte es zwischen der Schweiz und Schengen zu einem Vertrag kommen, wären im Endsta­
dium lediglich 43 GrenzkontrollsteIlen vorgesehen . 

Für die Unterbringung der Bediensteten sowie die technische Ausstattung der Dienststellen 
wu rde bereits Vorsorge getroffen . Ende 1 996 können nach heutigem Stand bereits 2 300 Be­
dienstete in den Grenzdienststel len untergebracht werden. 

Was den personellen Stand betrifft, ist wie folgt zu berichten:  Bis Ende des heurigen Jahres 
beziehungsweise Anfang 1 996 stehen dem Grenzdienst rund 1 660 Mitarbeiter beziehungsweise 
Planstel len zur Verfügung. Diese Zahl setzt sich so zusammen , daß einerseits bereits 
vorhandene Mitarbeiter - Vertragsbedienstete - ab 1 .  Oktober 1 955 Grenzdienst versehen -
das sind 41 9 M itarbeiter -, daß weiters 294 Zol lwachebeamte in Salzburg ,  Tirol und Oberöster­
reich in den Gendarmeriedienst übergetreten sind und freiwerdende Planstel len sukzessive an 
die östlichen Grenzen transferiert werden. 21 Offiziere der Zollwache sind derzeit beim Gendar­
merieeinsatzkommando in Ausbi ldung,  und es ist davon auszugehen ,  daß weitere 933 Stellen 
einerseits aus dem Stel lenplan des heurigen Jahres und andererseits durch Übernahme von 
Zol lwachebediensteten,  die sich für einen Wechsel zum G renzdienst ausgesprochen haben ,  hin­
zukommen , sodaß insgesamt 1 667 Planstel len zur Verfügung stehen . Bis Ende 1 996 werden 
dem G renzdienst dann 2 046 Planstel len zur Verfügung stehen, sofern die im Stel lenplan beab­
sichtigten 1 1 27 Planstellen des Bundesministeriums für Finanzen realisiert werden . 

Ich komme damit zum dritten Punkt, zur Entwicklung der Kriminal ität und der Aufklärung. 

Mir  l iegt seit einer Woche die neueste polizeiliche Kriminalstatistik der Monate Jänner bis August 
im Dreijahresvergleich vor. Diese zeigt, daß die in den vergangenen Jahren getroffenen Maß­
nahmen zu r Verbesserung der personel len Situation und der Ausstattung der Exekutive Erfolg 
b ringen . 

Der Trend der letzten Zeit setzt sich fort: Die Kriminalität in Österreich ist weiterhin leicht rück­
läufig. Die Summe aller gerichtlich strafbaren Handlungen ist im Vergleichszeitraum um 1 Pro­
zent zurückgegangen , die Zahl der darin enthaltenen Verbrechen sogar um 3 ,5 Prozent. 

Der Vergleich der einzelnen Del iktsgruppen zeigt bei den Vermögensdelikten ein Gleichbleiben , 
bei den Sittl ichkeitsdelikten einen sign ifikanten Rückgang um 30 Prozent; lediglich bei den Delik­
ten gegen Leib und Leben hat sich eine leichte Steigerung, nämlich eine Steigerung um 2 ,7  Pro­
zent, ergeben. 

Auch die Aufklärungsquote zeigt, daß die Sicherheitsexekutive ihre Aufgaben erfolgreich und 
verantwortungsvoll wahrnimmt. Seit dem Jahr 1 993 sind wir hier um 2 Prozent besser gewor-
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den, die Aufklärungsrate ist daher von 47 ,5 auf 49 ,7 Prozent gestiegen. Die Delikte gegen Leib 
und Leben konnten im Dreijahresvergleich gleichbleibend zu über 90 Prozent aufgeklärt werden, 
bei Vermögensdelikten waren wir im letzten Jahr e rfolgreicher als während der Jahre zuvor - die 
Aufklärungsquote hat sich hier leicht gebessert -, lediglich bei den Sittlichkeitsdelikten war die 
Aufklärungsrate in den vergangenen Jahren höher. 

In  diesem Zusammenhang ist es mir wichtig, auf einen Aspekt hinzuweisen, der in der öffentli­
chen Diskussion oft falsch dargestellt wird .  Richtig ist nämlich weiterhin,  daß die nach Österreich 
gekommenen Einwanderer eine geringere Kriminal itätsrate aufweisen als österreichische 
Staatsbürger. Der Prozentanteil an der Gesamtkriminalität beträgt 6 ,3  Prozent. Hier ist übrigens 
auch ein leichter Rückgang von 6,6 auf 6,3 Prozent feststell bar. 

Wenn wir von einem 1 0prozentigen Anteil der zu uns Eingewanderten an der Gesamt­
bevölkerung ausgehen, sprechen die Zahlen fü r sich : Diesen bei uns und mit uns lebenden 
Menschen den sogenannten Kriminaltourismus - der zugegebenermaßen ein Problem darstellt, 
das wir nicht zuletzt mit dem schon dargestellten Aufbau des Grenzdienstes besser in den Griff 
zu bekommen bemüht sind - zum Vorwurf zu machen , ist meiner Meinung nach n icht korrekt 
und verfolgt politische Absichten .  

Viertens möchte ich I hnen gerne ein paar Anmerkungen zu  der gestern und  heute statt­
findenden Enquete zum Thema "Neue Ermittlungsmethoden bei schwerer und organisierter 
Kriminalität" machen. 

Zunächst vielleicht ein Wort dazu, was wir unter organ isierter Kriminalität verstehen und warum 
das ein besonderes Problem ist, das besonderer Regelungen bedarf: Anders als die - unter 
Anführungszeichen gesprochen - "guten alten Kassensch ränker", die auch ein Mindestmaß an 
Organisation und an Hi lfsmitteln brauchten, um ihrer "Profession" nachzugehen, geht es bei 
organisierter Kriminalität um eine unternehmensartige Organisation und n icht bloß um die 
Mindestausstattung für ein Handwerk. Die Organisation ist auf Dauer angelegt, weist ein 
Mindestmaß an innerer Struktur auf, wird von einer zentralen Stel le geleitet und arbeitet wie ein 
Unternehmen. 

Die "Unternehmen" der organ isierten Krim inalität sind auf Gewinn gerichtet und verfolgen dabei 
ihre Geschäfte nach ihren Regeln ,  jene des Staates werden mißachtet. Und das ist es, was den 
Vergleich rechtfertigt, den ich Ihnen vorschlage : Organisierte Kriminalität verhält sich wie ein 
Wettbewerber zum Staat, indem eigene Regeln denen des Staates gegenübergestellt werden 
und indem die Organisation auch versucht, diese Regeln durchzusetzen.  Das ist Wettbewerb im 
Kerngeschäft des Staates - mag organisierte Kriminalität auch auf Gewinn,  der Staat bloß auf 
Kosteneffizienz im Gemeinwohl interesse ausgerichtet sein .  Historisch gesprochen: Hier wird auf 
eine neue Weise und mit neuen Methoden der "ewige Landfrieden" in Frage gestel lt, näml ich 
das Monopol des Staates ,  diese Regeln nicht nur zu schaffen,  sondern auch durchzusetzen .  

Diese Sicht von organisierter Kriminalität rechtfertigt organisatorische Vorkehrungen des 
Staates im wohlverstandenen Interesse seiner Bürgerinnen und Bürger und im Eigeninteresse. 
Ebenso wie sich große Unternehmen Strategieabteilungen leisten, deren Zweck darin besteht, 
Wettbewerber zu beobachten und eigene Strategien für den Markterfolg zu entwickeln ,  ist für 
den Staat die Sicherheitsexekutive berufen ,  die Wettbewerber zu beobachten und deren Strate­
gien zu durchkreuzen . 

Zu fragen bleibt, welche Mittel für diesen Zweck zu rechtfertigen sind.  Die Angelegenheit ist 
allerdings noch eine Spur komplexer, als das Bild vom Wettbewerb unterschiedlicher Marktteil­
nehmer, die ihre Regeln durchsetzen wol len, vermuten läßt. Der demokratisch legitim ierte Staat 
kann und darf keine Wettbewerber zulassen, wei l  nur  er demokratisch legitimiert ist, die Wett­
bewerber daher zugleich an den G rundfesten der demokratischen und insofern aussch ließlichen 
Legitimation des Staates rütteln .  

Das bedeutet zugleich: Der Staat muß diesen Wettbewerb im I nteresse seiner Legitimation und 
im I nteresse seiner Bürger gewinnen. Der Staat darf den Wettbewerber organisierte Kriminal ität 
n icht gewinnen lassen ,  weil er sich damit um seine Legitimation bringt. Oder lassen Sie es mich 
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u mgekehrt sagen : ließe der Staat der organisierten Kriminal ität einen Spielraum , dann könnte 
man mit Recht sagen,  es sei eine Cl iquenwirtschaft, in der sich , wer Geld und Macht habe , 
durchsetzen könne und der gewöhnliche Bürger das Nachsehen habe. - Und das ist es, was bei 
der Instrumentendiskussion zu berücksichtigen ist. 

Das heißt, gegen organisierte Kriminalität braucht es Vorbeugung. Wegen des Wettbewerbs­
charakters der organisierten Kriminal ität reicht das , was wi r uns im Fachjargon "General­
prävention" oder "Spezialprävention" zu nennen angewöhnt haben, n icht aus , denn diese bei den 
- ich würde sagen ,  angeblichen - Präventionen haben einen Nachtei l :  Sie kommen immer zu 
spät. Sie wirken geradezu definitionsgemäß erst dann,  wenn es bereits passiert ist und falls die 
strafrechtliche Reaktion entsprechend ausfäl lt. 

Wegen des organisierten und auf Dauer angelegten Charakters der organisierten Krim inal ität ist 
es n icht genug, erst dann mit der Prävention zu beginnen, wenn es zu spät ist, wir müssen 
verhindern , daß dieser Wettbewerber überhaupt zu punkten in der Lage ist, wei l  anders - ich 
sagte es bereits - die Regeln des demokratisch legitim ierten Staates in Frage gestel lt werden.  
Es bedarf der Vorbeugung, die diesen Erfolg von vornherein ,  also im eigentlichen Wortsinn 
"vorbeugend" verhindert. 

Frei l ich bedarf es auch entsprechender I nstrumente im Dienste der Aufklärung bereits begange­
ner Straftaten. Sie wurden in dem vorige Woche vom Bundesminister für Justiz zur Begutach­
tu ng versandten Entwurf zu einer Strafprozeßordnungsnovelie vorgeschlagen . 

Es gilt al lerdings auch,  Grenzen und Kontrollen für solche vorbeugenden Mittel zu charakterisie­
ren .  Es gibt ernstzunehmende Bedenken: Der demokratisch verfaßte Staat dient im Kern der 
Gewährleistung von Freiheitsrechten der einzelnen Bürger. Das ist sein eigentl icher Zweck. Das 
ist zugleich der Grund,  warum er seine Gestaltungsansprüche mit niemandem tei len darf, weil er 
sich i nsoweit von seinem Zweck entfernte, die Freiheitsrechte aller Bürgeri nnen und Bürger zu 
gewährleisten.  Und das erfordert Durchsetzung der Rücksichtnahme auf die je anderen. 

Wenn wi r also über Instrumente diskutieren,  die in  d ie Freiheitsrechte einzelner eingreifen - und 
das tun einige der zur Diskussion stehenden Instrumente -, haben wir abzuwägen, vor allem 
aber haben wir sicherzustellen , daß dies, was immer wi r zu r Vorbeugung gegen die Außerkraft­
setzung der demokratisch festgelegten Regeln durch zum privaten Vorteil agierende Organisa­
tionen tun, dem Zweck dient, nur die Durchsetzung demokratisch legit imierter Regeln zuzu­
lassen. 

Es bedarf daher sowohl e iner gesetzl ichen Fundierung dieser Instrumente der Vorbeugung, es 
bedarf bei  ein igen dieser I nstrumente viel leicht auch der richterlichen Genehmigung. Vor allem 
aber bedarf es einer Rückkoppelung an das Parlament als Organ der demokratischen Willens­
bi ldung. H ier und nirgendwo anders ist der Ort, an dem die Abwägung letztendlich vorzunehmen 
ist, die Abwägung zwischen dem Interesse des einzelnen, in dessen Grundrechte allenfal ls 
e ingegriffen wird ,  und dem Interesse aller einzelner in ihrem Anspruch auf ausschl ießliche 
Geltung der demokratisch legitimierten und damit auf Ausschluß der Geltung anderer, bloß 
privat beanspruchter Regeln . 

Absch ließend: Es bedarf natürlich auch großer Sensib i l ität und Zurückhaltung bei der Defi nition, 
was organisierte Kriminalität ist, wo der demokratisch legitimierte Staat tatsächl ich durch Organ i­
sationen in seinem Kerngeschäft, dem Setzen und Durchsetzen von Regeln des Zusammen­
lebens herausgefordert ist. - Ohne m ich hier und heute verbreitern zu wol len : N icht alles, was 
heute zum Feld der OKt der organisierten Kriminal ität, gezählt wird ,  entspricht diesen Voraus­
setzungen .  

Hoher Bundesrat! Ich darf Ihnen berichten ,  daß d ie Diskussion zu diesen heiklen Fragen 
außerordentlich sachlich und fruchtbar verläuft. Sie zeigt, daß in beiden Bereichen - sowohl im 
Bereich der Vorbeugung als auch im Bereich der Strafverfolgung - Regelungsbedarf besteht 
und daß eine ruhige Diskussion abseits populistischer Zurufe not tut. Es gilt, im Interesse der 
Krim inal itätsprävention und der Krim inalitätsaufklärung wirksame Mittel zu installieren,  zugleich 

604. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 85

www.parlament.gv.at



26 / 604 . Sitzung 1 2 . Oktober 1 995 Bundesrat 

Bundesminister für I nneres Dr. Caspar Einem 

aber auf die Grundsätze der Achtung der Rechte des einzelnen und auf die verfassungsgemäß 
vorgegebene Trennung der Aufgaben von Straf justiz und Sicherheitspolizei Bedacht zu nehmen .  

D ie  heute fortgesetzte Enquete wi rd ,  n icht zuletzt aufgrund des umfangreichen Blicks über die 
G renzen und die dort bereits gemachten Erfahrungen, einen wichtigen Beitrag zur Lösung 
dieser Aufgaben leisten.  - Ich danke Ihnen für I h re Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ, bei 
Bundesräten der ÖVP und des Bundesrates Dr. Kapral.) 
12. 1 6  

Debatte ü ber die Erklärung 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach :  Ich darf dem Herrn Bundesminister für seine Aus­
führungen sehr herzlich danken . 

Entsprechend dem bereits bekanntgegebenen Verlangen gemäß § 37 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Bundesrates, über diese Erklärung eine Debatte durchzuführen,  gehen wir nun in 
diese ein .  

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Dr. Peter Kapral . Ich bitte ihn,  das Wort zu ergreifen.  

12. 1 6  

Bundesrat Dr. Peter Kapral (Freiheitliche, W ien):  Frau Präsidentin !  Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren ! Hoher Bundesrat! Eingangs darf ich mich bei Herrn Präsidenten 
Strutzenberger bedanken, daß er die In itiative ergriffen und Herrn Bundesminister Einem "nahe­
gelegt" hat, h ier einen Bericht abzugeben. Das erspart uns als freiheitl iche Fraktion in diesem 
Haus nämlich , eine dringl iche Anfrage an ein M itglied einer gerade noch im Amt befindlichen 
Bundesregierung zu richten und aus diesem G rund, wei l  sie gerade noch hier tätig ist, eine 
solche dringliche Anfrage dann zum zweiten Mal zurückzuziehen,  wie wi r das vor dem Sommer 
tun mußten,  wei l  der Herr Bundesminister leider verhindert war, an der letzten Sitzung dieses 
Gremiums vor der Sommerpause teilzunehmen. 

Sie haben Ihre Ausführungen in  vier Punkte gegl iedert. Ich darf in  dieser Reihenfolge auch dazu 
Stel lung nehmen . 

Es freut mich für Sie, Herr Bundesminister, daß es I hnen gelungen ist, im Rahmen der Euro­
päischen Union - ich hoffe sehr, daß diese Hoffnungen auch bei der morgen stattfindenden 
Konferenz des I nnenministerrates aufgehen - tatsächlich eine breitere Vertei lung der Lasten zu 
erreichen,  die sich aufgrund der Flüchtlingsentwicklung im Zuge der unglücksel igen Kampfhand­
lungen im ehemaligen Jugoslawien ergeben haben.  Es scheint so zu sein ,  daß h ier doch am 
Ende - hoffentlich - dieser tragischen Auseinandersetzungen so etwas wie eine europäische 
Solidarität Platz g reift und die Lasten ,  die heute sehr einseitig auf den an sich grenznahen oder 
doch von einem starken humanitären Bewußtsein ,  was das Flüchtlingsdrama anlangt, durch­
drungenen Staaten l iegen,  gleichmäßiger verteilt werden .  

Ich habe mit I nteresse Ihren Rechenschaftsbericht über die Entwicklung des Grenzdienstes zur 
Kenntnis genommen. Es freut mich , daß hier eine positive Entwicklung festzustellen ist und daß 
es in  absehbarer Zeit gelingen wird, auch in Österreich einen den modernen Erfordern issen 
Rechnung tragenden Schutz der Grenzen - sei es in Form der G renzkontrol len oder in Form 
einer Überwachung der sogenannten grünen Grenze - zu erreichen .  Der Assistenzeinsatz des 
österreichischen Bundesheeres ist an sich eine sehr erfreu l iche Sache, ich war aber nie -
persönlich jedenfalls n ie - der Meinung, daß es die Aufgabe - und diesen Anschein hat es 
manchmal - des österreichischen Bundesheeres ist, die Grenzüberwachung durchzufüh ren.  

Wie gesagt, es ist das ein durchaus positiver Aspekt gewesen ,  i n  Zeiten ,  wie wir s ie in  der 
Vergangenheit hatten,  rasch und, wie man sieht, durchaus m it Erfolg - Herr Bundesminister 
Fasslabend hat uns das ja heute früh in der Fragestunde bestätigt - das österreichische 
Bundesheer dafür einzusetzen, h ier eine Lücke zu schl ießen, die sich - aus welchen Gründen 
auch immer - ergeben hat. 
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Es freut mich auch , zu hören,  Herr Bundesminister, daß die jüngsten Daten der Kriminalstatistik, 
die den Zeitraum Jänner bis August 1 995 umfassen , e in durchaus positives Bild zeichnen und 
daß vor allem die Aufklärungsquote doch einen signifikanten Anstieg aufweist, was zeigt, daß 
die Arbeit der österreichischen Sicherheitsbehörden durchaus positiv zu sehen ist. 

Was die Frage des Kriminaltourismus anlangt - das leitet dann schon zum vierten Punkt über, 
näml ich zu der doch sehr dramatischen Entwicklung der organisierten Verbrechen , die ja  sehr 
stark auch durch eine grenzüberschreitende kriminelle Aktivität beeinf lußt ist -, so ist mir  schon 
klar, daß man h ier zwischen E inwanderern und Ausländern unterscheiden muß, die hier im 
Lande straffäl l ig werden , die hier Straftaten setzen. Es ist ja durchaus einleuchtend, daß die 
Quote der straffäll igen Einwanderer unterdurchschn ittlich ist. Denn wenn ich neu in ein Land ein­
gewandert bin ,  wenn ich mir hier eine Position , eine wirtschaftliche Position erobert habe, wenn 
ich viel leicht die Staatsbürgerschaft anstrebe, werde ich sicherlich nicht riskieren , h ier straffäll ig 
zu werden. - Ich glaube , daß das ein wesentlicher Gesichtspunkt ist, auf den man bei der 
gesamten Einwanderungspolitik Bedacht nehmen muß. Ich werde auf diese Frage noch einmal 
zurückkommen. 

Ich weiß zwar, daß Sie für das, was Sie im vierten Punkt Ihrer Ausführungen erwähnt haben, 
sicherlich n icht die Unterstützung der Opposition suchen , schon gar n icht die der freiheitl ichen 
Opposition, die immerhin die größte Oppositionspartei ist, aber ich kann Ihnen hier sagen ,  daß 
wir diesen Überlegungen , den Sicherheitsbehörden entsprechende neue Möglichkeiten zu 
eröffnen, durchaus positiv gegenüberstehen. 

Das Ganze ist natürlich eine G ratwanderung zwischen den Notwendigkeiten , die die Entwicklung 
sozusagen auf der Seite der Kriminal ität durchläuft, und den Möglichkeiten ,  die die Sicherheits­
behörden heute haben und die ausgeweitet werden müssen, wenn man dieser Entwicklung 
wirklich effizient gegenübertreten möchte.  Auf der anderen Seite muß man jedoch die demokra­
tischen Gru ndrechte im Auge behalten und bedenken, daß bei all diesen Dingen natürlich eine 
Breitenwirkung eintritt, die prima vista doch einmal einen hohen Prozentsatz von Leuten e rfaßt, 
die n icht unbedingt in den Kreis der engeren Verdächtigen gehören . Diese Gratwanderung wird 
man gehen müssen . Man wird abwägen müssen,  was noch akzeptabel ist und was notwendig 
ist, und insofern ist natürl ich die gestern und heute stattfindende Veranstaltung, die Sie, Herr 
Bundesminister, erwähnt haben ,  eine durchaus positive Sache. Ich glaube, daß sich hier 
durchaus Aspekte ergeben werden, d ie bei der letztendl ichen Beschlußfassung hier im Hohen 
Haus eine Rolle spielen werden. 

Also, wie gesagt, Sie haben einen aus der Sicht des Innenministers du rchaus positiven Bericht 
vorgelegt, den wir gerne zur Kenntnis genommen haben.  Ich möchte hier nicht i rgendwelche 
Sprichworte, die sich im Sprachgebrauch über Statistik ergeben haben,  zitieren.  Ich möchte 
überhaupt meine Ausfüh rungen eher knapp und kurz halten ,  wei l  ja meine Kollegen dann in 
i h ren Wortmeldungen noch auf einzelne Aspekte eingehen werden. 

Eines, glaube ich, sol lte man sich aber schon bewußt sein :  Auch wenn grosso modo Österreich 
im Vergleich zu anderen Ländern als durchaus sicheres Land gi lt ,  ist der subjektive Eindruck der 
Bevölkerung und vor allem der älteren Bevölkerung leider n icht so positiv. Das hängt damit 
zusammen, daß vor allem die Zahl der Eigentumsdel ikte doch nicht gerade gering ist, daß -
davon sind ja vor al lem unsere älteren Mitbürger betroffen - Betrügereien, Trickbetrügereien um 
sich greifen ,  natürlich auch Raubüberfälle und Taschendiebstähle. Auch diese betreffen 
natürl ich gerade unsere älteren Mitbürger besonders. 

Al l das hat natürlich dazu geführt, daß der subjektive Eindruck über das Sicherheitsniveau in 
diesem Land nicht unbedingt zum besten steht. Wenn man sich etwaige Befragungen, wie sie in 
al lerj üngster Zeit auch in der Presse zu lesen waren,  anschaut, dann sieht man ja deutl ich , daß 
dieses Gefühl  bei den älteren Mitbürgern wesentlich stärker zum Tragen kommt. 

Das hängt natürlich auch damit zusammen, daß der Innenminister - ich spreche Sie hier nicht 
mehr persönlich an, weil die ganze Entwicklung, die sich außerhalb dieses Raumes am heutigen 
Tag und schon in den letzten Tagen abgespielt hat, dazu führen dürfte , daß sich die Verhält-
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nisse doch ändern werden . . . (Bundesrat Prähau ser: Denken Sie an den Pretterebner?) Ich 
denke überhaupt nicht an Herrn Pretterebner. Was hat Herr Pretterebner in der Diskussion mit 
Herrn Bundesmin ister Einem zu tun? (Bundesrat Dr. Tr emm el: Er hat sein Mandat zurückge­
legt!) Herr Pretterebner wird dem neuen Nationalrat möglicherweise wieder angehören ,  mögli­
cherweise nicht, aber das werden n icht Sie, Herr Prähauser, das werde nicht ich bestimmen, 
das l iegt natürlich in erster Linie bei  ihm selbst. (Bundesrat Prähau ser: Ich muß es mir nicht 
wünschen!) 

Darum geht es aber nicht, sondern was ich hier sagen wollte, ist, daß der Innenminister natürlich 
schon eine gewisse Vorbi ldfunktion erfüllen m uß,  eine Führungs- und Managementfunktion 
seinen Beamten gegenüber, die es dringend notwendig haben, daß m an sie motiviert, daß man 
ihnen das Gefühl  gibt, daß sie ernstgenommen werden und daß sie auf der pol itischen Ebene 
eine Vertretung haben , die sie auch - so etwas kann immer vorkommen - bei al lfäl l igen 
Mißständen soweit in Schutz n immt und sich vor sie stellt , als das möglich ist. Und da muß ich 
doch sagen ,  daß mir in der letzten Zeit diese Vorbi ldfunktion nach außen zu wenig vertreten 
erscheint. (Vizepräsident Strutz enb erg er übernimmt den Vorsitz.) 

Ich weiß ,  daß Sie aus sehr lauteren Motiven hier das "TATblatt" unterstützt haben .  Ich verstehe 
es, Sie haben es verstanden, wir verstehen es hier wahrscheinlich al le, daß es Ihnen nur  darum 
gegangen ist, einer Zeitung, die in erster Instanz nicht recht bekommen hat, die verurteilt wurde, 
die Möglichkeit einer Revision dieses Richterspruchs auch in der nächsthöheren Instanz zu 
geben. Aber dieses besagte "TATblatt", das ich nicht näher kenne, hat im Zusammenhang mit 
einem bevorstehenden Ereignis, nämlich der Bundesheerparade am 26. Oktober, in bedenkli­
cher Weise gesch rieben .  Man kann über Nutzen und Zweck solcher Paraden sicher geteilter 
Meinung sein, was man aber nicht kann,  ist, daß man direkt auffordert, dieses Ereignis zu 
stören ,  es unmöglich zu machen , und damit auf der anderen Seite die Exekutive, die Sicher­
heitskräfte zwingt, sich Gedanken darüber zu machen , wie sie solche Störungen verh indern 
können. Ich habe auch so meine Zweifel ,  ob es dem einzelnen Polizisten auf der Straße wirkl ich 
einsichtig und verständlich ist - Sie haben das sicher noch als Privatmann getan , aber heute 
sind Sie Innenminister -, daß ein Spendenfluß zu einem Blatt, dessen Verbreitung Gott sei Dank 
gering ist, die in einschlägigen Kreisen aber wahrscheinl ich durchaus gegeben ist, stattgefunden 
hat. (Vizepräsident Dr. Drs h. c. Schamb eck übernimmt den Vorsitz.) 

Wie die Situation bei der Exekutive bestellt ist, ist daraus ersichtlich ,  daß eine jüngst veröffent­
lichte Studie dokumentiert, daß 60 Prozent der Angehörigen der Exekutive unter Streß leiden . In 
diesem Zusammenhang ist mit Streß nicht gemeint, daß sie vol l  im Einsatz sind und viel zu tun 
haben , sondern hier handelt es sich um Streßsituationen , die auch damit zusammenhängen, 
daß ihre Stel lung nicht überall so unumstritten ist, wie wir uns das eigentlich von unseren Exeku­
tivbeamten erwarten würden .  

Was die Gesamtentwicklung anlangt, so  darf ich h ie r  doch daran erinnern, daß wir uns  dessen 
bewußt sein müssen, daß solche Entwicklungen, wie es die "Chaotentage" in Hannover waren, 
in Österreich nicht eintreten dürfen. Ich möchte diesbezügl ich heute doch unmißverständlich und 
klar festhalten:  Wenn solche Attacken,  unter welchem Titel auch immer und in welchem Aus­
maß auch immer, in Österreich einmal beabsichtigt sein sollten ,  dann muß die politische 
Führung im Sinne der Gesetze handeln und einmal auch in diesem Land n icht nur Leben und 
Gesundheit schützen ,  sondern auch das persönliche Eigentum.  Die pol itisch Verantwortl ichen 
müssen es der Exekutive ermöglichen , mit der vollen Härte des Gesetzes gegen solche 
Chaoten vorgehen zu können. (Bundesrat Strutz enb erg er: Wem halten Sie den Vortrag?) Zum 
Beispiel auch Ihnen, Herr Präsident Strutzenberger! (Bundesrat Strutzenberger: Nein, mir nicht! 
Das sind alte Hüte, die Sie da aufwärmen.) 

Ich glaube, daß wir uns schon dessen bewußt sein sollten,  Herr Präsident, daß wir, wenn wir 
Gelegenheit haben, einmal über die Frage der inneren Sicherheit zu sprechen,  auch ein bißehen 
über die G renzen schauen müssen,  und was sich vor nicht al lzu langer Zeit in Hannover abge­
spielt hat, ist sicherlich etwas, was in diesen . . .  (Bundesrat Strutz enb erg er: Aber Sie verdäch­
tigen da die politische Führung einer Nachlässigkeit, die Sie nicht beweisen können!) Nein , Herr 
Präsident, ich appell iere an die pol itische Führung (Bundesrat Strutz enb erg er: Das Referat 
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würde ich an Ihrer Stelle in Ihrer Partei halten!), daß sie sich - es gibt gewisse Hinweise, und ich 
habe ja gesagt, in welchem Ausmaß auch immer, es gibt gewisse Hinweise - hier voll und ganz 
hinter die Exekutive stellen möge . (Beifall bei den Freiheitlichen. - Bundesrat Dr. Tremmel: Sie 
sind ja auch dafür, daß der Minister hinter der Exekutive steht!) 

Wir sprechen ja nicht von der inneren Sicherheit der einzelnen Fraktionen und der einzelnen 
Klubs ,  der einzelnen Bewegungen und Parteien .  Wir sprechen von der inneren Sicherheit des 
Landes (Bundesrat Strutzenberger: Da wäre ich schon mit Ihnen einer Meinung!), und die liegt 
uns allen - ich glaube, da bin ich auch mit Ihnen,  Herr Präsident Strutzenberger, einer Meinung 
- sehr  am Herzen.  (Bundesrat Strutzenberger: Jawohl!) Wir möchten sicherl ich nicht etwas 
haben ,  was - siehe "Chaostage" in Hannover (Bundesrat Strutzenberger: Nein! - Bundesrat 
Meier: Das ist ja bei uns nicht!) - einen schwarzen Fleck auf die politische Entscheidungsfähig­
keit und auf die Entscheidung der politisch Verantwortlichen wi rft. Solche Dinge wollen wi r in 
Österreich nicht (Bundesrat Strutzenberger: Da werden wir schon alles dafür tun, daß das bei 
uns nicht so ist!), und wir können durchaus hier auch schon einmal vorbeugend darüber 
sprechen. 

Aber, Herr Präsident Strutzenberger, Sie haben ja noch Gelegenheit - Sie haben ja angedeutet, 
daß Sie sprechen werden -, uns Ihre Überlegungen, Ih re Ansichten dazu hier am Rednerpult 
darzulegen.  

Wie gesagt, es ist e ine Frage der Optik und der politischen Glaubwürdigkeit, und es ist sicherlich 
auch notwendig, daß hier eine Persönl ichkeit an der Spitze des Ressorts steht, die mit den 
Beamten ,  mit dem einzelnen Exekutivbeamten einer Meinung ist. 

Ich möchte hier auf etwas hinweisen , was Sie nicht direkt betrifft, was aber natürlich zeigt, daß 
die Motivation eine wichtige Rol le spielt. Wir waren im heurigen Jahr mehrmals mit der Tatsache 
konfrontiert, daß Strafhäftl inge entflohen sind und daß sich dann die Exekutive, daß sich die 
I hnen unterstehenden Beamten neuerl ich engagieren mußten,  um eine Justiz zu unterstützen ,  
die möglicherweise - d ie  Gründe wollen wir hier n icht näher untersuchen - n icht dafür sorgen 
kann ,  daß solche Vorfälle nicht eintreten .  Da kann ich mi r  durchaus vorstel len, daß bei dem 
einzelnen Beamten dann ein gewisses Gefühl des Unmutes aufsteigt, wenn er hier zum Schutz 
der Bevölkerung wieder tätig werden muß. 

Ich möchte auch nur der Ordnung halber und deswegen, damit wir den Gesamtaspekt sehen ,  
etwas erwähnen, was in Ih ren Ausführungen nicht vorgekommen ist - das ist sicherlich auch 
nicht nur Ih re Zuständigkeit -, nämlich die Drogenproblematik mit all ihren Konsequenzen . Diese 
Problematik betrifft sicherl ich mehrere Ressorts, wei l  sie ja nicht nur mit M itteln der Verbre­
chensbekämpfung in Zaum gehalten werden kann .  Aber auch hier hat man manchmal den 
Eindruck, daß sich die Exekutivbeamten sehr einsetzen ,  jedoch nicht überall die politische 
Rückendeckung finden . Ich bin überzeugt davon, daß sie diese bei ihrem Ressortchef haben, 
wei l der Ressortchef sicherl ich die Sorgen und Nöte seiner Beamten sehr gut kennt und sich vol l  
hinter diese Dinge stel lt, aber auch hier könnte man natürlich auf ausländische Entwicklungen , 
die dann nur mehr mit drastischen Mitte ln ,  wie in  Zürich, bekämpft werden konnten , h inweisen . 

Anläßlich der Leistungsschau der Wiener Polizei hat sich der neue Pol izeipräsident auch nach­
denklich über die zunehmende organisierte Kriminal ität geäußert, die sich vor allem durch die 
Öffnung der Ostgrenzen ergeben hat. Ich hoffe sehr, daß sich die Ih ren Ausführungen zu ent­
nehmenden Bemühungen, vor allem was den Grenzschutz an langt, positiv auswirken und zu 
einem positiven Ergebnis führen werden . 

Die Pol izei braucht sicherlich außer den heute schon erwähnten und d iskutierten zusätzl ichen 
Möglichkeiten auch eine dem modernsten Stand entsprechende Ausrüstung. Sie braucht auch 
die materiel len Voraussetzungen ,  um gegen diese Entwicklung auftreten zu können. Sie braucht 
auch die innere Bereitschaft, die Motivation. Fehler welcher Art auch immer - und wie sie leider 
auch in jüngster Zeit im Zusammenhang mit einem Strafverfahren aufgedeckt wurden - sind zu 
vermeiden. - All das zeigt, daß die Persön lichkeit, die als I nnenminister einer - so nehme ich es 
jedenfalls an - neuen Bundesreg ierung fungiert, doch einige neue Probleme vor sich sieht. 
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Lassen Sie mich zuletzt noch einmal zurückkommen - ich habe es angedeutet - auf die Frage 
der Ausländerpol it ik, der E inwanderungspolitik .  Ich möchte, nur damit es nicht unerwähnt bleibt 
- es hängt nicht d irekt mit der Frage der inneren Sicherheit zusammen -, hier doch deponieren: 
Österreich ist kein Einwanderungsland. Österreich kann nicht allen Wünschen nach Einwande­
rung nachkommen. Es gibt kein Recht auf Famil ienzusam menführung. Es gibt ein Recht auf 
Famil ie. Dieses Recht auf Fami lie ist sicherlich vom human itären Standpunkt aus zu 
berücksichtigen,  es muß aber so in die Praxis umgesetzt werden , daß den Wünschen , den 
Anliegen der österreichischen Bevölkerung Rechnung getragen wird und daß durch eine 
übereilte ,  überhastete Politik nicht Entwicklungen eintreten,  die wir al le nicht wol len. - Danke. 
(Beifall bei den Freiheitlichen.) 
12. 40 

Vizepräsident Dr. Drs h.c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist weiters Herr Bundesrat 
Dr. Günther Hummer. Ich erteile es ihm. 

12. 40 

Bu ndesrat Dr. Günther Hummer (ÖVP, Oberösterreich) :  Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesmin ister! Hoher Bundesrat! Meine sehr verehrten Damen und Herren!  I n  
einer Wende der österreich ischen Innenpolitik zu  einem Bericht zu  sprechen ,  dessen Inhalt n icht 
absehbar war, erfordert viel leicht gerade deshalb grundsätzl iches Denken. 

Wir haben mit Dankbarkeit gehört, daß die langjährigen Bemühungen, die europäische Zusam­
menarbeit im Bereich des Flüchtlingsproblems in die Hand zu bekommen - so scheint es -, nun 
konkrete Auswirkungen haben . Denn Flüchtl ingsprobleme kann man nicht nur national , sondern 
muß man international , europäisch regeln .  

Zum zweiten freut es uns, wenn ein entsprechender Ausbau der Bundesgendarmerie, der 
G renzkontrollsteIlen , der Grenzüberwachungsposten erfolgt, und wir können nur hoffen, daß 
diese Bemühungen konkret Erfolg zeigen .  

Auch jede Erhöhung der Aufklärungsquote ist ein Erfolg fü r  die innere Sicherheit, wei l  der 
G laube an den Staat eine der Voraussetzungen dafü r ist, daß Sicherheitspolitik gelingt. 

Welches große Problem die internationale Kriminalität heute darstellt, können uns Fachleute 
erzählen, und wi r müssen uns - Sparsamkeit hin und her - der Tatsache bewußt sein ,  daß es 
ein Überleben des Gemei nwesens nur dann gibt, wenn wirklich alles eingesetzt wird ,  insbeson­
dere auch die sogenannte dritte Säule der EU, um dieser eminenten, an den Grundfesten des 
Staates rührenden Probleme Herr zu werden. 

Ein Innenminister ist n icht nur einer, der gemeinsam mit einer Regierung Sicherheit verschaffen 
muß, sondern immer auch einer, der das Gefühl der Sicherheit vermitteln muß.  Und das Gefühl 
der Unsicherheit ist manchmal viel leicht genauso gefährlich wie die Unsicherheit selbst. 

Und so glaube ist, nach Besuch vieler Menschen , die mit Sicherheit im weiteren Sinn zu tun 
haben , doch etwas aus der Erfahrung Geschöpftes Ihnen, meine verehrten Damen und Herren 
des Bundesrates, in zehn Thesen vorlegen zu dürfen. 

Ich glaube zunächst, daß jeder Staat danach trachten muß, eine möglichst homogene Gesell­
schaft zu haben . Denn eine homogene Gesellschaft, so behaupte ich , ist sicherer als eine inho­
mogene. Einer Regierung muß es gelingen, große Unterschiede der sozialen Verhältn isse, der 
gesellschaftlichen Verhältnisse, aber auch der kulturellen und religiösen Beziehungen gewisser­
maßen zu regulieren,  zu entspannen. Das heißt, nicht eintönig zu machen ,  das heißt nicht 
Gleichmacherei ,  sondern das heißt, Ausgleiche zu schaffen.  

Zweitens: Der Glaube an e inen gemeinsamen,  außer Streit stehenden Kodex sittl icher Normen 
innerhalb eines gesellschaftl ichen Systems bedingt mehr Sicherheit und eher Sicherheit und 
Stabil ität in  einem Staat als die heute stets zu hörende Forderung nach noch mehr Freiheit ,  
nach einer schrankenlosen Freiheit, nach einer Freiheit ohne Grenzen,  einer Freiheit ohne 
Tabus. 
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Die Gesellschaft, die g laubt, auf alle Werte verzichten zu können, wird n icht nur eine wertfreie 
Gesellschaft, sondern man kann sie auch eine wertlose Gesel lschaft nennen. Eine solche 
Gesel lschaft wird labil sein ,  wi rd letzten Endes das Gefühl  der Unsicherheit vermitteln .  

Drittens: Es ist gewiß unsere Pflicht als Demokraten, an d ie  wir ständig erinnert werden ,  daß wi r 
die Auffassungen und Überzeugungen anderer zu achten haben. Es ist aber n icht unsere Pfl icht, 
allem und jedem zu akklamieren. Ein eindeutiger Prioritätenkatalog, den wir aus unserer Über­
zeugung in der Gesellschaft gestalten, ein Prioritätenkatalog, der Werte vermittelt, tut mehr zur 
i nneren Sicherheit und Stabil ität als die heute zu ortende al lgemeine Orientierungslosigkeit. 

Viertens: Die Sicherheit braucht den starken ,  funktionstüchtigen , handlungsfähigen Staat, der 
sich n icht in den Händen von I nteressengruppen,  Kammern , Gewerkschaften und Lobbies befin­
det. Das Gefüh l ,  der Staat vermöge gar nicht mehr Recht zu verschaffen und zu schaffen, ist die 
Ursache so mancher innenpol itischer I nstabil ität. Der starke Staat ist namentlich auch der, der 
es versteht, seinen Haushalt in  Ordnung zu halten - sehr aktuell -, Interessengruppen Grenzen 
zu setzen , Recht durchzusetzen und Krisen zu bereinigen. 

Fünftens: Jede Freiheit des einen hat ihre Grenze an der Fre iheit des anderen. Das hat schon 
das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch gewußt. Die größtmögliche Freiheit der Bürger zu 
wah ren,  ist gewiß Aufgabe des demokratischen Staates, desgleichen die Bewahrung eines 
Fundus tragender Werte. Alles aber, was darüber hinausgeht, macht den Bürger unsicher, läßt 
ein Abgleiten in fundamentalistische Standpunkte , in einen gefährlichen Totalitarismus befürch­
ten .  

Es ist seltsam , daß die permissive Gesellschaft eine nahe Angehörige der Sektiererei ist, die 
man heute n icht nur im Bereich der Sekten, sondern auch manchmal der Pol itik beobachten 
kann ,  und daß sich auch bei uns so etwas wie ein Kontrapunkt des Fundamental ismus breit­
macht. 

Sechstens: In einem demokratischen Rechtsstaat muß der Unterschied zwischen Recht und 
Unrecht, gut und böse, sozial und asozial sichtbar und abgrenzbar sein .  Bei allem Verständnis 
fü r mensch liches Versagen und für Verstöße gegen das Recht muß der Unterschied zwischen 
Recht und Unrecht, zwischen Opfer und Täter eindeutig sichtbar bleiben.  Anders würde sich der 
Rechtsstaat selbst in Frage stel len, würde zur Selbsthi lfe nötigen und damit Unsicherheit 
schaffen .  

Siebentens: Der Bürger glaubt nur an e inen Staat, in dem die Wahrschein l ichkeit, daß im Einzel­
fall Recht Recht bleibt, groß ist. Deshalb ist jedes Ansteigen der Aufklärungsquote in der Krimi­
nal ität seh r zu begrüßen. Ein Staat, in  dem die Überzeugung herrschen würde, daß letzten 
Endes doch Macht vor Recht gehe oder daß das Recht des Stärkeren gelte, zerstört sich selbst. 
Deshalb ist die schonungslose Bekämpfung der Korruption eine der vornehmsten und wichtig­
sten Aufgaben und die wichtigste Pflicht des demokratischen Rechtsstaates. - Aus demselben 
Grund ist die Schaffung von Gesetzen, an deren Realisierung der Gesetzgeber selbst nicht 
mehr glaubt, n icht nur überflüssig, wie man manchmal hört, oder nur verwaltungsaufwendig, 
sondern eigentlich sogar gefährl ich, wei l  sich der Gesetzgeber damit selbst in Frage stel lt und 
sich selbst in das Eck des Absurden stel lt. 

Achtens: Der Staat braucht auch Achtung vor sich selbst. Bei aller Kritik ,  die man tagtäglich den 
Medien entnehmen kann ,  können der Staat und seine Organe und Einrichtungen n icht nur Stoff 
für  Kabarettisten sein .  Ein Staat, der sich seiner Einrichtungen schämt, wird für sich selbst zum 
Sicherheitsrisiko. Dies wurde von jenen übersehen, die unser Bundesheer so gerne verstecken 
möchten, damit es mögl ichst wen ig sehen können. 

Neuntens: Heute mehr denn je ist die nationale Sicherheit Tei l  der internationalen Sicherheit. 
Der das Völkerrecht beherrschende Grundsatz der territorialen Integrität und Souveränität muß 
heute nach meiner Überzeugung überall dort zurückweichen , wo internationale Gefahren,  wie 
die organisierte Kriminal ität eben, dies erfordern .  Europol und ähnliche Einrichtungen müssen 
effiziente Real ität werden, um auch in Zukunft innere Sicherheit garantieren zu können . 
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Zehntens: Anliegen eines l iberalen Rechtsstaates ist immer auch der Schutz der Bevölkerung 
vor der Polizei .  Das ist richtig .  Von einem Minister des Inneren erhofft man aber vorrangig den 

Schutz der Bevölkerung durch die Polizei . Der Innenminister steht - wie die gesamte Regierung 
natürlich - für Sicherheit, Kontinuität und Unersch ütterlichkeit. Er ist auch Polizeimin ister und 
wie kein anderes Mitglied der Regierung Staatsminister, Garant des Staatswesens. Er soll auch 
Vertrauensmann und Mittelsmann der Polizei sein .  Man darf dies von ihm verlangen. 

Wenn man über die Frage der Ausländerpolitik auch ein Wort verlieren darf, so möchte ich 
sagen ,  wir m üssen uns dessen bewußt sein, daß auf uns die Last der Geschichte, die Last auch 
der österreich ischen Geschichte l iegt und daß es h ier sehr viel Gerechtigkeitssinns, N üchtern­
heit, Klugheit und auch Realitätssinns bedarf. 

Zunächst einmal - niemand hört es gar so gerne und deshalb muß man es besonders laut und 
eindringlich sagen -: Wir m üssen dankbar sein, daß Gastarbeiter für uns jene Arbeiten machen, 
die wir selber gar n icht mehr machen möchten , dort ,  wo wir gar nicht mehr die Menschen finden, 
die diese Arbeit machen. Ohne die Gastarbeiter, ohne ihre H i lfe durch Jahrzehnte wäre der 
Aufbau des Wohlstandes, dessen wir uns auch h ier in Österreich erfreuen dürfen, gar nicht 
denkbar gewesen .  Jeder, der in die Wirtschaft hineinhorcht, wird die Bestätigung dafür finden. 

Als jüngst ein namhafter Schuhfabrikant sich freute , daß im Müh lviertel eine Schuhfabrikation 
aufrechterhalten werden kann und dort 500 Arbeitsplätze erhalten bleiben,  war meine Frage: 
Wie viele davon sind Gastarbeiter? - Es sind immerhin 300 , also mehr als die Hälfte. Denn was 
wir beklagen,  wenn wir von Arbeitslosigkeit sprechen - auch das müssen wir uns einmal 
eingestehen -, ist der Mangel an qualifizierten Arbeitsplätzen und von Arbeitsplätzen am rechten 
Ort. 

Man muß aber auch mit al ler Nüchternheit feststel len: Wenn man von " Integration" unserer 
ausländischen Gastarbeiter und Freunde spricht, so ist dies unzutreffend. Niemand will eine 
Assimi lation der Ausländer, niemand wil l ,  daß sie also so werden wie wir, aber eine Integration , 
wie sie österreichische Tradition ist, daß man sich als Bestandtei l  eines Ganzen fühlt, daß man 
sozusagen in der abendländischen Kultur, bei uns österreichische Wurzeln geschlagen hätte, 
eine solche I ntegration besteht nicht und kann auch nicht erwartet werden, sondern es entsteht 
h ier eine neue Kultur, eben eine Kultur des Islam neben unserer Kultur. 

Auch das sagt man unter der Last unserer Geschichte nicht gerne, weil man so in den Verdacht 
kommt, es würden fehlende Sympathien gegenüber den Ausländern die wahre und ehrliche 
Triebfeder sein ,  als würden wir das Anderssein nicht mögen und nicht tolerieren wol len. Aber ein 
wenig sehen wir doch , daß die Vernunft hier Grenzen zieht. 

Alle von I hnen haben von dem Urtei l  des Bundesverfassungsgerichtes in Karlsruhe gehört und 
gelesen,  den sogenannten Kruzifix-Streit betreffend, wobei bei uns die Rechtslage anders ist 
und deshalb nicht ohne weiteres auf österreichische Verhältnisse übertragen werden kann. Aber 
es war doch etwas, was uns zu denken gegeben hat, daß ein namhafter Vertreter des Islam 
kürzlich gemeint hat, wenn die rel igiöse Obrigkeit den Kopf tuch zwang verfüge, dann hätten eben 
die Frauen mit islamischem Bekenntnis dem zu folgen , und irgendeine Berufung auf 
demokratische G rundrechte fände h ier einfach nicht statt. Man muß darüber nachdenken, um 
h ier  die Nüchternheit und das rechte Maß zu bewahren. 

Es geht nicht darum,  daß fremde Menschen anderer Rasse abgelehnt werden, sondern daß wir 
wissen,  daß verschiedene Kulturen in einem Land , wie wir es in Bosnien-Herzegowina miterle­
ben müssen, schon durch eine winzige Minderheit stimul iert ,  möglicherweise aufeinanderprallen 
können . 

Es heißt also deswegen nicht: "Ausländer raus", oder wir respektieren deshalb nicht, was unsere 
ausländischen Freunde le isten - auch für uns leisten -, sondern wir bekennen uns zu einer 
offenen Grenze für echte Asylanten. Aber wir sind nun eben Menschen, und auch d ie 
Menschen, die zu uns kommen wollen , sind nur  Menschen,  und Einrichtungen, die des Miß­
brauches fähig sind, haben auch ihre Gefahren. 
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So könnte man sagen, das Papier, das der Herr Bundesminister überreicht hat, verdient 
menschlich jeden Respekt, und wenn Gesetze und Regeln immer eingehalten würden, dann 
müßte man dazu ja sagen. Aber immer dort, wo sie man ifeste Mißbräuche ermöglichen, da muß 
der Kompromiß,  das gesunde Augenmaß stehen . Und das, nur das, hat die ÖVP in diesem 
Punkte zu sagen. 

Man kann angesichts eines Wahlkampfes eigentlich nur bitten, das österreichische Ansehen 
nicht dadurch zu schädigen, daß Mißgriffe entstehen, daß eine Art Fremdenfeindl ichkeit, eine 
Verächtl ichmachung des Andersseins Platz greift, sondern daß wir gemeinsam nach neuen 
Ufern , nach neuen Lösungsmöglichkeiten suchen, die es uns, aber nicht nur uns, sondern vor 
allem unseren Kindern und Enkeln ermöglichen, das gleiche Gut zu gen ießen , das wir jetzt 
schon 50 Jahre genießen dürfen, nämlich innere Sicherheit, Wohlstand und inneren Frieden. -
Daß dies so sei , ist mein herzl icher Wunsch,  den ich in dieser Stunde aussprechen darf. (Beifall 
bei der ÖVP.) 
12. 58 

Vizepräsident Dr. Drs h .c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist weiters Herr Bundesrat 
Ernst Winter. Ich erteile es ihm. 

12.58 

Bundesrat Ernst W inter (SPÖ, Niederösterreich) : Herr Präsident! Herr Bundesmin ister! Meine 
seh r geehrten Damen und Herren ! Gemäß der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte hat 
jeder Mensch das Recht auf Leben ,  Freiheit und Sicherheit der Person. Wie alle übrigen Mit­
gliedsstaaten der Europäischen Union hat auch Österreich die Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zum Bestandtei l  unserer Rechtsordnung gemacht. Damit 
haben wir grundsätzliche Menschenrechte unter Verfassungsschutz gestellt . 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat im Zusammenhang mit Artikel 8 der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention die Schutzpflicht des Staates betont. Er prüft Verwaltungs­
entscheidungen unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit. Österreich ist also gut be­
raten,  seine Gesetze und Vorgaben der österreich ischen Bundesverfassung und dem internatio­
nalen Standard anzupassen . 

Daher ist es oberstes Ziel , für faire Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt zu sorgen, für geregelte 
Arbeitsbedingungen, für angemessene Wohnversorgung, damit Ängste überwunden werden 
können. Es müssen vor allem klare Verhältnisse im In land herrschen. Dafür werden und 
müssen wir aber auch sorgen . Wer nach Österreich kommen wil l ,  um hier zu bleiben, sollte dies 
sagen, bevor er oder sie zu uns kommt. Wir wollen i l legalen Aufenthalt so klein wie möglich 
halten ,  wei l  von der I l legalität die meisten Risken,  Lohndumping und Kriminal ität ausgehen. Ziel 
muß die I ntegration der Einwanderer auf allen Ebenen sein. Wer tägl ich fürchten muß, morgen 
wieder gehen zu müssen , der wird den nötigen Eigenbeitrag zu seiner Integration nicht leisten 
können. 

Der zweimalige Staatsgründer Bundespräsident Dr. Karl Renner hat schon gefordert, daß neue 
gesellschaftl iche Erscheinungen zu integrieren sind, da sie sonst zum Sprengstoff werden .  Wir 
wol len den in  Österreich lebenden Menschen ihre Ängste vor Einwanderung nehmen. 

Deshalb stellen wir klar: Neue Einwanderung kann es nur dann geben , wenn es uns gelingt, für 
die bereits im Lande Lebenden Sicherheit und Geborgenheit zu schaffen und auch zu erhalten.  
Dazu gehört auch fairer Lohn für die Arbeitenden bei geregelten Arbeitsbedingungen, eine ange­
messene Mindestversorgung mit Wohnraum und die Chance auf Arbeit für die Arbeitslosen. 

Das heißt aber auch weiterhin, faire Bedingungen bei den Verfahren zur Einwanderung, zur 
Asylgewährung und zur Abschiebung beizubehalten.  Wir werden die entsprechenden Maßnah­
men verwirklichen. Wir erwarten uns dafür aber auch faire Behandlung und Solidarität der euro­
päischen Staaten mit den Ländern , die von den kriegsbedingten Flüchtl ingen aus dem ehema­
ligen Jugoslawien besonders betroffen sind, wie Österreich , Schweiz und Deutsch land . 
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Sehr geehrter Herr Bundesminister! Ich freue mich sehr, daß es gelungen ist, eine Einigung 
darüber zu erzielen und die Zustimmung der EU- Innenm inister zu erreichen . - Danke. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 
13.03 

Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist weiters Herr Bundesrat 
Dr. Reinhard Eugen Bösch . Ich erteile es ihm. 

13. 03 

Bu ndesrat Dr. Reinhard Eugen Bösch (Freiheitl iche) : Herr Vizepräsident! Herr Min ister! Meine 
Damen und Herren ! - Herr Innenminister! Unbeschadet Ih rer Erklärung ,  die Sie heute h ier vor 
dem Bundesrat abgegeben haben und die über weite Strecken - ich sage es offen - Richtiges 
enthalten hat, betrachten wi r Freiheitlichen Ihre Amtsführung nach wie vor mit Besorgnis, 
weshalb wir die jüngsten politischen Entscheidungen auch begrüßen, weil sie zur Hoffnung für 
dieses Land Anlaß geben . 

Herr Innenminister! Es ist nach wie vor besorgn iserregend für uns, einen I nnenminister zu 
haben , der aus seinen Sympathien für eine gewalttätige Szene keinen Hehl gemacht hat. Es ist 
besorgn iserregend für uns, einen Innenminister zu haben, dessen Ernst zur Stärkung der 
Exekutive und zum Kampf für das Recht nicht immer klar erkennbar war. Sie wirkten zögerlich , 
wenn es darum hätten gehen sollen, die Mittel zum Schutz unserer Gesellschaft vor organisier­
ter Kriminal ität und Terrorismus zu verbessern . 

Und wenn Sie heute hier erklärt haben, daß Sie eine Enquete initi iert haben , die diese Themen 
behandeln sol l ,  und wenn Sie heute hier erklärt haben, daß die Aufstellung der Grenzschutz­
truppe Fortschritte macht, so freut mich das. Herr I nnenmin ister! Sie scheinen auf dem Wege 
der Besserung zu sein. Ob Sie diesen Weg allerdings al lzulange noch gehen werden können, 
l iegt n icht in meiner Entscheidung. 

In der Ausländerfrage, Herr I nnenmin ister - es wundert mich, daß Sie dieses Thema heute hier 
n icht angeschn itten haben -, verfehlen Sie das Thema eklatant. 

Uns Freiheitlichen geht es nicht darum, allfäl l ige Korrekturen bei einer al lzu spröden Gesetzge­
bung in der Vol lziehung zu verhindern . Uns geht es auch nicht darum, dagegen zu sein ,  Rege­
lungen zu treffen,  die es uns ermöglichen, daß wir anständig mit jenen Menschen umgehen 
können,  die schon seit vielen Jahren als Gastarbeiter in unserem Lande sind oder als Flücht­
l i nge unseren Schutz benötigen . Herr Innenminister! Uns geht es darum, die Änderung der 
GrundeinsteI lung zur Einwanderungspolitik, wie sie von I hnen betrieben wird ,  zu verh indern. Ich 
gestatte mir, ei nige Aspekte zu beleuchten .  

Herr Innenmin ister! Sie fallen zurück in  d ie Zeiten unkontrollierter Einwanderungspolitik .  Wenn 
wir der von Ihnen vorgeschlagenen Entwicklung freien Lauf l ießen, wü rden die Bedingungen in 
den Bereichen Wohnen, Arbeitsmarkt, Kriminalität, Soziales und Schule untragbarer werden, als 
sie es schon sind. 

Sie mißachten die Zeichen der Zeit .  Sie treten die Rechte der Einheimischen mit Füßen , denn 
die Lage auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt ist al les andere als entschärft. Und h ier treten 
Sie für die weitere Zuwanderung von Fami l ien ein,  ohne daß eine befriedigende Wohnungs­
situation nachgewiesen werden müßte. Das kann doch nicht I h r  Ernst sein !  N icht nur das 
Schicksal der Einheim ischen, sondern auch das der potentiellen Einwanderer scheint Sie nicht 
zu berühren .  Es wäre humaner, die Einwanderung zu stoppen,  bis jene, die schon h ier leben,  
mit Wohnung und Arbeit versorgt sind . (Beifall bei den Freiheitlichen.) 

Wir Freiheitl ichen verlangen deshalb an dieser Stelle erneut, anstelle einer weiteren Zuwande­
rung endlich die wirkungsvolle Umsetzung eines Saisonniermodells vorzunehmen . Das würde 
bedeuten ,  daß Ausländer in bestimmten Branchen bedarfsorientiert und für eine bestim mte Zeit 
eine Aufenthalts- und Arbeitsbewill igung erhalten, ohne daß die Fam ilien mit all den sozialen 
und politischen Problemen,  die wir schon zur Genüge im Lande haben, nachziehen . Man hat -
Herr Kollege Winter, Sie haben recht - ein Recht auf ein Famil ienleben , aber in seinem Heimat-
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land und nicht in der Fremde. Es gibt kein Recht auf E inwanderung, aber es gibt ein Recht auf 
Heimat. 

Sie wol len - ich beleuchte einen weiteren Aspekt - bei krim inellen Ausländern ,  Herr Innen­
min ister, die Abschiebepraxis teils völ l ig aufheben, teils verwässern. 

Sie sollten sich einmal die Mühe machen und den Sicherheitsbericht 1 993 Ihres Vorgängers 
lesen . 1 988 wurden noch 1 8  000 Fremde einer gerichtl ich strafbaren Handlung verdächtigt, im 
Jahre 1 993 waren es schon 41 355. Der  Anteil fremder Tatverdächtiger ist in bezug auf alle Tat­
verdächtigen somit von 1 0 ,6 Prozent im Jah re 1 988 auf 2 1 , 1  Prozent im Jahre 1 993 gestiegen .  

Beim Anteil an allen strafbaren Delikten ist im Bereich des bewaffneten und gewerbsmäßigen 
Bandendiebstahls immerhin ein Prozentsatz von 58,7 Prozent Fremder ausgeworfen .  Bei Ein­
bruchsdiebstahl in Auslagen sind es 55 Prozent, bei Vergewaltigungen 30 Prozent, bei Del ikten 
nach dem Waffengesetz 41 Prozent, bei Raub an Passanten 36 Prozent, bei Diebstahl von 
Kraftwagen 56 Prozent und bei Diebstahl von Gegenständen aus KFZ immerhin 40 ,2 Prozent. 

Herr Innenminister! Wir fordern Sie auf, sich nicht vor Verbrecher zu stel len, sondern der öster­
reichischen Rechtsordnung zum Durchbruch zu verhelfen und allen, nicht nur Fremden, klarzu­
machen, daß sie sich,  wenn sie h ier leben wollen, an die Gesetze dieses Landes zu halten 
haben. Herr Innenminister! Sie gaukeln eine falsche Humanität vor, die das Gegenteil bewirken 
wird .  

Auch i n  der Asylfrage schlagen Sie einen völlig inakzeptablen Weg ein . Für uns Freiheitliche ist 
es selbstverständlich , daß Österreich seine große Tradition als Aufnahmeland für Flüchtl inge 
nach der Genfer Konvention beibehalten muß. Wir bekennen uns dazu . Aber das darf uns nicht 
davon abhalten, auch die Asylfrage restriktiv zu admin istrieren,  wenn wir nicht eine Flut von 
Asylanten haben wol len, für die dieses Land sozial nicht vorbereitet ist, und wir können diese 
Dinge auch nicht finanzieren.  

Sie haben in dieser Bundesregierung d ie Stirn gehabt, auf der einen Seite der Bevölkerung ein 
chaotisches Sparpaket nach dem anderen aufzubürden, und auf der anderen Seite schaffen Sie 
gerade hier im Ausländerbereich mutwillig Situationen , die für die Einheimischen sozial, politisch 
und finanziell untragbar sind. Denken Sie bei allen diesen Vorschlägen , die Sie machen , Herr 
Innenminister, auch an die infrastrukturellen Kosten, die diese Politik aufwerfen wi rd . Durch Ihre 
Politik erzeugen Sie einen Sog auf Neuzuwanderer und Asylanten. Sie reißen Menschen aus 
ihrem gewohnten Kulturkreis heraus und überlassen sie einer ungewissen Zukunft. 

Herr Innenminister! Den Einheim ischen bürden Sie Probleme auf, die unlösbar sind. Ihre Politik 
ist unverantwortlich . Ihre Politik ist ein Angriff auf Österreich . 

Wir  Freiheitl ichen haben dieses Land schon in den letzten Jahren vor seiner eigenen Regierung 
geschützt, und diese Schutzfunktion - dessen können Sie gewiß sein - werden wir auch in der 
kommenden politischen Auseinandersetzung ausüben. (Beifall bei den Freiheitlichen.) 
13. 09 

Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Anton 
Hüttmayr. Ich erteile es ihm. 

13. 09 

Bundesrat Anton Hüttmayr (ÖVP, Oberösterreich) :  Nach Sicherheit und Schutz streben liegt in 
der Natu r des Menschen. 

Seh r geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hoher Bundesrat! Der Bereich Sicherheit ist 
ein sehr umfassender. Der Bereich Sicherheit ist auch ein Bereich ,  der Gott sei Dank die 
Menschen berührt, interessiert. 

Mein Vorredner hat sehr deutliche Worte gefunden , und nach meinen Erfahrungen hat er bei 
manchem recht, aber bei manchem ein wenig überzeichnet. Ich würde ihn bitten , dafür Sorge zu 
tragen, daß das, was er hier am Rednerpult gesagt hat, in den eigenen Reihen auch verwirklicht 
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wird. Die Gewalt, die gelebt wi rd ,  muß man h intanhalten .  Ich wil l  dieses Flugblatt (hebt es in die 
Höhe), diese Zeitungsnotiz n icht extra präsentieren,  aber erwähnen muß ich es schon.  Es ist 
keine Auszeichnung für uns als politische Mandatare , wenn wir selbst Gewalt anwenden . -
Soweit zu I hren Ausführungen. 

Geschätzte Damen und Herren ! Die Bürger s ind verunsichert. Es ist ein Gefüh l  einer gewissen 
Ohnmacht und ein gewisser Ruf nach Sicherheit vorhanden. Sicherheit im Staat, in der Gesell­
schaft, im persönlichen Leben ist ein zentrales Bedürfnis der Österreicherinnen und Öster­
reicher. Der Mensch hat ein elementares Recht, fre i  von gefährl ichen Überraschungen leben zu 
können.  Das haben alle meine Vorredner bereits erwähnt. 

Wir erleben auch, daß objektiv gesehen Österreich durchaus ein sicheres Land ist. Der Herr 
Innenminister hat auf Zahlen verwiesen, hat Statistiken gebracht, d ie nachweisen, daß hier 
Rückläufe vorhanden sind. - Das zum einen . 

Wir  erleben aber auch die Realität, und die Realität heißt auch: objektiv sicher. Subjektiv haben 
aber nach einer neuesten Umfrage über 80 Prozent der Bevölkerung das Gefüh l ,  nicht sicher zu 
sein ,  oder sie sagen es deutl icher: 8 1  Prozent sagen , sie fühlen sich unsicherer, als sie sich vor 
kurzem noch gefühlt haben. 

Geschätzte Damen und Herren !  Das sind die Fakten:  unsicherer, als sie sich vor kurzem noch 
gefüh lt haben.  Und das sol lten wir zur Kenntnis nehmen.  

I n  den letzten Monaten hatte ich ,  wie viele meiner Kol legen , d ie  Gelegenheit, viele Gespräche zu 
diesem Thema zu führen.  Ich konnte in meinem Bezirk fast alle Gendarmerieposten besuchen ,  
mit den Leuten reden ,  verschiedenes ausdiskutieren ,  mich vor Ort informieren und  überzeugen.  
Ich darf sagen, daß wir  im großen und ganzen stolz sein können auf unsere Exekutivbeamten .  
Die Leute haben Fachwissen , die Leute sind motiviert, legen Verantwortung an den Tag und 
machen das mit Einsatzfreude. Vieles hat sich - so wurde mir fast bei jedem Besuch bestätigt -
in den letzten Jah ren gewaltig gebessert. Logischerweise ist auch hier - und das wird ständig 
sein - eine Herausforderung gegeben,  an die jeweils modernen Geräte zu denken und diese 
anzuschaffen. 

Es ist auch der Wunsch und die Notwendigkeit vorhanden , bei den Personalbesetzungen 
flexibel zu sein.  Wir haben in unserem Bezi rk , der ein typischer Bezirk ist für Österreich , in dem 
es eine gemischte Struktur gibt , in den Zentralorten wirklich Bedarf beziehungsweise hinken wi r 
dort gewaltig nach . Wir haben auch i n  den Saisonorten Probleme, die Dienste aufrechtzuerhal­
ten .  Und das , was ich jetzt sage, wird schon seit Jahren in jeder Unterlage aufgezeigt, die uns 
gegeben wird ,  egal von wem .  Ich habe voriges Jahr selbst eine Anfrage gemacht, und Innen­
minister Löschnak hat mir das auch bestätigt. 

Insgesamt fehlen u ns aufgrund dieser Daten im Bezirk Vöcklabruck in etwa 50 Beamte, Herr 
Innenminister! Das ist Faktum .  Und dieses Faktum besteht n icht erst seit heute oder gestern, 
sondern das bringt die Entwicklung mit sich , und das muß man sehen. 

Ich habe schon von der subjektiven Sicherheit gesprochen, vom Empfinden. Wie empfinden die 
Leute das, was um sie vorgeht? Ein ch inesisches Sprichwort sagt: Die bestversch lossene Tür ist 
jene, die offengelassen werden kann .  

Herr Bundesmin ister! Ich muß Ihnen auch persönlich einen gewissen Vorwurf machen . Die 
Leute haben das Gefühl , daß Sie ihre Anliegen nicht sehr ernst nehmen, daß Sie das teilweise 
n icht so verkörpern , wie es von den Exekutivbeamten an den Tag gelegt wird beziehungsweise 
verlangt wird .  Und manche sagen , es ist teilweise eine gewisse Provokation dabei .  

Ich weiß,  daß diese Worte harte Worte s ind,  aber ich füh le mich verpflichtet, das in dieser Deut­
l ichkeit, in dieser Präzision zu sagen. 

Das Wichtigste bei al l unserem pol itischen Tätigsein ist, daß wir tür unsere Maßnahmen Ver­
ständnis schaffen.  Verständnis können wir nur dann zustandebringen , wenn wir ins Gespräch 
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treten, wen n  wi r den Betroffenen, den Beteil igten teilweise Hintergrundinformationen geben.  Ich 
bitte Sie , Herr Bundesm inister, daß Sie den Dialog mit all jenen , die ich aufgezählt habe, vor 
allem auch mit der Bevölkerung, verstärkt aufnehmen .  

Es kommt darauf an , wie unsere Aussagen wirken, wie s ie  auf d ie  Leute eindringen. Es kommt 
nicht so sehr darauf an , wie wi r es sagen wol len,  sondern wie es auf die Leute wirkt. 

Wir haben die Situation,  daß viele Angst haben.  Früher gab es bei den Posten die Nachtbe­
setzung. Wenn es finster wurde und man in der Stadt unterwegs war, dann hat man gewußt: 
Der Gendarmerieposten ist besetzt. - Vieles wurde hier geändert. 

Ich meine, wir fühlen uns dort woh l ,  wo wi r zu Hause sind. Heimat wird vielfach defi niert. Aber 
ich würde sie so defin ieren: Für mich ist Heimat dort, wo ich mich geborgen fühle. - Die Leute 
leben in den Städten ,  leben in den Ortschaften draußen ,  und sie fühlen sich aufgrund dieser 
Tatsache n icht so geborgen .  Das ist ein Faktum. 

Wir  müssen oft zur Kenntnis nehmen , daß Theorie und Praxis nicht immer zueinanderpassen .  
W i r  müssen zur Kenntnis nehmen , daß bei Sachlösungen, gerade auch bei solch sensiblen 
Bereiche,  auf der einen Seite natürlich die Ratio steht, aber auf der anderen Seite auch das 
Gefühl angesprochen wird .  Und wenn wir nur rationell nach Zahlen operieren ,  dann sprechen wi r 
damit n icht den Bürger an . Er fühlt sich n icht verstanden. Und daher sage ich : I n  diesem Bereich 
ist das eine falsche Sachentscheidung. - Auf diese Situation möchte ich Sie aufmerksam 
machen.  

Wir  haben teilweise Gendarmerieposten gesch lossen.  S ie haben s ie geschlossen ,  ohne daß Sie 
auf die Leute eingegangen sind ,  die Sie zur Diskussion eingeladen haben . Sie haben keinerlei 
Maßnahmen getroffen .  

Warum ist es nicht möglich , daß man zum Beispiel vor jetzt gesch lossenen Gendarmerieposten 
Notrufsäulen errichtet, so wie auf der Autobahn? Wenn ich eine Panne habe, gehe ich h in ,  hebe 
ab und bin mit dem nächsten Posten verbunden. Technisch - so wird mir gesagt - sei das eine 
durchaus kostenmäßig verkraftbare Lösung. 

Ich möchte in aller Kürze meine Vorwürfe mit zwei Beispielen untermauern ,  die mich nachdenk­
lich gemacht haben und die ich am Anfang nicht g lauben konnte. 

Da geht es um einen Autobahngendarmerieposten in Neumarkt im Mühlviertel - Sie lachen -, 
der von der Bevölkerung in der Region als nicht notwendig erachtet wird . Es wird aber als not­
wendig erachtet, die 28 Beamten, die vorgesehen sind, in der Region aufzutei len. Es gibt eine 
Delegation von Meinungsbildnern, von Funktionären ,  von Bü rgermeistern, die Sie sehr kalt 
abgefertigt haben. - Frage: Ist das für das notwendige Verständnis gut? 

Die oberösterreichische Landesregierung hat Sie, Herr Bundesminister, zu einer Aussprache 
eingeladen ,  mit der Bitte, vor der Landesregierung, vor dem gesamten Team , für verschiedene 
Beratungen zur Verfügung zu stehen. Sie haben nicht abgelehnt, aber Sie haben erst für Jänner 
1 996 einen Termin in Aussicht gestel lt und haben gesagt, Sie haben vorher keine Zeit . Herr 
Bundesmin ister! Ich verstehe es n icht, daß man nicht eine halbe Stunde Zeit hat , wenn man -
so wi rd mir  berichtet - fast jede Woche einmal bei Parteiveranstaltungen in unserem Land ist. -
Soweit zum ersten Bereich . 

Der zweite Bereich ist ein positiver. Ich komme auf den Zivilschutz zu sprechen . Abraham 
Lincoln hat etwa um die M itte des letzten Jahrhunderts gemeint, man hi lft den Menschen nicht, 
wenn man für sie tut, was sie selbst tun können.  Der Zivilschutz hat die Aufgabe, die Alltagsge­
fahren ,  all das , was die Harmon ie des Alltags stören könnte , gefährdet, hintanzuhalten ,  dem vor­
zubeugen , verschiedenes Wissen zu den Leuten zu bringen, Wissen zu vermitteln .  

Ich sage das, wei l  ich mich dann bei  Ihnen bedanken möchte: Der Oberösterreichische Zivi l­
schutzverband, dessen Präsident ich sein darf, hat letztes Jahr 900 Vorträge gehalten und über 
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1 00 Ausstel lungen machen dürfen ,  und wir haben im Frühjahr bereits das 200. Selbstschutz­
zentrum eröffnet. 

Vieles wird hier dankenswerterweise von Ihrem Ressort gemacht. Es wird I nformationsmaterial 
zur Verfügung gestellt, es wi rd bezügl ich der Übungen, der Hubschraubereinsätze und und und 
geholfen .  Ich habe mich bei einer vorhergehenden Sitzung schon einmal dafür bedankt. Ich 
möchte dafür noch einmal Danke schön sagen .  

Die Volksmeinung besteht aus zwei Extremen , d ie  m i r  begegnen. Der eine sagt: Es  wird schon 
nichts passieren.  Und der andere sagt: Wenn der Atom krieg kommt, dann ist sowieso alles 
vorbei .  Ich weiß, das ist überzeichnet. 

Wir stellen aber fest, daß der Alltag zwischen d iesen beiden Extremen eine ganze Reihe von 
Gefahren in sich birgt. Wir müssen uns nur ein wenig zurückerinnern , was in den letzten Jahren 
so alles passiert ist, da hat man auch gesagt: Das kann es nicht mehr geben - Tschernobyl und 
all die anderen großen Dinge. 

Wir m üssen auch die Gefahren erkennen, die auf der Straße lauern , die bei der Produktion 
entstehen und und und.  

Zivilschutz ist für uns heute Katastrophen-, Bevölkerungs- , Lebensschutz. Zivilschutz ist d ie 
Bewältigung von Natur- und Umweltkatastrophen und dient letztendl ich dazu, daß man mit  den 
großen und kleinen Al ltagsunfällen fertig wird . 

Als Zivilschutzverband sind wir aber auch Mahner, Rufer, Berater für Schutzraumbau und 
Bevorratung. Aber auch diese Einrichtung wird teilweise - das muß ich selbstkritisch an unser 
Land richten - hinterfragt. Kan n  man es nicht bi l l iger machen? Kann man nicht auf dieses oder 
jenes verzichten? Ist das noch zeitgemäß? - Ich sage Ihnen,  geschätzte Damen und Herren:  
Das ist zeitgemäß und ist verantwortungsbewußt. Zivilschutz ist e ine zutiefst humanitäre 
Verpfl ichtung des Staates gegenüber den Bürgern , ein zwingendes Gebot der Menschl ichkeit. 

Die Gefahr, die man kennt, ist nur halb so groß. Eine rasche H i lfe wirkt doppelt, und in dieser 
Sache gibt es mehreres anzuführen .  

Es ist d ie  Aufgabe, n icht Angst in der Bevölkerung zu verbreiten ,  aber trotzdem auf d ie tatsäch­
l ichen Gefahren, die im Alltag stecken, aufmerksam zu machen .  Das ist eine Gratwanderung. 
Ich glaube aber - wir wollen es versuchen -, daß wir dem m it Zukunftsfreude, mit Optimismus 
begegnen und daß wir keine Katastrophenstimmung erzeugen. Wir bekennen uns zur 
Eigenverantwortung, zum Selbstschutz. Wir müssen aber, um uns selbst schützen zu können,  
auch informieren . 

Sicherheit ist für mich, kurz gefaßt, Wissen und Einsatzfreude. Sicherheit ist Mut und Verantwor­
tung, ist Angst nehmen und Vertrauen geben.  

Damit a l l  das gelingt - ich habe eingangs gesagt, der Begriff "Sicherheit" ist umfassend -,  haben 
wir in unserem Land Einsatzorganisationen, die sehr Großes leisten . Die Gendarmerie wurde 
heute schon mehrmals zitiert, die Polize i ,  das Bundesheer, das Rettungswesen insgesamt, die 
Feuerwehren und und und. Es sind Leute am Werk, die die Situation richtig einschätzen,  die 
bereit sind, ein wenig mehr zu tun ,  als es ihre Aufgabe ist, die Risiko auf sich nehmen. Und das 
sollten wi r bei all unserem Tun n icht vergessen .  

Wir sollten uns bei jeder Gelegenheit auch dafür bedanken . Es ist keine Selbstverständl ichkeit, 
daß man , ganz egal , zu welcher Tages- oder Nachtzeit, gerufen wird und auch einsatzbereit ist. 
H ier sind große I deal isten am Werk. Und hier steht der Mensch im Mittelpunkt, und das ist das 
Zentrum, das Zentrale bei der gesamten Thematik. 

Arbeiten wir an einem sicheren und für ein sicheres Land und vor allem dafür, daß auch die Be­
völkerung das so empfindet. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
13.29 
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Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Stefan 
Prähauser. Ich erteile es ihm. 

13.29 

Bundesrat Stefan Prähauser (SPÖ, Salzburg) : Herr Präsident! Herr Bundesmin ister! Ge­
schätzte Damen und Herren des Bundesrates! Nach der Stabi l isierung des kalten Krieges sind 
für die Sicherheit nun neue innere und äußere Faktoren maßgeblich. Neue Gefahren haben an 
Aktualität gewonnen . Existentielle Not, religiöser Radikalismus, Minderheitenkonfl ikte, lokale, 
regionale Herrschaftsansprüche führen zu lokalen und regionalen Bürgerkriegen . 

Österreich ist heute m it zwei europäischen Sicherheitsherausforderungen konfrontiert: m it der 
zunehmenden Völkerwanderung und der damit verbundenen i l legalen Einwanderung sowie der 
Schlepperkriminal ität und dem organisierten internationalen Verbrechen.  

Ad eins: Eine Pol itik der offenen Grenzen zu betreiben ist  i rreal und inhuman, da sie sowohl die 
Bürger der betroffenen Länder als auch die Einwanderer überfordert. Österreich hat das Pro­
blem durch eine Reform des M igrations- und Fremdenwesens gelöst. Unser Land wird vor 
unkontrol l ierter Zuwanderung geschützt. Gleichzeitig werden den Einwanderern zumutbare 
Lebens- und Arbeitsbedingungen geboten . Nun müssen die Erfahrungen der Vollzugspraxis 
auch legistischen Niederschlag finden.  

Ad zwei :  Europa ist mit wachsenden grenzüberschreitenden krim inellen Aktivitäten internatio­
naler Drogenkartelle und internationaler Banden konfrontiert. Sowohl im Sinne der EU als auch 
im eigenen I nteresse muß Österreich die Kontrolle an seinen Außengrenzen verbessern . Der 
Assistenzeinsatz des Bundesheeres wird durch eine 4 000 Mann umfassende Grenzschutzein­
heit abgelöst. 

Auch die Gesetzgebung wi rd sich mit der Bekämpfung der organisierten Kriminal ität auseinan­
dersetzen müssen.  

Folgende Punkte sol len die innere Sicherheit sowie die Verbrechensbekämpfung verbessern: 

Sparmaßnahmen setze ich an die erste Stel le, das ist ja auch das beliebteste Spiel der letzten 
Zeit. 

Der gegenwärtige Kurs der Budgetkonsolidierung muß auch vom Bundesministerium für Inneres 
mitgetragen werden. Herr Innenmin ister Einem wird bei seinem Projekt, die VerwaltungspIan­
posten in der Zentralstel le auf vorhandene Sparpotentiale hin zu überprüfen , nachhaltig unter­
stützt. 

Der Kampf gegen den Extremismus und den Terror ist m it pol izeil ichen Methoden al lein nicht zu 
gewinnen. Hier ist speziel l die Schul- und Gesellschaftspolitik gefordert. Weiter ist die Bewußt­
seinsbi ldung über die Gefahren solcher Entwicklungen zu fördern . Hier g i lt es besonders bei der 
immer leicht anfäll igen Jugend sowie bei der sinkenden Hemmschwelle gegenüber Gewalt 
anzusetzen. 

Meine Damen und Herren des Bundesrates, das sagt sich jetzt so leicht dahin ,  aber wi r Politiker 
sind gefordert, das auch vorzuleben .  

An  einem Beispiel ,  das i ch  jetzt bringen möchte , zeigt sich der grundlegende Auffassungsunter­
sch ied. Da gibt es einen Kol legen des Bundesrates, der aus Emotion heraus nicht in Hannover, 
sondern in Klein-Göpfritz straffällig geworden ist, bedenkens- und bemerkenswert wiederholt 
straffäl l ig geworden ist. Man könnte jetzt in den Jargon des Kol legen Bösch verfallen und die 
These vertreten :  Sol lte das ein Ausländer gewesen sein ,  ist er sofort abzuschieben .  

Erstens gilt für  uns d ie  These: Eine Tat, d ie  gesühnt ist, ist nicht weiter zu verfolgen .  (Bundesrat 
Wa/dh äu s/: Ihr Landtagspräsident!) 

Aufgepaßt, Herr Kollege Waldhäusl !  Wer im Glashaus sitzt, möge nicht mit Steinen werfen !  Und 
lassen Sie sich bitte jetzt gesagt sein :  Wenn Sie weiter nicht in der Lage sind, mit g länzendem 
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Beispiel , wie alle anderen, in  der Öffentl ichkeit voranzugehen . . .  (Bundesrat Wa/dhäu s/: Der 
Zweite Landtagspräsident von Niederösterreich ist vorbestraft, weil er seine Frau vorsätzlich 
geprügelt hat! Der Landtagspräsident von Niederösterreich, ein Sozialdemokrat!) Und Sie 
glauben, daß Sie das dazu legitimiert . . .  (Bundesrat Wa/dhäu s/: Sie sitzen im Glashaus! -
Bundesrat Farth ofer: Sagen Sie gleich, daß Sie vorbestraft sind!) 

Herr Kollege Steinhäusl! (Bundesrat Wa/dhäu s/: Waldhäusl!) Ich hätte auch bald Althäusl 
gesagt, wenn man so "alt" ausschaut. Die Frage ist pol itisch .  Ich möchte Sie davor bewahren,  
ein Althäusl zu werden .  

Ich wil l ja  nur  eines klarstel len: Für uns ist es  verständlich , daß man über die Emotion hinaus 
einmal auch gewalttätig wi rd .  Wenn man dafür gesühnt hat, auch wenn es ein Wiederholungsfal l  
war, sollte die Sache erledigt sein .  

Aber wenn Sie nicht in  Zukunft d ie Gefühle mehr unter Kontrolle bringen können, dann werden 
Sie vielleicht für uns nicht "der" Repräsentant sein ,  dann würde ich Ihnen vorsch lagen,  sich um 
ein Mandat statt im Bundesrat am Heumarkt zu bewerben. (Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat 
DDr. König sh ofer: Ihre Freunde Udo Proksch und Genossen sitzen heute im Gefängnis!) -

Aber n icht im Bundesrat, Herr Dr. Kön igshofer! N icht im Bundesrat! Und sie setzen sich nicht 
über andere hinweg , deren Gesetze sie selbst zu vollziehen und zu gestalten haben.  

Weiters ist d ie Internationalisierung der Szene zu beachten,  was die Bekämpfung zusätzl ich 
erschwert. Um dies zu erreichen, sollten Aufklärungs- und Öffentl ichkeitsarbeit forciert werden .  

Das Bekämpfungskonzept sollte auf Verhinderung von Gewalt ausgerichtet sein .  

Was kann dafür von polizei l icher Seite getan werden? Es ist notwendig, staatspol izeiliche Ein­
heiten in jedem Bundesland zu konzentrieren. Bei der Kriminalabtei lung der Landesgendarme­
riekommanden sol lte ein eigener Sachbereich "Extremismus und Terror" geschaffen werden .  Es 
sollte der Antei l  von vollausgebildeten Krim inalbeamten an der Gesamtzahl der Einsatztruppe 
zur Bekämpfung des Terrorismus deutlich erhöht werden. 

Für den Bereich der Analyse im staatspolizeil ichen Sektor wäre die Beschäftigung von Extremis­
musexperten und Historikern von großer Bedeutung. 

Das subjektive Sicherheitsgefühl des einzelnen Staatsbürgers wird nur sehr bedingt von den 
Fakten der objektiven Sicherheitslage in seinem unmittelbaren Lebensraum beeinflußt. Sehr viel 
wichtiger sind hier persön liche Ängste, die natürl ich speziel l von den Medien noch sehr verstärkt 
werden.  Die Einflußmögl ichkeiten der Pol iti k sind äußerst beschränkt. 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich für die Sicherheitspolitik folgender Ansatz: Der Ansatz der 
verantwortungsvol len Politik kann nur sein ,  gegenüber der Öffentlichkeit mäßigend und beruhi­
gend zu wirken.  Dabei geht es nicht um ein Beschönigen, sondern um eine Diskussion,  d ie 
Fakten i n  den Mittelpunkt stel lt und nicht Polemik. 

Bei d ieser Gelegenheit darf ich wieder einige Zitate bringen . Wir haben unlängst ja gehört, daß 
der Herr Bundesminister für Inneres Anfang der siebziger Jahre eingesessen sei wegen Drogen­
mißbrauchs. Die Informationen , die Herr Dr. Haider bekanntgegeben hat, die er aber nicht 
beweisen kann ,  stammen von einem Beamten,  der, bevor er in Pension ging, das kopieren 
konnte. I nzwischen wissen wi r - das ist Tatsache -, daß es jenes Gefängnis zu d iesem Zeit­
punkt ,  als der Herr I nnenminister dort einsitzen hätte müssen , gar n icht mehr gegeben hat. 

Ich sage das ganz bewußt, meine Damen und Herren des Bundesrates: Das ist ganz bewußte 
Destabilisierung! Das ist Panikmache und eine Besudelung einer ganzen Einrichtung , der 
ganzen Exekutive, deren Spitze für mich natürlich der Herr Bundesminister ist . Wenn ich den 
anpinkle, meine ich die ganze Gemeinschaft, die diesem Ministerium untersteht. 

Und da würde ich in Zukunft schon sehr aufpassen. Ich habe ja zu meiner Freunde gehört -
hoffentlich kommt es noch dazu -, daß die Mehrheit des Nationalrates in d iesem Fall zumindest 

604. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)40 von 85

www.parlament.gv.at



Bundesrat 1 2 . Oktober 1 995 604. Sitzung I 41 

Bu ndesrat Stefan Prähauser 

die Immunität anders zu behandeln gedenkt als bisher. Herr Dr. Haider sol lte die Chance haben, 
jenen pensionierten Beamten, der ihn so "gut" inform iert hat, entweder der Öffentlichkeit preiszu­
geben oder zugeben zu müssen,  daß er hier einem Phantom aufgesessen ist. Er hat halt wieder 
einmal i rgendein Latrinengerücht ganz bewußt in die Welt gesetzt, mit dem Hintergedanken : Ein 
bisserl was wird schon hängenbleiben. Und wenn wir so weitertun, werden wir diesen unge­
liebten Min ister - aus unserer Sicht - viel leicht doch wegbringen. 

Ich darf Ihnen sagen ,  Herr Minister: Wir werden alles tun ,  daß das nicht ei ntreten kann.  Unsere 
Zustimmung, unsere Unterstützung darf ich I hnen hier ganz klar versichern . (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Es müssen Schritte gesetzt werden, die es der Sicherheitsexekutive ermöglichen , ihre positiven 
Arbeiten der Bevölkerung zu r Kenntnis zu bringen . Es hat auch keinen Sinn, zu wissen, daß die 
Aufklärungsquote wesentlich besser ist, als manche immer behaupten, ohne daß die Exekutive 
von sich heraus in der Lage ist, das der Öffentl ichkeit näherbringen zu können . Eine Profes­
sionalisierung der Öffentlichkeitsarbeit der Sicherheitsbehörden ist also unumgänglich 
notwendig. Künftig - so sch lage ich vor - sol lte es in  jedem Bundesland bei der Polizei , bei der 
Gendarmerie und bei der Sicherheitsdi rektion hauptberufliche Pressesprecher geben, die diese 
Arbeit der Exekutive zur Zufriedenheit der Bevölkerung, die dadurch an Sicherheit gewinnt, aber 
auch durch den Ausdruck der Wertschätzung der eigenen Leistung der Bevölkerung näher­
bringen sollte. 

Es sollte auch zu einem Schulterschluß der Bevölkerung und den Sicherheitsbehörden 
kommen. Ich meine nicht zu Spitzeldienst und Vernaderungen. Ich meine zur sachlichen 
Zusammenarbeit. 

Um neue Wege der Zusammenarbeit zwischen Bevölkerung und Sicherheitsexekutive zu er­
schließen , tritt die SPÖ für die Schaffung sogenannter Sicherheitsforen ein . Diese Sicherheits­
foren sollen im ländlichen Raum in jedem Bezirk, in größeren Städten in jedem Stadtteil 
install iert werden. Ein Aufbau könnte folgendermaßen aussehen: Der Herr Bezirkshauptmann 
und sein Sicherheitsreferent sollten zu r ersten konstitu ierenden Forumssitzung einladen.  Die 
Einladung an die interessierten Bürger soll über Regionalzeitungen und Gemeindeaussendun­
gen erfolgen. Die Mitgl ieder des Sicherheitsforums müßten einander mindestens vierteljährl ich 
treffen .  Das Sicherheitsforum sollte ständige Einrichtung sein. Alle Bürgermeister, Vizebürger­
meister und Gemeindemandatare wären von der Einführung des Sicherheitsforums in Kenntnis 
zu setzen. Als Aufgabengebiete wären denkbar die Beschreibung der auftretenden öffentlichen 
Gefahren aus der Sicht der  Bewohner, d ie  Feststel lung zur Entwicklung der  Kriminal itätsrate, 
Erarbeitung von Lösungsansätzen für Problemkreise in Spezialarbeitskreisen , Herantragung 
dieser Lösungsansätze an die pol itischen Verantwortungsträger und an die Sicherheitsbe­
hörden . 

Die SPÖ vertritt die Ansicht, daß der enge Kontakt aller Betroffenen die Chance bieten würde, 
neue Wege der Prävention, der Kriminalitätsbekämpfung und im Kampf gegen den Verkehrstod 
zu gehen . 

Der Bundesminister für I nneres sol lte daher in jedem Bundesland in einigen Bezirken Pi lot­
versuche ermöglichen. Die organisatorischen Aufgaben können von der Sicherheitsdirektion -
aus meiner Sicht - leicht übernommen werden. 

Das Sicherheitsgesetz 1 993 schreibt vor, immer das gelindeste Mittel zur Erreichung des poli­
zei l ichen Zwecks zu wäh len. Dieses Prinzip muß im Pol izeirecht weiter ausgebaut werden . 
Manchmal müßten im Sinne des Rechts auch Dinge gegen den Wi l len des einzelnen durch­
gesetzt werden .  Um die Akzeptanz der Bevölkerung bei solchen Einzelrnaßnahmen zu erlangen, 
muß das Handeln der Exekutive transparent und rational erklärbar sein .  

Daher: Unsere Sicherheitsexekutive ist ein Teil unseres demokratischen Staatswesens. E s  gi lt, 
die positive Entwicklung der Exekutive in der Zweiten Republik zu stärken und zu fördern . 
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Die SPÖ unterstützt die Umsetzungsarbeiten des I nnenministers Einem, der zur Überwachung 
eine eigene Grenzschutzeinheit errichtet. Trotz des Sparwillens ist die Investition für die über 
4 000 Planstellen für den Grenzschutz zu begrüßen , da mit dieser Maßnahme viel für die innere 
Sicherheit Österreichs getan wird und jene entlastet werden, deren u reigenste Aufgabe, dieses 
zu tun,  n icht unbedingt in der Form erkennbar ist, auch wenn ich meine, daß es eine sehr gute 
Gelegenheit war, zu dokumentieren, daß man auch für d iese schwere Aufgabe ohne weiteres 
heranzuziehen ist. 

Auch ist die Ratifizierung der Europol-Konvention ein wichtiger Beitrag zur Internationalisierung 
der Verbrechensbekämpfung. Die Ziele der Europol werde daher vol l mitgetragen .  

Eines der wichtigsten Reformkonzepte im Innenressort ist die Umsetzung des Konzeptes der 
Sicherheitsakademie. Sie soll den Status einer Fachhochschule haben und im Rahmen der 
verschiedenen Ausbi ldungsstufen einen Aufstieg von den unteren Verwendungsarten in die 
Führungsebene der Sicherheitsexekutive ermöglichen. Die Akademie soll auch der Forschung 
und Analyse dienen .  I n  diesem Bereich gibt es in Österreich noch Defizite. 

Weiters sind die Bundespolizei und der krim inalpolizeil iche Dienst zu reformieren. Dafür wäre 
die rasche und fixe I nstal l ierung sogenannter Modellkommissariate in allen Wiener Bezirken not­
wendig. Langfristig muß die Schaffung eines eigenen einheitlichen Krim inaldienstes für ganz 
Österreich ernsthaft überlegt werden. 

Österreich ist ein seh r sicheres Land. Diese Tatsache hat viele positive Auswirkungen auf die 
Lebensqualität. Um diese Standard halten zu können, sind jedoch gemeinsame Anstrengungen 
der Bürger und ihrer Sicherheitsexekutive notwendig. Das bedarf keines allzu großen tages­
politischen Gezänks . Und daher meine ich auch ,  Herr Kollege Bösch,  es ist nicht gut, auf der 
einen Seite in Slowenien zu inserieren:  Kom mt als Arbeiter nach Österreich, und auf der 
anderen Seite zu sagen : Die Ausländer nehmen u nseren tüchtigen Menschen die Arbeitsplätze 
weg.  Sie wissen, daß die Inserate von den Freiheitlichen geschaltet wurden .  Auch das trägt zu 
einer Verunsicherung der Bevölkerung bei , die aus heutiger Sicht nicht notwendig ist und 
eigentlich sehr fatal enden könnte. In Zeiten der gegenseitigen Mißtrauenskundgebung , die wir 
ja jetzt da und dort zu r Ken ntnis nehmen müssen , ist das Gift oder Nährboden für einen 
Extremismus, den wir al le - davon gehe ich aus - in diesem Raum nicht haben wol len . Daher 
bitte ich auch, vor den eigenen Toren zu kehren . 

Ich appelliere an dieser Stelle wieder an die Fre iheitl ichen, dieses Mal schon wiederholt, aber 
diesmal fordere ich Sie auch auf : Emanzipieren Sie sich von der Politik Ihres Vorsitzenden.  - Ich 
sage ganz bewußt jetzt n icht "Führers", um keine Aggressionen freizumachen.  - Sagen Sie Ih re 
Meinung. Verurteilen Sie Aussagen wie "ein Herr Minister wäre eingesessen" ,  d ie n icht beweis­
bar sind, die absurd sind, da es dieses Gefängnis in diesem Zeitraum gar nicht gegeben hat und 
daher auch dieser Fal l  n icht eingetreten sein kann.  

Ich höre keine Unterstützung der Freiheitlichen Partei für jemanden, der verleumdet wird. Ich 
höre und diagnostiziere aber e ine riesige Aufregung, als jemand verurteilt wurde - dem zu 
vergeben auch ich befü rworte -, der mit Steinen nach anderen wirft. (Bundesrat Dr. Tremmel: 
Das stimmt ja nicht, Herr Kollege!) Auch das ist eine Grundvoraussetzung für einen Konsens 
des Zusammen lebens. 

Ich fordere Sie auf: Werden Sie selbständig, kommen Sie Ihrer Aufgabe als frei gewählte Man­
datare nach ! (Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat Waldh äu sl: Sie wissen ja nicht, was Sie reden!) 

Letztlich nützt den Bü rgern dieses Landes Pan ikmache nichts,  auch nicht die Beschönigung 
einer Situation, sondern eine kühle Analyse der Problemfelder und ein von den daraus 
gewonnenen Erkenntn issen entsch lossenes Handeln .  - Ich danke I hnen. (Beifall bei der SPÖ.) 
13. 45 

Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Dr. 
Paul Tremmel. Ich erteile es ihm.  
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1 3.45 

Bu ndesrat Dr. Paul  Tremmel (Freiheitliche, Steiermark) : Herr Präsident! Herr Bundesminister 
für I nneres! Meine Damen und Herren!  Herr Kollege Prähauser! Sie haben das Privileg gehabt, 
hier bei dieser bis jetzt sehr gehaltvollen und niveauvollen Debatte einen Ton und ein Niveau 
hereinzubringen, die eigentl ich n icht in dieses Haus passen. (Bundesrat Pr ähau ser: Sie aber 
gewohnt sind!) Da Sie das aber gemacht haben,  Herr Kol lege, werden Sie durchaus verstehen, 
wenn hier nicht nur ein iges zur Rechtfertigung gesagt wi rd ,  sondern auch andere Beispiele dar­
gestellt werden. (Bundesrat Prähau ser: Selbstverständlich!) Wenn Sie schon Kollegen 
Steinhäusl hernehmen . . . (Heiterkeit bei der SPÖ.) Sehen Sie, soweit geht Ihre I nfi ltration! -
Waldhäusl war als Feuerwehrkamerad, als Ordner eingetei lt .  Als zusätzliche Gäste kamen und 
Feuerwehrleute angegriffen haben, unter anderem den Kommandanten,  hat er  als Ordner seine 
Pfl icht getan und wurde - das stimmt - wegen Notweh rüberschreitung belangt. (Bundesrat 
Pr ähau ser: Die Pflicht kann doch nicht Gewalt sein, Herr Dr. Tremmel! Pflicht kann niemals 
Gewalt sein!) 

Meine Damen und Herren !  Jetzt messen Sie - wenn das n icht eine Ablenkung ist, die Sie 
gemacht haben, und ich glaube, daß es eine Ablenkung ist (Bundesrat Prähau ser: Wovon ?) -
den Fall an der Angelegenheit des Zweiten Landtagspräsidenten Anton Kocur, der seine Frau 
schwer mißhandelt hat und wegen Körperverletzung verurteilt wurde. (Bundesrat Dr. Linzer: 
Jetzt kommen wir auf Kanalniveau!) 

Und jetzt, Herr Präsident, messen Sie das an Fäl len Ihrer obersten Parteispitze, dem seinerzeiti­
gen Bundeskanzler Sinowatz (Bundesrat Meier: Wann hat der geschlagen?), dem Innenminister 
Blecha, die verurteilt wurden, meine Damen und Herren !  Und trotzdem werfen Sie mit Steinen , 
obwohl Sie in so einem G lashaus sitzen!  Das ist doch wirklich unglaublich !  (Beifall bei den 
Freiheitlichen. ) 

Aber zurück zum Bericht des Herrn Innenministers. Auch ich darf sagen, Herr Innenminister, 
daß ich Ihrem Bericht m it Interesse gelauscht und festgestellt habe, daß Sie durchaus lernfäh ig 
sind. Sie haben erstmals Ih re Vorstel lungen zum Bereich der Sicherheit - teilweise haben Sie 
neue Vorstel lungen präsentiert - einem Organ des Bundes vorgetragen , was ja in der Vergan­
genheit nicht immer der Fall war, wenn Sie mit neuen Ideen in diesem Lande an die Öffentlich­
keit getreten sind . Ihr Koal itionspartner hat h ier kleinlaut darüber Klage geführt, aber ich danke 
I hnen , denn das ist sehr gut, daß das hier geschehen ist. 

Ich darf auf einen Punkt eingehen, den Sie ein bißchen herausgenommen,  ausgegrenzt haben. 
Sie haben von der Kriminal ität der Einwanderer gesprochen. Das ist richtig, wenn man das am 
Bereich der offiziellen Einwanderer mißt, dann stimmt Ihre Zahl .  Aber diese Zahl stimmt leider 
n icht, Herr Bundesminister - wir können sie genauer nachprüfen, übl icherweise, ich darf noch 
einmal extemporieren, wird ein solcher Bericht, wenn er hier gegeben wird ,  auch schriftlich ge­
legt, damit man ihn ein bißchen nachlesen kann, wie das sogar bei kleinen Berichtsstücken der 
Fall ist, aber das ist leider nicht möglich gewesen -, wenn diese Einwanderer aus der Gruppe 
der Fremden herausgenommen sind. 

I m  entsprechenden Bericht zur Fremdenkriminalität heißt es auch: Um nicht zu falschen Schlüs­
sen über die Fremdenkriminalität zu kommen , müßte auch eine Relativierung mit den in Öster­
reich aufhältigen Fremden erfolgen.  - Sie haben diese Relativierung vorher ganz genau 
vorgenommen, um nicht Gefahr zu laufen, die Zahl der fremden Tatverdächtigen absolut und im 
Vergleich m it den in ländischen Tatverdächtigen zu überschätzen. - Es fehlen jedoch die zur 
(auch nur halbwegs) seriösen Relativierung der fremden Tatverdächtigen notwendigen statisti­
schen Daten über in Österreich auch nur vorübergehend aufhältige Fremde. 

In  einem Bereich haben wir die statistischen Daten ,  und in  einem anderen Bereich haben wir 
erstaun licherweise diese Daten nicht. Leider Gottes kann ich das nicht so genau nachprüfen, da 
mir ja der entsprechende Bericht, den Sie hier mündl ich gegeben haben, schriftlich fehlt. 
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Weiter steht dann:  Darüber hinaus fehlen auch Erkenntnisse über eine durchschn ittliche Aufent­
haltsdauer, Verweildauer - die müßten wir ja haben -, wodurch eine Abschätzung der in Öster­
reich aufhältigen Fremden möglich wäre . 

So der offiziel le Bericht Ih rer zuständigen Abtei lung .  

Meine Damen und Herren !  Indirekt ist durchgeklungen - das haben einige Vorredner h ier  durch­
aus zu Recht gesagt -, daß die Bevölkerung kritisch oder abwartend den Vorschlägen gegen­
übersteht oder daß bei 80 Prozent - ein Vorredner hat das ausgeführt - der Bevölkerung das 
Sicherheitsbedürfnis sinkt. 

M ich persön l ich wundert das eigentl ich , weil die österreichische Bevölkerung in der Vergangen­
heit in einem außerordentlichen Maß und mit einer großen Sensibil ität bewiesen hat, daß sie tür 
Fragen der Sicherheit ansprechbar ist, daß sie selbst Sicherheit zu bieten bereit ist und anderen 
Menschen hi lft . 

Ich zähle nur  demonstrativ auf: 1 956 Ungarn-Aufstand, Hunderttausende Menschen sind 
herübergekommen, und diesen Hunderttausenden Menschen wu rde hier in Österreich geholfen.  
Ein junges Bundesheer, dem man seine Darstellung verweigern wol lte , das damals ein Jahr alt 
war, hat für die Sicherheit in einem erstaunl ichen Ausmaß garantiert - mit Hi lfe der Menschen . 

1 967/68, Krise in  der Tschechei, ein ähnlicher Fal l :  Zehntausende Menschen sind zu uns 
gekommen, haben hier die Freiheit kennengelernt. Und die I ntegration dieser Menschen - die 
gesetzlichen Maßnahmen sind immer erst h intennach gekommen - war nur möglich, meine 
Damen und Herren , wei l  wieder die Menschen hier mitgeholfen haben.  (Bundesrat Strutzen­
berger: Bravo!) 

Als Saddam H ussein die Kurden wie Hasen gejagt hat, war Österreich eines der ersten Länder, 
die gespendet haben . Und die Spendensumme, die Österreich aufgebracht hat, war so groß wie 
die erste amerikanische Soforthi lfe . 

Und in vielen , vielen anderen Bereichen , bei Naturkatastrophen et cetera, hat Österreich einge­
griffen .  Nicht zuletzt rundet die Unterstützung in der Bosnien-Frage diese Hilfsbereitschaft der 
Österreicher ab. 

Meine Damen und Herren !  Trotzdem fragen sich viele , und wir müssen uns fragen: Warum 
werden die Maßnahmen des Herrn Innenmin isters, die vordergründig so gut scheinen, nämlich 
Menschen g leichzubehandeln,  n icht unterstützt? Warum sprechen sich etwa im Bereich der 
Fremden oder der Ausländerfrage 62 Prozent der Österreicher dagegen aus? Warum passiert 
das? 

Die Antwort ist eine sehr vielschichtige, meine Damen und Herren ! In der Öffentl ichkeit - auch 
bei mir - entsteht grundsätzlich der Eindruck, daß hier nur eine bestimmte G ruppe von 
Menschen gleichbehandelt werden sol l  und der Gleichbehandlungsgrundsatz der Bundesverfas­
sung, niedergeschrieben in Artikel 7, e igentl ich für die Österreicher nur in einem etwas abge­
schwächten Ausmaß gilt. Ich darf I hnen einige Beispiele aufzählen. 

Zum Asyl: Wenn jemand an die Grenze kommt, Asyl fordert und die entsprechenden Verfahren 
in Anspruch nimmt - auch außerordentlicher Art -, dann kann er zwei ,  drei Jahre in Österreich 
bleiben , ohne daß wir ihn h inausbringen könnten.  Das kennen Sie ja alles. Aber ich werde Ihnen 
ein ige Dinge hier sagen und vorlesen ,  die vie l leicht n icht so bekannt sind.  

Einer dieser Fäl le betrifft d ie Exekutive, betrifft d ie Motivation der Pol izei- und Gendarmerie­
beamten.  Ich stelle fest, daß in gewissen Bereichen durch eine bewußte Vorgangsweise des 
H errn I nnenministers diese Motivation in eine Demotivation umgewandelt wurde. Das ist so, als 
ob man zu einem sagt, er sol l hundert Meter rennen , ihm dann leicht die Füße fesselt und dann 
sagt: Jetzt erbringe eine Höchstleistung! 

604. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)44 von 85

www.parlament.gv.at



Bundesrat 1 2. Oktober 1995 604. Sitzung / 45 

B u ndesrat Dr. Paul Tremmel 

Meine Damen und Herren!  Folgender Fal l ist bei der Bundespolizeidirektion in Graz passiert, 
und es hat h iezu auch bereits eine parlamentarische Anfrage im Nationalrat gegeben. Der Tan­
gierte heißt Imafidien Kennedy und ist Nigerianer. Es gibt hier ein Schreiben der Bundespolizei­
di rektion Graz an das Kabinett des Bundesmin isters für Inneres, über das die Beamten nicht nur 
ihrer Verwunderung Ausdruck geben - es war die Abschiebung vorgesehen, ich werde noch 
ein iges darlegen -, sondern in  dem auch d i rekt zum Ausdruck kommt, daß die zuerst mündlich 
erteilte Weisung und dann die mittels Fax nachgebrachte Weisung des Herrn Innenministers 
oder des zuständigen Sektionschefs contra legem war. 

Folgendes hat sich zugetragen: Am 1 5. 7. 1 995 sollte der von mir  Genannte nach Nigeria abge­
schoben werden. Es hat dann am 1 4. 7. 1 995 um 1 6.32 Uhr  ein Telefax gegeben. Vorher hat es 
eine mündl iche Weisung gegeben ,  daß die Schubhaft zu beenden und dieser N igerianer freizu­
lassen ist. 

Vorher hat sich folgendes zugetragen, meine Damen und Herren: In völ l ig gesetzmäßiger Weise 
wurde hier die Schubhaft verhängt, die durch die entsprechenden Organe ausgesprochen 
worden ist. Es hat ein rechtskräftiges Aufenthaltsverbot gegeben . Nicht zuletzt hat der Unab­
hängige Verwaltungssenat - der sich bekanntlich in keiner Weise hineinreden läßt - in Graz ge­
sagt , daß die Entscheidung zu Recht besteht, und er hat auch die entsprechende Beschwerde 
abgewiesen .  Auch die unbil l ige Härte wurde von der Behörde in diesem Fall nicht erkan nt. 

Durch die ergangene Weisung - so heißt es ungefähr in d iesem Schreiben - ist der Rechtsun­
sicherheit Tür und Tor geöffnet. Dieses Beiseiteschieben der Gesetze kommt nahezu einem 
Anschlag auf den Rechtsstaat g leich - so die zuständigen Beamten. 

Der Herr Innenminister hat auf eine Anfrage der Kollegin Partik-Pable geantwortet, hat sie 
belehrt, was im Artikel 20 der Bundesverfassung steht. De facto wurde nicht gesagt, warum es 
zu dieser Weisung gekommen ist. Es ist nur ein Satz hier festgehalten: Die in der Ein leitung zur 
Anfrage dargestellte Weisung wurde mit Sicherheit nicht ohne rechtl ichen Grund erteilt. So heißt 
es in diesem Schreiben . - Es hat aber auch noch andere Fälle in diesem Bereich gegeben. 
(Vizepräsident Strutzenberger übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren !  Seh r geehrter Herr Innenminister! Beamte machen das nicht aus Jux 
und Tollerei ,  sondern durchaus in Verfolgung der Gesetze, und sind äußerst bemüht - Sie 
haben das ja auch schon oftmals unterstrichen -, ihre Pflichten wah rzunehmen. Aus diesem 
Schreiben und aus der Verhaltensweise der Beamten klingt eine ausgesprochene Demotivation. 

Herr Innenminister! Wenn Sie Ih re Maßnahmen, die in ihrer Humanität durchaus entsprechend 
gewertet und gemessen werden müssen, durchsetzen wol len, dann brauchen Sie auch moti­
vierte Beamte, die Ihnen trauen können, daß die von I hnen erteilten Weisungen im Gesetzes­
raum erteilt werden ,  und von denen Sie auch erwarten können, daß diese Menschen - sie 
haben es jahrzehntelang zur besten Zufriedenheit gemacht - ihre Tätigkeit in vollem Ausmaß 
verrichten. 

Herr Innenminister! Überhaupt muß man fragen , und es fragt sich die Bevölkerung, warum Sie 
versuchen,  die Ausländerkrim inal ität zu relativieren.  Kol lege Bösch hat schon dargetan, daß 
58,7 Prozent in einem Schwerkrim inal itätsfallsektor, nämlich bewaffneter und gewerbemäßiger 
Bandendiebstahl ,  von Ausländern begangen wurden. Die Menschen müssen sich auch weiter 
fragen - das ist sicherlich nicht Ihre Verantwortung allein, sondern die der Bundesregierung -, 
warum wir, obwohl es bei den Ausländern rund 40 000 Arbeitslose gibt, jährlich eine Zuwande­
rungsquote von ungefähr 30 000 haben. Angenommen, daß davon 1 0  000 nicht sofort in den 
Erwerbsprozeß gehen , dann heißt das, daß ungefäh r 50 000 Menschen derzeit von uns,  von 
den Steuerzahlern ,  erhalten werden müssen!  Das erfordert rund 7 Mill iarden Schi l l ing!  

Auch da fragt sich der Österreicher: Warum bekomme denn ich n icht die Unterstützung? 

Ich darf Ihnen vielleicht einige d ieser Fälle aufzäh len, bei denen sich manche fragen , wieso es 
das gibt, daß etwa Hunderte Mi l l ionen Schill ing an Famil ienbeihilfe ins Ausland gehen für Kinder 
von Gastarbeitern oder Fremden und man möglicherweise die Anzahl der Kinder überhaupt 
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nicht feststellen kann.  Wieso gibt es das, daß ein 50jähriger türkischer Gastarbeiter in seine 
Heimat fährt, als 60jähriger zurückkommt, bestätigt durch das dortige Gemeinde- oder sonstige 
Amt, und dann in Pension geht - und sein arbeitender österreichischer Kollege m it 55 Jahren 
bekommt ein langes Gesicht. Das sind keine Märchen, sondern das sind dokumentierte Fälle. 

Wie hier mit der Unterstützung umgegangen wi rd , ist ja bekannt, aber ich schildere nur einen 
Fal l :  

E in Mann aus dem südl ichen Nachbarland, aus dem ehemaligen J ugoslawien, Zelko B . ,  ge­
boren 1 951 , hat von 1 973 bis 1 976, also drei Jahre ,  in Österreich gearbeitet. Dann ging er 
wieder nach Jugoslawien zurück, wo er dreimal einen Schlaganfall erlitten hat. Seit 1 991 ist er 
wieder in Österreich . Zelko B. bekommt Eigenpensionsanspruch 1 096 S, Kindergeld 1 06 S ,  
Ausgleichszah lungen 7 000 S ,  Pflegegeld (Bundesrätin Kainz: Von einem Sozialversicherungs­
abkommen haben Sie aber schon einmal etwas gehört! Oder?) - selbstverständl ich , nur nach­
weisen muß man es -, Pflegegeld 8 300 S. Seine Gattin erhält zusätzlich ein Pflegegeld in der 
Höhe von 5 000 S. (Bundesrätin Kainz: Das ist der Fall des Herrn Achatz! Zur Genüge ent­
kräftet! Widerlich!) 

Meine Damen und Herren !  Widerl ich ist das auch für einen in Österreich lebenden arbeitslos 
werdenden Österreicher. Für den ist es auch widerl ich, wenn er heute von Pontius zu Pilatus 
rennen muß, damit er seine Mittel bekommt. (Beifall bei den Freiheitlichen.) 

Herr Innenminister! Die Bevölkerung fragt sich weiters, warum Sie es durchaus verstehen, in ge­
wissen Bereichen Motivationen zu schaffen - ich habe vorhin nur demonstrativ aufgezählt, wie 
die Österreicher durchaus mit großem Herzen ihre Nachbarn unterstützt haben -, aber warum 
Sie eigentl ich nie Wert darauf gelegt haben,  daß die Bevölkerung hier eine gewisse Mitwirkung 
erhält, etwa bei den Fremdengesetzen .  

Ich denke etwa auch an  das Staatsbü rgerschaftsgesetz: Hier erfolgen die Einbürgerungen ent­
sprechend der Gesetzeslage, nur der einzelne Bürger erfährt nichts darüber. Pro Jahr werden 
zirka 1 2  000 Staatsbürgerschaften verl iehen, ungefähr 9 000 in Wien, rund 3 000 in den 
Bundesländern . In Wien kann der Bezirksrat mitwirken .  Die Bezirksämter in Wien bekommen 
diesen Akt zwar im Rahmen eines Anhörungsverfahrens, aber hier wäre durchaus eine M itwir­
kung jener Hauptwohnsitzgemeinde möglich , wo derjenige, der um die Staatsbürgerschaft 
einkommt, wohnt. Da könnte der Gemeinderat oder in Wien der Bezi rksrat mitbefinden, ob 
dieser Bürger - diese Staatsbürgerschaft ist ja etwas - oder dieser zukünftige M itbü rger 
staatsbürgerschaftsfähig ist. Das wäre eine Möglichkeit, die man durchaus einmal venti l ieren 
könnte. 

Wir  haben ja auch einen Ausländerbeirat, also könnten wir durchaus die österreichische Be­
völkerung mitwirken lassen.  Bei einem Hausbesitzer, meine Damen und Herren ,  ist es auch 
durchaus üblich, daß er sagt: Der kommt in mein Haus hinein und der n icht! - Im Melderecht, im 
neuen Hauptwohnsitzgesetz, Herr Innenminister, haben wir es verankert. Jetzt muß der Hausbe­
sitzer den Meldeschein unterfertigen ,  wenn jemand einzieht. Und bei so einem gravierenden Be­
reich , wie es die Staatsbürgerschaft oder die zeitl ich unbeschränkte Aufenthaltsgenehmigung 
ist, ist es nur das gute Recht, daß hier die Österreicherin ,  der Österreicher ein M itwirkungsrecht 
erhält. 

Ich würde Sie, Herr Bundesminister, soferne Sie weiter in diesem Amt verbleiben - aber das 
kann ich jetzt nicht beurtei len, das wird die Bundesregierung beurtei len , ob sie ihr Scheitern zu­
gibt - war das ein Zwischenruf, Herr Präsident (Vizepräsident Strutzenberger: Nein, vom Vor­
sitz aus kommen keine Zwischenrufe! - Bundesrätin Schicker: Ein Ordnungsruf könnte kom­
men!), ich muß immer auf meine Worte achten, denn Sie sind ein sehr strenger Verhandlungs­
führer -, ersuchen,  daß der Bevölkerung eine Mitwirkung in dieser Form garantiert wird. Wenn 
die Menschen nämlich das Gefühl hätten,  daß sie da m itwirken können , dann kann ich Ihnen 
auch sagen , daß das Sicherheitsgefüh l  ein besseres werden wird. 

Es wurde schon ausgeführt - Kollege Bösch hat es gesagt -: Wir  glauben, daß es für die Öster­
reicher ein Recht auf Heimat gibt, aber es kann kein Recht auf Zuwanderung geben . Dieses 
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Land Österreich hat bewiesen , mehr als jedes andere Land auf der Welt, daß es ein Herz für 
Zuwanderer hat. Seit 1 945 sind 2 ,5 Mi l l ionen Menschen nach Österreich zugewandert und 
wurden hier integriert. Diese Quote, im Prozentsatz gemessen,  kann kein Staat dieser Welt auf­
we isen.  Der Österreicher hat also seinen Beitrag durchaus geleistet. Wenn al lerdings, Herr 
Min ister, diese Frage nicht im Sinne einer Mitwi rkung der Menschen gelöst wird, wird die Aus­
länderfrage zu einem sicherheitspolitischen Sprengsatz in Österreich werden .  

Ich halte abschl ießend nochmals fest: Es gibt kein Recht auf Einwanderung.  Menschen, d i e  Asyl 
notwendig haben, sol lten wir helfen, aber alle anderen müssen den entsprechenden Weg 
gehen. Aber es gibt ein Recht der Staatsbürger auf eine i nnere Sicherheit, und es gibt noch viel 
mehr ein Recht der Österreicher auf ihre Heimat. (Beifall bei den Freiheitlichen.) 
14. 07 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Der nächste Redner ist Herr Bundesrat Dr. Linzer. -
Bitte. 

1 4. 07 

Bundesrat Dr. M i lan Linzer (ÖVP, Burgen land) : Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren !  Da langsam über uns alle die G locke der Unterbrechung hereinbricht, 
möchte ich versuchen, mich kurz zu fassen. Ich möchte gerne dem Herrn Min ister danken ,  daß 
er sich bereit erklärt hat, einen kurzen Bericht über die innere Sicherheit zu geben .  Er ist 
wahrlich kurz, Herr Minister, Sie haben sich auf das engste, auf das kürzeste beschränkt. Ich 
möchte aber trotzdem zunächst zu den Positiva kommen, bevor ich dann auch einige negative 
Kritikpunkte nenne. 

Zunächst darf ich Ihnen herzlich gratu lieren , Herr Min ister, daß es Ihnen in der Ratskonferenz 
gelungen ist, die Lastenverteilung für die Kriegsflüchtl i nge zu erreichen. Ich glaube , es ist eine 
langgehegte Forderung von uns allen gewesen .  Die Benachteil igung - das kann man durchaus 
so sagen - der Deutschen Bundesrepubl ik, auch der Schweiz und unseres Landes durch die 
Kollegen aus den übrigen Mitgl iedsländern war auf die Dauer sicher nicht haltbar. 

Positiv möchte ich auch erwähnen, Herr Minister, daß sich jetzt doch der Grenzschutz, der 
G renzdienst langsam etabliert, wobei ich aber g leich anmerken möchte, daß der Assistenz­
einsatz des Bundesheeres meiner Ansicht nach eine großartige Sache war, vor allem dadurch,  
weil die Herren aus dem Bundesheer, die aus allen Bundesländern zu uns ins Burgenland 
gekommen sind, wirklich großartige Arbeit geleistet haben .  Ich kann das insofern bekräftigen 
und auch objektiv sagen und behaupten, wei l  ich eine Vergleichsmöglichkeit gehabt habe. 

Ich war im Mai dieses Jahres mit einer Delegation des Europäischen Parlaments zu einem 
Besuch, zu einer Art I nspektion der deutsch-poln ischen Grenze und dann auch der öster­
reichisch-ungarischen Grenze. Wir waren in Frankfurt an der Oder und haben Ein richtungen des 
deutschen G renzschutzes sowohl an der grünen G renze als auch an der regulären deutsch­
polnischen G renze besichtigt. Wir haben dort feststellen können, daß natürlich professionell 
gearbeitet wird , daß wi r aber den Vergleich mit unseren Einrichtungen durchaus nicht scheuen 
müssen .  

Mittlerweile etabliert sich, wie gesagt, der Grenzdienst, und d ie  letzten Ereignisse an der  G renze 
zeigen auch,  daß es in Zukunft sehr wichtig sein wird ,  diesen Grenzdienst quantitativ, aber auch 
qualitativ entsprechend zu verstärken.  

Ich glaube, es ist festzustel len , daß sich d ie große Bewegung, d ie illegale Zuwanderung aus 
dem Osten,  aus Ländern wie Polen , den GUS-Staaten und so weiter vom Norden nach dem 
Süden verlagert. I l legale Zuwanderer versuchen auf mannigfache Weise , zu uns zu kom men -
teilweise durch organ isierten Menschenhandel, tei lweise handelt es sich um Einzelschicksale.  

Was die innerösterreichische Kriminalität betrifft, Herr Minister, nehmen wir gerne zur Kenntnis, 
daß sich hier eine Besserung abzeichnet. Ich möchte allerd ings verstärken, was h ier  schon 
heute gesagt worden ist , nämlich daß unsere Menschen draußen eine verstärkte Sicherheit 
wünschen und von uns auch erwarten .  Es ist ja so, daß man Sicherheit nicht nur im Bereich der 
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Verbrechen und der Kriminalität haben möchte, sondern überhaupt an einer globalen,  um­
fassenden Sicherheit interessiert ist. Aber gerade h insichtlich der Krim inalität in  den Grenz­
regionen müssen wi r wirklich verstärkt darauf achten, daß diesem Sicherheitsbedürfnis , diesem 
subjektiven Sicherheitsbedürfnis, von dem heute schon gesprochen worden ist, auch ent­
sprechend Rechnung getragen wi rd . 

Hinsichtlich der organisierten Kriminal ität mit allen Facetten und der gesamten Vernetzung über 
Geldwäsche, Menschenhande l ,  Drogenkriminal ität und alles , was es da gibt, ist sehr positiv, daß 
Instrumente gesucht werden, wie man ihr Herr werden kann .  Ich bedaure, Herr Min ister, daß Sie 
uns keine Orientierung gegeben haben ,  wie es nun damit steht. Wir haben die Europol-Kon­
vention unterschrieben. Ist es in Ihren Augen sinnvol l ,  diese Europol-Konvention jetzt schon zu 
ratifizieren , obwohl noch nicht alle Länder sie unterfertigt haben? - Aber um eben Druck zu 
machen und verstärkt auf die Bedeutung der Wirksamkeit des Einsatzes von Europol hinzu­
weisen ,  wäre es meiner Ansicht nach durchaus s innvol l ,  an eine Ratifizierung zu denken . 

Wieweit ist es uns gelungen, uns an die Tätigkeit der europäischen Drogeneinheit anzukoppeln? 
Wieweit ist hinsichtl ich personeller Ressourcen ,  EDV- und Sachressourcen der Stand der 
Dinge? 

Zur Einwanderungs- und Asylproblematik. Da sind Sie uns, Herr Minister - das ist heute hier von 
meinen Vorrednern schon angezogen worden -, entgegen einer Ankündigung vor einigen Tagen 
in der Presse heute einen Bericht schuldig geblieben .  Aber Sie werden uns im Anschluß an 
diese Diskussion dazu sicherl ich noch etwas sagen können. 

Es ist hier schon angeklungen , daß sich diese Einwanderungsproblematik noch verschärfen 
wird. Das heißt, der Einwanderungsdruck wird stärker werden ,  denn wir müssen leider zur 
Kenntnis nehmen, daß die wirtschaftl ichen Gräben zwischen den Staaten im Osten,  den G US­
Staaten ,  aber auch den angrenzenden Mittelmeerländern und der Europäischen Union noch 
größer werden.  Mil l ionen Menschen sind im Aufbruch,  um teils durch legale, teils durch il legale 
Einwanderung zu versuchen, in die Union zu kommen. 

Wir  sind mit  der Tatsache konfrontiert, daß das diesbezügliche Dubliner Abkommen noch nicht 
ratifiziert ist. Schengen-Staaten versuchen, sich durch ein Ersatzinstrument zu behelfen . Zuletzt 
diskutierte die Europäischen Union eine Vergemeinschaftlichung, das heißt, daß diese Proble­
matik von der dritten Säule in die erste Säule kommen sol l , um dadurch die parlamentarische 
Kontrolle und auch die Gerichtshofkontrolle zu verstärken.  Den letzten Meldungen zufolge wird 
die Reflexionsgruppe der Regierungskonferenz auch einen entsprechenden Vorschlag unter­
breiten .  

Ich persön lich bin der Meinung, daß sich eine Zuwanderungs- und Asylpolitik von folgenden 
Prinzipien leiten lassen sollte: vom Prinzip der Humanität und der Wahrung der Menschen­
rechte, von der Rechtsstaatlichkeit im Verwaltungsverfahren ,  bei den Kriegsflüchtlingen - wie 
schon angeklungen - von einer Proportional ität der Zahl der Einwanderer zu der jeweiligen Zahl 
der nationalen Bürger und von einer klaren Auslegung der Genfer Konvention . Die Einwande­
rungspolitik im engeren Sinn muß Klarheit darüber verschaffen, welche Bedingungen bei der 
Aufnahme von Drittstaaten gelten sol len.  

Meine Damen und Herren ! Das wäre ein kurzer Überblick aus meiner Sicht. Herr Min ister! Ich 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie uns zu den aufgeworfenen Fragen einige Richtl inien geben 
könnten . 

Im  übrigen denke ich , daß wir, wie gesagt, unbedingt immer wieder darauf hinweisen müssen,  
daß die Problematik, d ie sich in letzter Zeit durch den Kriminaltourismus, durch die organisierte 
Kriminal ität im Hinblick auf die innere Sicherheit ergibt, bedingt durch den Fal l des Eisernen 
Vorhanges natürlich in erster Linie und fast ausschließlich eher aus dem Osten kom mt. Wir  
haben diesen Fall des Eisernen Vorhanges gewollt, w i r  wol len ihn auch weiter haben, aber das 
ist eben eine negative begleitende Tatsache, die noch durch die i l legale Migration vor allem aus 
den Mittelmeerländern verstärkt wi rd. 
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Es wäre falsch ,  hier immer wieder, so wie es versucht wird , der Europäischen Union die Schuld 
in  die Schuhe zu schieben.  Miteinander - national und m it der Europäischen Union - sollten wir 
versuchen , Einrichtungen zu schaffen ,  die dann dazu berufen sind, mit diesen Problemen der 
Sicherheit fertigzuwerden . - Ich danke I hnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
14. 18 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich erteile nun Herrn Bundesminister Dr. Einem das 
Wort. - Bitte , Herr Min ister. 

14. 18 

B undesmin ister für Inneres Dr.  Caspar Einem : Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Ich darf zu 
einigen der aufgeworfenen Fragen, wenn auch nicht zu al len, noch die eine oder andere 
Anmerkung machen. Am leichtesten fällt es mir, zu den zuletzt ausgesprochenen Wünschen 
ku rz Stel lung zu nehmen.  

Einerseits vertrete auch ich d ie Auffassung, daß wir  im Rahmen der europäischen Gremien ver­
suchen sollten,  Einwanderungs- und Asylpolitik weitgehend aufeinander abzustimmen, und ich 
halte es für durchaus sinnvol l ,  wegen der von I hnen bereits ins Treffen geführten Gründe - Zu­
ständigkeit des EuGH ,  Zuständigkeit auch des Europäischen Parlaments zu Kontrollzwecken -
das eine oder andere Element aus dem Bereich der dritten Säule näher zur ersten Säule hinzu­
führen.  - Ich glaube, daß wir die Europäische Union im Sinne umfassender Kontrollrechte so­
woh l der nationalen als auch der internationalen Gremien, die hier denkbar sind, noch zu ver­
vol lständigen haben. 

Auch was die Zusammenarbeit mit Europol betrifft, s ind wir der Meinung, daß wir in Abstimmung 
mit ei nigen anderen europäischen Staaten die Ratifizierung tunlichst bald vorbereiten sollten , 
sodaß wir rasch ratifizieren könnten, wenn die entsprechenden Voraussetzungen gegeben sind. 
Sie sind - wie Sie wissen - materiel l leider noch nicht in  vollem Umfang vorhanden, aber wi r 
sollten dann nicht mehr lange warten oder jedenfal ls keine lange Zeit mehr verstreichen lassen ,  
bis es  zu  einer Ratifizierung und  Anwendbarkeit kommt. 

Zu den Fragen, die mir  Herr Bundesrat Tremmel im Zusammenhang mit den Einbürgerungen 
und der Einwanderung sozusagen zugeworfen hat, darf ich vielleicht grundsätzlich etwas 
anmerken : Das Insistieren darauf, daß die Bevölkerung hier keine Mitwirkung habe, halte ich 
gerade in d iesem Hause für ein bißchen merkwürdig , wenn man bedenkt, daß die Bevölkerung 
im allgemeinen ihre Mitwirkungsrechte durch parlamentarische Gremien wah rn im mt, und das 
halte ich auch tür einen ganz guten Weg .  

Ich denke, daß vieles von dem , was S ie  sagen ,  durchaus der  gebotenen Kontrolle unterliegt, 
wobei man gerade im Bundesrat auch noch darauf hinweisen darf, daß Einbürgerungen im 
wesentlichen nicht von mir, sondern von den Bundesländern vorgenommen werden .  

Das gleiche gilt i m  übrigen auch für die Frage der Einwanderung . Es wird zwar ständig von 
interessierten Kreisen und auch von der einen oder anderen Zeitung behauptet, der Innen­
minister mache die Tore auf, die Wahrheit aber ist, daß die Höhe der Quoten von den Bundes­
ländern bestimmt wird und nicht vom Innenminister. Ich fasse jene Wünsche, die von den 
Bundesländern gekommen sind, in einer Verordnung zusammen - soweit ist es schon richtig -, 
ich habe aber nicht eine einzige Nase Bundesquote. Das sollte man - würde ich meinen - im 
Rahmen einer seriösen Diskussion schon ernst nehmen. 

Zu dem dritten Punkt: Sie haben selbst darauf hingewiesen , daß seit 1 945 etwa 2,5 Mil l ionen 
Menschen nach Österreich zugewandert sind. Ich denke mir, vor der Empirie sol lten wi r unsere 
Augen nicht verschl ießen. Wenn gerade Abgeordnete der F immer wieder sagen ,  Österreich sei 
kein Einwanderungsland, so mischen sie da seltsam Programm und Empirie. Österreich i st ein 
Einwanderungsland, sonst hätten nicht 2 ,5  Mi ll ionen Menschen zuwandern können . 

Österreich soll vielleicht in Zukunft kein Einwanderungsland werden . Das hat auch keiner vor­
geschlagen, wenn ich das einmal so sagen darf. Auch meine Vorschläge gehen ganz deutlich in 
die Richtung, die Einwanderung zu begrenzen,  insbesondere die Neuzuwanderung von Arbeits-
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kräften weiter zu begrenzen ,  als sie derzeit begrenzt ist - ich sage das auch hier sehr deutlich -, 
allerdings im Rahmen der bestehenden, n icht zu erhöhenden Quoten der Fam il ienzusammen­
führung etwas meh r Raum zu geben . 

Die Frage, warum 62 Prozent der Österreicher gegen etwas sind ,  was ich gar n icht vorge­
schlagen habe, ist ziemlich e infach zu beantworten :  Wenn man am Tag eins sagt, Einem macht 
die Türen auf, und am Tag zwei ein Institut beauftragt, herauszufinden, ob die Menschen das 
gut finden , und die nein sagen , und am Tag drei dann sagt, Einem weicht zurück, während ich 
wäh rend der ganzen Zeit dieselbe Linie vertreten habe, dann ist das zwar eine Methode, die 
man anwenden kann ,  sie hat aber m it Seriosität n icht sehr viel zu tun .  (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Bundesrat Kapral! Ich stimme Ihnen völ l ig zu: Es wird in Österreich nach meiner Ein­
schätzung und jedenfal ls mit meiner Zustimmung keine "Chaostage" geben.  Es war weder 
daran gedacht, noch sind Ein ladungen hierher von irgendwelchen Chaoten ergangen . Wir 
würden sie auch nicht dulden .  Darauf können Sie sich schon verlassen .  

Viel leicht sol lte ich auf d ie  Frage der  Nachtschl ießungen, d ie  Frage von Neumarkt und vielleicht 
auch die Frage des Nigerianers aus der Steiermark noch kurz eingehen. 

Was die Frage Neumarkt betrifft, die mir  hier, ich schätze, zum 25. ,  vielleicht auch 28. Mal 
nahegebracht worden ist: 

Erstens : Es geht nicht um die Errichtung einer Autobahngendarmerie in Neumarkt in 
Oberösterreich, weil es dort keine Autobahn gibt. Daher geht es zwar um die Errichtung einer 
VerkehrsaußensteIle der Gendarmerie, deren Aufgabe es sein wird, den gesamten Verkehr auf 
der Strecke von Linz Richtung Prag - aber nur auf dem österreich ischen Abschn itt - ab der 
Stadtgrenze Linz zu kontrol l ieren und dadurch eine zusätzliche Präventivwi rkung gegen schwere 
und vor allem in der Häufigkeit zunehmende Unfäl le auf dieser Strecke auszuüben. 

Die Frage, ob es zweckmäßiger ist, nicht 27, sondern 23 Beamte in dieser VerkehrsaußensteIle 
der Bundesgendarmerie unterzubringen oder diese Beamten gleichmäßig über die Posten im 
Umfeld zu verteilen , ist eine Frage, über die man diskutieren kann ,  über die auch diskutiert 
worden ist und bei der die Experten der Bundesgendarmerie in Oberösterreich nach mehrfacher 
Befassung einhell ig zur Auffassung gekommen sind, daß die Errichtung einer Verkeh rsaußen­
steIle die zweckmäßigste Lösung ist. Ich habe sie daher als solche zur Kenntnis genommen und 
in diesem Sinne entschieden. 

Der Anstoß zur Errichtung dieser VerkehrsaußensteIle ist von Altlandeshauptmann - damals 
noch Landeshauptmann - Ratzenböck ausgegangen .  Es hat dann ein Hin- und Herwogen der 
Stimmungen gegeben.  Tatsache ist jedenfalls, daß das Amt der oberösterreichischen Landesre­
gierung der VerkehrsaußensteIle Neumarkt auch die Funktion der Verkehrsüberwachung über­
tragen hat - das war nicht der Innenminister - und daß, vom Vizekanzler beginnend bis zu der 
von I hnen zitierten Delegation, eine große Zahl von ÖVP-Politikern bei mir in genau dem Sinne 
interveniert hat, den Sie angesprochen haben.  

Die letzte dieser Interventionen war an einem Abend ,  Samstag abend ungefähr um 22 . 1 5  Uhr ,  
m it einer Delegation von zehn Personen , d ie noch einmal, nachdem alle vorhergehenden 
Interventionen sch riftlich beantwortet worden waren, gesagt haben, sie wollten mit mir jetzt noch 
ausfüh rlich über diese Frage reden . Und bei der Gelegenheit - das gebe ich zu , und dazu 
bekenne ich mich auch - habe ich gesagt: Jetzt rede ich über diese Frage nicht mehr. Sie ist 
entsch ieden . - Und so ist es. 

Zur Frage des Nigerianers ,  der zunächst, und zwar durchaus rechtens, in Sch ubhaft genommen 
und dann auf Basis einer Weisung aus dieser Schubhaft wieder entlassen worden ist, ist 
folgendes zu bemerken :  Die Schubhaft - ich bin gerne bereit, I hnen auch die entsprechenden 
gesetzl ichen Bestim mungen nahezubringen - setzt nach § 41 des Fremdengesetzes voraus, 
daß die Anhaltung notwendig ist, um das Verfahren zur Erlassung eines Aufenthaltsverbotes 
oder einer Ausweisung oder um die Abschiebung zu sichern . Nach der Regelung des § 49 des 
Fremdengesetzes ist die Schubhaft durch Freilassung eines Fremden formlos aufzuheben,  
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wenn sie nach den Regelungen des Fremdengesetzes nicht länger aufrechterhalten werden darf 
oder wenn eine Entscheidung des Unabhängigen Verwaltungssenates in dieser Richtung 
vorl iegt. 

Nun ist die Beurtei lung der Frage, ob sich Sachverhaltselemente in einem konkreten fremden­
polizei lichen Verfahren so geändert haben,  daß möglicherweise die Voraussetzungen für die 
Aufrechterhaltung der Schubhaft weggefallen sind, eine schwierige Abwägungsfrage - das ist 
schon richtig -, insbesondere stellt sich immer wieder die Frage, ob das Ziel einer u rsprünglich 
zu Recht verhängten Schubhaft noch immer erreichbar ist und ob sich der Zweck der Sch ubhaft 
erreichen läßt. 

Um es abzukürzen :  Das Ziel der Schubhaft war hier nach unserer Einschätzung dauerhaft nicht 
zu erreichen,  und zwar im wesentlichen deshalb, weil es sich darum gehandelt hat, daß dieser 
von Ihnen genannte Nigerianer eine Österreicherin geheiratet hat und daß im Kontext der sonst 
bestehenden gesetzl ichen Regelungen damit gerechnet werden muß, daß nach Ablauf einer 
bestimmten Frist ein durchaus rechtsförmiger Antrag, nach Österreich zurückzukehren, jeden­
fal ls positiv zu beantworten gewesen wäre. 

Das war der Hintergrund, und das ist auch heute noch der Hintergrund dieser Geschichte, die im 
übrigen nicht so sensationell ist. Ich weiß,  daß Beamte der Fremdenpolizei in Graz mir  dazu 
geschrieben haben. Ich weiß, daß die Arbeit dieser Beamten im Al ltag schwierig ist, und zwar 
n icht nur jener in Graz, sondern insgesamt zählt die fremdenpolizeil iche Arbeit zu den schwer­
sten Arbeiten ,  die es bei uns gibt . Das ist anzuerkennen. Es ist aber dennoch auch anzuer­
kennen, daß die Verwaltung nicht nur im Rahmen der Gesetze, sondern auch im Rahmen 
weisungsgebundener Behörden erfolgt. Und ich bin hier im Rahmen der monokratischen 
Verwaltung des Innenministeriums der Behördenleiter oder die Behörde. 

Viel leicht noch ein Allerletztes, weil auch auf die Frage h ingewiesen worden ist, wer die 
Arbeitslosen erhält und wie das mit Geldzahlungen und Sozialtransfers ist. Die Arbeitslosen 
werden im wesentl ichen - und das sol lte man, glaube ich , klar und deutlich sagen - im Rahmen 
der Arbeitslosenversicherung - das ist also eine Versicherung - erhalten und nicht primär von 
den Steuerzahlern . 

Zweitens: Was die immer wieder angeführte Frage der Überweisung großer Geldbeträge an 
Kinder von h ier aufhältigen Gastarbeitern oder Ausländern ins Ausland betrifft, sollten wir 
vielleicht auch den anderen Aspekt bedenken . Wenn man sich die Alterspyramide der berufs­
tätigen Menschen ansieht, und zwar differenziert nach ihrer Herkunft nach Ländern , dann stellen 
wir fest, daß wir eine große Zahl von Menschen aus dem ehemal igen Jugoslawien oder aus der 
Türkei in Österreich beschäftigen, daß die meisten dieser Menschen, die in den vergangenen 
20, 25, 30 Jahren zu uns gekommen sind, aber aktiv Beschäftigte sind und daß noch kaum 
einer von ihnen die Pension erreicht hat. Wir sol lten also zum indest mit in Betracht ziehen,  daß 
in den letzten 25, 30 Jahren beträchtliche Leistungen,  näml ich Leistungen aus dem Titel der 
Pensionsversicherung oder Zahlungen in das Pensionssystem,  das wir in Österreich haben,  von 
diesen Ausländern erbracht wurden ,  ohne daß sie bis jetzt nennenswert Leistungen daraus in 
Anspruch genommen hätten. 

Also ich denke mir, wenn  man solche Diskussionen führt, sol lte man sie schon auch in bei den 
Dimensionen führen und n icht ausschließlich einseitig .  - Ich danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
14.29 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr Bundesmin ister! Meine Damen und Herren ! Ich 
habe noch vier Wortmeldungen vorliegen, möchte aber im Ei nvernehmen mit den Fraktionsvor­
sitzenden der bei den anderen Fraktionen über Wunsch der Österreich ischen Volkspartei die 
Sitzung bis 1 5 .30 Uhr unterbrechen. Ich mache darauf aufmerksam , daß wir pünktlich um 1 5.30 
Uhr  die unterbrochene Sitzung wiederaufnehmen . - Danke. 

Die Sitzung ist unt erbr och en .  

(Die Sitzung wird um 1 4.30 Uhr unt erbr och en und um 15.31  Uhr wi ed eraufg en omm en .) 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Meine Damen und Herren ! Wir n ehm en die 
unterbrochene Sitzung um 1 5 .31 Uhr wieder auf. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Mag.  Langer. - Bitte. 

15. 3 1  

Bundesrat Mag. Dieter Langer (Freiheitliche, Wien) : Herr Präsident! Herr Bundesminister! Die 
gelichteten Reihen des Hohen Hauses begrüßend.  

Herr Bundesminister! Nach I h rem uns vorgelegten Bericht scheint es so zu sein ,  daß aufgrund 
der Zahlen offenbar alles in Ordnung ist. Sie, Herr M inister, verfügen über Zahlen , über die 
offenbar nur Sie verfügen und nicht die Mitglieder dieses Hohen Hauses, denn der zuletzt 
veröffentlichte Sicherheitsbericht stammt aus dem Jahr 1 993 . Daß es für 1 994 und auch schon 
für drei Quartale 1 995 Zahlen gibt, haben Sie uns dargelegt. Solche Zahlen werden auch in der 
polizei l ichen Kriminalstatistik veröffentlicht und sind bereits - zumindest entnehme ich das der 
Quelle, die ich hier habe . . .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Entschuldigen Sie, Herr Bundesrat, e s  ist ein 
Phänomen in diesem Haus. Je weniger herinnen sind, umso stärker wird der Lärmpegel . Ich 
würde um etwas Ruhe bitten. - Bitte. 

Bundesrat Mag. Dieter Langer (fortsetzend): Danke, Herr Präsident! 

Dem Organ "Die Bundespolizei" - und zwar ist das das Organ des Offiziersklubs der Sicher­
heitsexekutive Österreichs - entnehme ich Zahlen,  die schon vom Mai 1 995 stammen und 
durchaus auch schon E ingang in den offiziellen Sicherheitsbericht 1 994 finden hätten können . 

Demnach ist die Gesamtsumme der gerichtlich strafbaren Handlungen auf 504 000 und ein 
bißchen darüber angestiegen. 

Insofern ist I hnen recht zu geben, daß bei den Verbrechen eine Reduzierung auf insgesamt 
1 07 000 eingetreten ist. Die Steigerungen der strafbaren Handlungen l iegen offenbar in anderen 
Gebieten . 

Ich habe in Ih rem Bericht ein Eingehen auf die Drogenproblematik verm ißt. Es ist ja die Anzahl 
der Suchtdelikte und auch die Anzahl der Drogentoten entscheidend gestiegen .  Wir halten im 
heurigen Jahr bereits bei einer Anzahl von Drogentoten,  die wir im gesamten Zeitraum des Vor­
jahres hatten .  

I n  Wien ist nach den m i r  vorl iegenden vergleichenden Zahlen die Anzahl der Del ikte ungefähr 
gleichgeblieben,  sie hat sich n icht vermindert und l iegt bei über 1 70 000 tür 1 994, und die Auf­
klärungsquote ist auch gleichgeblieben , denn sie ist in Wien immer noch am niedrigsten in ganz 
Österreich , nämlich bei knapp 32 Prozent. 

Teilweise ist in der Statistik, zumindest in der Vergangenheit, auch Kosmetik zu vermerken .  So 
wi rd zum Beispiel bei den Serienbetrugsfällen für d iese Zwecke nicht die einzelne Betrugshand­
lung herangezogen, sondern nur der Verdächtige, sodaß zwar die Zahl der inkrimi nierten Delikte 
in der Statistik sinkt, aber die Zahl der Opfer nicht. 

Aber  wichtiger als die Statistik und wichtig neben der Statistik ist zweierlei: erstens das sub­
jektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung und zu m zweiten die Motivation,  Ausbi ldung, Aus­
rüstung und die Anzahl der Exekutivbeamten .  

Das haben natürl ich auch die maßgeblichen Herren innerhalb der  Exekutive erkannt, und  ich 
darf hiezu auch Herrn Mag. Maximilian Edelbacher, den Vorstand des Sicherheitsbüros, zitieren,  
der auch in dieser Ausgabe der Publikation "Die Bundespolizei" schreibt: "Die Ausmaße des 
subjektiven und objektiven Sicherheitsgefühls bestim men die Lebensqual ität der Menschen. 
Dies trifft natürlich auch auf die Bevölkerung in Wien beziehungsweise in ganz Österreich zu." 
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Er bezieht sich dann in seinen weiteren Ausführungen darauf, was die Polizei unternehmen sol l ,  
wie die Polizei auf das antworten kann,  wovor die Menschen Angst haben. 

Er sagt, einerseits sol l  die Pol izei d ie Alltagsprobleme bewältigen, Hi lfeleistung, Verkehrsrege­
lung und so weiter, Kleinkriminalität. Dann soll das Verständnis zwischen Polizei und Bevölke­
rung verbessert werden. Dazu gibt es verschiedene Projekte - wie es hier so schön heißt - des 
Community Policing und des Neighbourhood-watching, und das wu rde als Model lversuch ein­
gerichtet. 

Andererseits muß die Bekämpfung der Schwerkriminalität, des organisierten Verbrechens, im 
Wege der Zusammenarbeit von Interpol, Europol und mitteleuropäischer Pol izeiakademie ver­
stärkt werden .  

Damit l iegt er auch nach meiner Ansicht richtig . Er hat nur eines vergessen :  daß das subjektive 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung auch davon abhängig ist, wie groß die Zahl der Exekutiv­
beamten ist und ob und in welcher Zahl und in welcher Dichte sie auf der Straße auftreten .  

Das heißt, man ist also sch lecht beraten , gerade bei der Sicherheit zu  sparen und h ier die Prä­
senz zurückzunehmen oder aufgrund von Personaleinsparungen zurücknehmen zu müssen. 

Da nützt auch die hohe Akzeptanz n ichts, die die Pol izei bei der Bevölkerung hat. Es gibt 
Umfragen von 1 994 , aus denen hervorgeht, daß zum Beispiel das Ansehen der Pol izei gleich 
nach dem Ansehen des Herrn Bundespräsidenten kommt und dann von den Gerichten gefolgt 
wird. 

Wichtig - ich habe es erwähnt - ist auch die Motivation der Exekutive, der Sicherheitsbeamten .  
Dazu bedarf es auf al le Fäl le des Rückhalts und  der Rückendeckung durch die höhere 
Führungsebene für die Exekutive. Da nützt dann auch der beste Pressesprecher n ichts, der für 
Public-Relations-Arbeit herangezogen wird, wenn die Handlungen der Exekutive bei öffentl ichen 
Beschimpfungen oder Angriffen nicht die nötige Deckung durch die höhere Führungsebene 
haben . 

Es trägt auch nicht zur Motivation bei , wenn zum Beispiel bei Drogendelikten - u nd auch bei 
anderen - nach mühsamer Aufklärungsarbeit - und diejenigen, die Gespräche m it den Exekutiv­
beamten führen, die mit Drogenkriminal ität beschäftigt sind, werden wissen, wie mühsam es 
gerade in  diesem Mi l ieu ist, Aufklärungsarbeit zu betreiben - endlich Verhaftungen vorgenom­
men werden und der Beamte ein paar Tage später entsprechende Personen wieder auf freiem 
Fuß sieht. 

Es nützt auch nicht der Motivation, wenn die Beamten teilweise unter Bedingungen zu arbeiten 
haben, die nicht einmal d ie Häftl inge akzeptieren würden, die in entsprechenden Häusern 
inhaftiert sind. Es darf ja das Arbeitsinspektorat diese - und man muß es manchmal wirkl ich 
sagen - Buden , in welchen die Sicherheitsbeamten ihren Dienst versehen, nicht unter die Lupe 
nehmen; da wäre es wirklich schlecht bestel lt. (Präsidentin Hase/bach übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren ! So wird es nicht gehen. Man kann auf der einen Seite die Exekutive 
n icht ständigen Angriffen bestimmter Kreise aussetzen und sie unter teilweise unwürdigen Ar­
beitsbedingungen werken lassen,  unter den niedrigsten Verdienstmöglichkeiten und mit einer 
Ausrüstung, die international gesehen als durchaus rückständig bezeichnet werden kann, und 
andererseits der Exekutive ständig gesteigerte Anforderungen präsentieren - wegen der 
Entwicklung der Krim inal ität. Man darf die Entwicklung der Kriminalität durchaus nicht nur im 
Rahmen der letzten paar Jahre oder drei Jahre sehen. Man muß das längerfristig sehen, und 
wenn man das längerfristig betrachtet, dann wird man eben merken, daß die Anzah l der Delikte 
sehr stark gestiegen ist, aber die Anzahl der Exekutivbeamten gleichgeblieben ist oder zurück­
genommen worden ist. Das muß man in dieser Relation sehen.  

Es gibt ständig steigende Anforderungen durch das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung, und 
in  diesem Moment, in dem es darum geht, d iesem Sicherheitsbedürfnis gerecht zu werden , wi rd 
die Exekutive personel l  ausgehöhlt. Sehr  geehrte Damen und Herren !  Das schafft Unmut, das 
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demotiviert, und das ist der Beginn einer gefährlichen Entwicklung, und zwar dann,  wenn nicht 
ein mal die Abgänge gedeckt werden können. 

Diese Entwicklung hat auch Stadtrat Johann Hatzl aus Wien erkannt. Er hat am 1 0 . August 1 995 
anläßlich des angekündigten Aufnahmestopps für Beamte davor gewarnt und hat gemeint, die 
Regierung wäre schlecht beraten,  bei Wiener Polizisten zu sparen,  indem Abgänge nicht ersetzt 
würden. - Sie wissen , daß Stadtrat Hatzl nicht gerade mein Freund ist, aber in diesem Fall hat 
er mit seiner Aussage recht. 

Wi r  wissen ,  was die Bevölkerung denkt und empfindet. Das war auch der Grund für die Anfrage, 
die wir an Sie, Herr I nnenmin ister, am 8. Mai 1 995 gestellt haben.  Wi r  müssen Ihnen sagen, daß 
wir m it der Antwort, die Sie auf diese Anfrage gegeben haben , n icht zufrieden sein können. Der 
Grund für diese Anfrage war, daß aufgrund des Sparpaketes und der Einsparung von Beamten 
natü rlich auch die Exekutive betroffen war und damit allein in Wien 70 Planstel len wen iger zur 
Verfügung stehen. Das bedeutet eine Reduzierung der Polizeipräsenz. 

Es kommt aber noch dazu , daß freiwerdende Posten nicht nachbesetzt werden können. Und 
das ist fü r e ine kurzfristige Entwicklung bedenkl ich. Schon jetzt ist es aufgrund des Über­
stundensparerlasses so, daß der Fußstreifendienst untertags von 7 auf 5 pro Bezirk oder Rayon 
reduziert werden muß und in der Nacht fast überhaupt n icht mehr möglich ist. 

Das ist aber noch n icht alles, denn wenn der praktische Aufnahmestopp für die Exekutive erfolgt 
und im Jahr 1 995 lediglich 75 in die Pol izeischule aufgenommen werden ,  dann bedeutet das , 
daß ab dem Jahr 1 997 die Abgänge nicht mehr besetzt werden können und eine Reduzierung 
der Polizeidienststel len in Wien erfolgt. Derzeit sind in  W ien bei der Sicherheitswache 
6 1 82 Planstellen vorhanden . 27 davon sind oder waren nicht besetzt, 1 00 Beamte befinden sich 
im Kriminalbeamtenkurs.  Im Jahr 1 997 ist ein Abgang von 250 Beamten zu erwarten. 1 996 kann 
dieser Abgang, der jährl ich g leichbleibt - das sind Erfahrungstatsachen -, noch ausgegl ichen 
werden. 1 997 wird das n icht mehr der Fall sein ,  da eben nicht im entsprechenden Ausmaß 
Aufnahmen in die Polizeischule erfolgen. Die Ausbildungszeit von Polizeischülern beträgt zwei 
Jahre. Es wären daher unter Berücksichtigung des Abganges einerseits und unter Berück­
sichtigung dessen ,  wie viele Beamte sich im Krim inalbeamtenkurs befinden,  im Jahr 1 995 350 
Aufnahmen notwendig, um auch in Hinkunft den Stand von jetzt zu halten .  Tatsächl ich sind es 
im heurigen Jahr aber nur 75 gewesen . 

Dem Vernehmen nach wurde die bisherige Vorgangsweise, Polizeischüler auch für jene Beamte 
aufzunehmen,  die sich in der Kriminalbeamtenausbildung befinden, beziehungsweise die zu er­
wartenden Abgänge zu berücksichtigen, vom Bundesministerium für Inneres, also von Ihnen,  
Herr Min ister, untersagt. 

Die Pol izeischule ist faktisch leer. Man muß sich vorstel len , was das bedeutet. Es ist auch keine 
Lösung, wenn man nach einem Schnel lsiedekurs versucht, Verkehrspolizisten m it einer Ausbi l­
dung von sechs Monaten unbewaffnet auf die Straße zu schicken . Man muß dann einen vol l  
ausgebildeten Beamten dazugeben . 

Wenn hier n ichts geschieht, Herr Min ister, dann werden im Durchschnitt in Wien je Bezirk um 
1 5  Beamte im Jahr 1 997 weniger auf der Straße beziehungsweise weniger eingesetzt sein .  

Herr Minister! Ich darf Sie daher folgendes fragen: Warum wurde seitens des Bundesmin iste­
riums für Inneres in den Budgetverhandlungen n icht darauf h ingearbeitet, daß die Bundespoli ­
zeid i rektion Wien in die Lage versetzt wi rd, eine entsprechende Zahl von Polizeischülern auf­
zunehmen? Wann,  Herr Minister, wird die Anzahl der Aufnahmen in die Polizeischule soweit 
erhöht, daß der erwartete Abgang vol l  gedeckt werden kann? (Bundesrat Hager: Die Frage­
stunde ist schon vorbei!) Werden Sie, Herr Minister, sich dafür einsetzen , daß für die Bundes­
polizeidirektion Wien eine Aufstockung der Planstellen vorgesehen wird? Herr Minister, halten 
Sie die von I hnen hier im Bericht genannten Maßnahmen für ausreichend, das Sicherheitsdefizit 
und insbesondere das subjektive Sicherheitsbedürfnis der Wien er Bevölkerung abzudecken? 
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Herr Bundesminister! Sie haben in Ih rem heutigen Bericht sehr positive Daten gebracht. Ich 
nehme an , daß aufgrund der Kürze des Berichtes hauptsächl ich die positiven Daten genannt 
wurden. Aber es gibt eben nicht nur positive. (Bundesrat Strutzenberger: Sagen Sie, Herr Kol­
lege Langer, haben Sie die Auskünfte, die Sie hier zitieren, vom AUF- Vertreter, der wegen eines 
Deliktes ausgeschieden ist? Das stimmt doch hinten und vorne nichtf) 

Wen meinen Sie denn da jetzt? Das ist ja gar nicht richtig . Herr Präsident, ich habe mich 
bezogen auf offizielle Aussendungen der Exekutive. (Bundesrat Strutzenberger: Sie machen 
Wahlwerbung für die Personalvertretung! Wo ist die offizielle Aussendung? Sagen Sie die 
Zeitung! Zeigen Sie das her!) "Die Bundespol izei", Offiziersklub der Sicherheitsexekutive 
Österreichs . (Bundesrat Strutzenberger: Ja, ja, das weiß ich, wo der hingehört!) Aha, das heißt, 
Sie distanzieren sich vom Vorstand des Sicherheitsbüros , von Herrn Mag .  Edelbacher? Darf ich 
das so verstehen? Darf ich das so verstehen, daß Sie sich von Ihrem Mag. Edelbacher 
distanzieren? (Bundesrat Strutzenberger: Der hat das nicht gesagt!) Also bitte, wenn Sie das 
schon so sehen , dann tut mir die Exekutive wirklich leid, denn dann wird sie von I hnen echt im 
Stich gelassen . (Beifall bei den Freiheitlichen. - Bundesrat Strutzenberger: Ich habe schon viel 
Unsinn gehört, aber das ist das ärgste!) 

Sie können nicht wegdiskutieren, daß es einen Aufnahmestopp bei der Wiener Polizeischule 
gibt. Das, bitte sehr, ist evident. (Bundesrat Strutzenberger: Wo ist er denn? Das stimmt ja 
nicht!) 

Herr Minister, wir brauchen nicht nur die positiven Aussagen, wir brauchen offene und ehrliche 
Aussagen, gerade wenn es die Sicherheit betrifft. Es ist daher unsere Aufgabe , auch wenn es 
Ihnen nicht behagen mag, zu relativieren und zu hinterfragen , ohne in Verdacht zu geraten, zu 
verunsichern oder zu destabil isieren oder Panikmache zu betreiben.  (Bundesrat Strutzen­
berger: Na, was denn? Was tun Sie denn jetzt die ganze Zeit?) Nein, das tun Sie schon selbst 
mit I h ren Maßnahmen, Unsicherheit sowohl in die Bevölkerung als auch in die Exekutive zu 
streuen. 

Es nützt hier nur  folgendes, und das gebe ich zu bedenken :  Wir brauchen n icht einen Abbau , 
sondern eine personelle Aufstockung im Bereich der Exekutive, verbesserte Ausrüstung und 
Ausbildung, Verbesserung der Arbeitsbedingungen, verstärkten Rückhalt für die Beamten durch 
die oberen Führungsetagen ,  positive Öffentlichkeitsarbeit und endl ich eine gerechte und um­
gehende Besoldungsreform für die Exekutive. (Beifall bei den Freiheitlichen. - Bundesrat 
Strutzenberger: Der Mensch hat keine Ahnung!) 
15. 52 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach: Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin 
Hedda Kainz. 

15.52 

Bu ndesrätin Hedda Kainz (SPÖ, Oberösterreich) : Frau Präsidentin !  Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren !  Ich bin sehr froh , einer Partei anzugehören,  die einen Menschen in 
das Amt des Innenministers gestel lt hat, ihn dorthin berufen hat, der an seine Aufgabe auch -
abgesehen von den sach lichen und fachl ichen Notwendigkeiten - mit einer Portion Emotionen 
herangeht. 

Meine Damen und Herren ! Ich meine nicht die Emotionen, die heute hier tei lweise sehr unan­
genehm sichtbar geworden sind, und ich meine auch nicht jene Emotionen ,  die in mir ausgelöst 
wurden. Ich denke an jene Portion Menschl ichkeit, die einfach den anstehenden Problemen im 
Bereich der Sicherheit angemessen sind.  

Sicherheit, meine Damen und Herren , ist umfassender und tiefgreifender zu sehen , als sie 
landläufig mit mil itärischen und polizei l ichen Maßnahmen und Einrichtungen abzudecken ist. 
Und deshalb empfinde ich auch Genugtuung, daß Emotionen in diesem Bereich noch Platz 
greifen können . 
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Sicherheit ist ein Basisbedürfnis, das vor allem frei sein von Angst bedeutet. Frei sein von Angst 
bedeutet aber auch Vertrauen haben, Vertrauen haben in stabile pol itische Verhältnisse, und 
deshalb habe ich meine eigenen Emotionen angesprochen , wei l  s ich d iese im Moment ganz ent­
schieden von diesem Vertrauen wegbewegen müssen, wenn ich die derzeitigen Entwicklungen 
ansp reche. 

Sicherheit ist ein friedl iches Zusammenleben aller Bevölkerungsgruppen bei Chancengleichheit 
- das wurde auch heute hier schon einmal angesprochen - innerhalb eines Staates und der 
Versuch , die Interessen eines Staates koordiniert mit anderen so zu gestalten,  daß die inner­
staatlichen Bedürfn isse auch in  der internationalen Solidarität abgedeckt werden können. 
Lassen Sie mich dabei ein paar Bemerkungen zur Situation machen. 

Durch den Zusammenbruch des Kommunismus und durch den Krieg in Jugoslawien - ich weiß 
schon , das sind Themen, die wir zum Überdruß in den Medien hören und die wir auch selbst 
d iskutieren,  nur sind sie Realität - und den damit verbundenen politischen und wirtschaftlichen 
Veränderungen vor allem im Osten wurde eine ganz enorme Wanderbewegung ausgelöst, die 
wir jetzt streckenweise in einer unqual ifizierten und unmenschlichen Art diskutieren .  

Diese Vorgänge, aber auch d ie österreichische Orientierung nach dem Westen erfordern 
meines Erachtens eine andere Definition - es sind andere Anforderungen an das Sicher­
heitsbedürfnis oder an d ie Sicherheit an und für sich zu stel len , die damit eine neue Dimension 
bekommen hat. Viele Menschen in unserem Land befürchten Gefahren, einerseits durchaus 
durch berechtigte Fakten ,  aber andererseits durch die irrationalen Ängste, die streckenweise in 
ganz unqualifizierter und unverantwortl icher Art geschürt werden. 

Diese Ängste sind ernstzunehmen und durch entsprechende Maßnahmen, die ja auch immer 
wieder gesetzt werden, auch wenn sie von verschiedenen Gruppierungen permanent geleugnet 
werden , abzubauen - auch da gibt es Schritte, die ich noch ansprechen werde -, um d iese 
Konfliktherde nicht allzu groß werden zu lassen . Ich behaupte, in den Ansätzen sind sie leider 
schon vorhanden. Wir werden sehen , wer in Zukunft die Verantwortung dafür übernehmen wird .  

E in Beispiel : die heute auch schon - und nicht nur  heute - vieldiskutierte Ausländerfrage. Ich 
behaupte , daß diese Ausländerfrage derzeit ein Kristallisationspunkt solcher Ängste ist und zu 
ganz bedenkl ichen demokratiepolitischen Entwicklungen führt. Ich warne Sie alle, die Sie h ier 
sitzen ,  auch wenn wir vielleicht jetzt diese Verantwortung im Moment überdeckt sehen durch 
andere: Diese Verantwortung haben wir in Zukunft unseren Staatsbürgern gegenüber, und nicht 
nur jenen gegenüber, die wir als jene bezeichnen , die in  Österreich eine Heimat haben. Ich 
behaupte, auch all jene, die zu uns kom men müssen und vor allem die für uns arbeiten ,  haben 
das Recht, hier eine Heimat zu finden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was die pauschalen Diffamierungen wie die Gefahr der Überfremdung und die höhere Krimi­
nal ität betrifft: Statistiken können gequält werden , wir wissen das. Es gibt aber korrekte Berech­
nungsweisen , die d iese Punkte klarstel len. Auch durch Behauptungen über angebliche Privi­
legien und Mißbräuche werden diese Ängste geschürt. Und wir haben es ja heute hier gehört: 
Die gleichen Beispiele, d ie noch vor kurzem der Landesrat Achatz in Oberösterreich gebracht 
hat, finde ich heute hier wieder. Nur fehlt m i r  die dementsprechende Richtigstel lung. Aber das ist 
ein Vorgang, der uns ja nichts Neues ist. 

Es gibt kaum einen Bereich ,  in dem so viel Rechtsunsicherheit herrscht - und ich behaupte, ge­
schürte und mit Absicht herbeigeführte Rechtsunsicherheit - wie beim Aufenthaltsgesetz. Diese 
Unsicherheit betrifft In länder und Ausländer leider im gleichen Maß, und zwar nur die Un­
sicherheit; die Folgen nicht. Denn wenn sich ein I n länder eines Vergehens schuldig macht, dann 
wird er abgeurteilt, zur Rechenschaft gezogen, und damit ist sein Vergehen wiederberein igt. Ein 
Ausländer steht dem Ruin gegenüber. Der wird abgeschoben, kann nicht mehr integriert werden 
und verliert alle Voraussetzungen für e ine Lebensführung. (Bundesrat Mag. Langer: Wollen Sie 
die Inländer abschieben?) 

Herr Langer, keine Bemerkungen, ich werde nicht darauf eingehen, ich habe mir vorgenommen, 
meine Emotionen unter Kontrolle zu halten ,  obwohl  - das habe ich schon angesprochen - die 
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jetzt vorhandenen Durchführungserlässe Klarheit herstellen müßten.  Nur wird es auch klar, 
warum sie nicht greifen , wenn wir von I hnen hier Verteidigungsreden für Dinge hören, die genau 
dort angesiedelt sind. Denn dort sind jene Leute, die Ihre Ansichten vertreten und die dann auch 
nicht bereit sind, bestehende klare Erlässe so durchzuführen , wie sie vom Gesetzgeber be­
sch lossen und gemeint wurden. 

In  der Frage der Zuwanderung sind Klarstel lungen zu treffen , und zwar solche, daß es d iese 
Exzesse nicht mehr geben kann,  daß nicht ein einzelner Recht beugen kann,  so wie es seinen 
eigenen Vorstellungen entspricht. I nländische Bedürfnisse und Ängste treffen hier ganz ein­
deutig auf die notwendige Humanität, die wi r diesem Problem unterlegen müssen. Wir müssen 
uns wi rkl ich einer geregelten und einsichtigen Vorgangsweise befleißigen . 

Ich begrüße also diese geplante und leider jetzt wahrscheinl ich den derzeitigen pol itischen 
Abläufen zum Opfer fal lende Reform des Aufenthaltsgesetzes. Ich habe mich darauf eingestellt, 
daß diese Problematik eine Entschärfung erfährt. Ich hoffe, daß man in der nächsten 
Legislaturperiode nicht al lzuweit von diesem Kurs abweichen wird müssen.  

Aber auch die in Ihren Ausführungen, Herr Min ister, angesprochene europäische Zusammen­
arbeit, die für Österreich gerade in bezug auf die Flüchtlingsströme eine Entschärfung und eine 
Entlastung bedeuten würde,  ist positiv zu sehen. 

Meine Damen und Herren!  Wir haben nicht nur - wie auch von mir  schon angesprochen -
Menschen aus anderen Staaten bei uns, die zu uns kommen wollen, weil sie sich Verbesse­
rungen erhoffen .  Wir haben auch solche, die zu uns kommen müssen,  wei l  sie in ihrer Heimat 
aus den versch iedensten Gründen gefährdet sind. Und wir haben vor allem jene, die die Wirt­
schaft geholt hat, als wir sie gebraucht haben .  Und ich möchte nicht den Österreichern den 
Vorwurf machen, daß sie verschiedene Arbeiten nicht mehr tun wollten .  Wir haben uns einen 
Lebensstandard erarbeiten können, der es möglich gemacht hat, diese Austauschprozesse ein­
zuleiten .  Nur müssen wir auch für diese Menschen die Verantwortung tragen, das Zusammen­
leben fair gestalten und die notwendige Integration sicherstel len. 

Dazu habe ich heute mit großer Aufmerksamkeit gehört, daß mit der Integration n icht die 
Assimi l ierung gemeint ist. Denn auch diesen Respekt haben wir diesen Menschen zuzu­
gestehen, daß sie ihre persönl iche Identität nicht bis zum Status nul l  aufgeben müssen.  

Ich denke, daß das I nstrument der Integrationsbeiräte, wie es in manchen Gemeinden schon 
eingerichtet ist, ein Instrument sein könnte, den Versuch zu machen, ein konfli ktfreies 
Zueinanderfinden von In ländern - auch deren Interessen müssen geschützt werden , das ist 
keine Frage; es ist überflüssig ,  darauf hinzuweisen - und Ausländern zu fördern . Dieses 
Zusammenleben muß in einer konfl iktfreien und vor al lem gewaltfreien Art funktionieren können . 

Die vorhandenen Ängste einzudämmen, muß grundsätzlich ein Bedürfnis sein ,  damit - den 
österreich ischen Bedingungen angepaßt - Einwanderungspol itik betrieben werden kann .  Das 
bedeutet - ich sage hier ja nichts Neues, wir haben es heute vie lfach gehört -, geordneter 
Arbeitsmarkt und soziale Absicherung, aber auch eine ständige Aufklärung, um diesen 
Bewußtseinsprozeß zu betreiben und nicht Ängste zu schüren und Mißtrauen und Mißgunst zu 
verbreiten.  

Zu den höheren Kriminalitätsraten bei  Ausländern , wie das heute schon einmal so interpretiert 
und vom Herrn Minister entkräftet beziehungsweise in seinem Bericht anders dargestellt wurde: 
Viele Statistiken deuten darauf h in ,  daß die Zahlen, die offiziell genannt werden ,  die richtigen 
sind und die Situation richtig beleuchten .  

Darüber h inaus ist natürlich jenem Bereich verstärkt Aufmerksamkeit zu widmen, der  im Bericht 
des Herrn Ministers einen beträchtl ichen Teil eingenommen hat, damit der tatsächlich verstärkt 
auftretenden internationalen Kriminalität wie dem Kriminalitätstourismus, der organisierten 
Kriminalität sowie der sogenannten Russen- oder Chinesenmafia ganz entschieden Einhalt 
geboten wi rd. Dort wird es notwendig sein ,  entsprechende organisatorische und finanzielle 
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Maßnahmen zu setzen, und zwar gerade in dem Bereich , in dem es um die Ausbildung der 
Sicherheitskräfte geht. 

Dem Schlepperunwesen, dem Drogenhandel und dem il legalen Waffenhandel, aber auch der 
internationalen Umweltkriminalität und dem zunehmenden Frauenhandel - ein Aspekt, meine 
Damen und Herren,  der n icht sehr oft angesprochen wird - und der Prostitution, die dadurch 
gefördert wird ,  i ndem man Frauen aus anderen Ländern holt und sie unter den unwürdigsten 
Umständen, unter Gefahr für Leib und Leben hier einsetzt, muß mit allen Mitteln entgegenge­
wirkt werden ! Die Täter sind mit unnachsichtiger Härte zu verfolgen, egal, ob es sich um Inlän­
der oder Ausländer handelt. 

Dazu bedarf es aber neben der entsprechenden innerstaatlichen Ausrichtung und den dazu 
notwendigen Maßnahmen auch der verstärkten internationalen Zusammenarbeit. Österreich ist 
m it seiner EU-Randlage und den exponierten Ostgrenzen sicher besonders betroffen .  Dem ist 
sowohl finanziel l ,  aber auch durch besondere Maßnahmen wie gründliche Grenzkontrol len, die 
auch bei den I nländern dann ,  wenn es um ihre persön lichen Interessen wie Urlaubsfahrten geht, 
nicht immer gern gesehen werden, entgegenzuwirken . Diese Maßnahmen sind zu verstärken,  
und ich vermerke m it großer Befriedigung, daß diese verstärkten Kontrollen , d ie auch vom Herrn 
Mi nister angesprochen wurden , zu erstaunl ichen Erfolgen führen . 

Ich glaube also, daß Präventivmaßnahmen, einer Demokratie entsprechende und vertretbare 
Pol izeibefugnisse und ein den neuen Notwendigkeiten angepaßtes Strafrecht - auch hier gibt es 
ja Ansätze, den modernen Anforderungen gerecht zu werden - neben vielen konkreten Dingen, 
die heute hier schon angesprochen wurden , notwendig sind, vor allem auch die Maßnahmen, 
die im Bereich der Sicherheits kräfte zu setzen sind, wie Schulungsmaßnahmen, Supervis ion, 
um den Mitarbeitern dort die nötige Kraft und Einstel lung zu geben ,  m it diesen sicher nicht 
leichten Herausforderungen zurechtzukommen. 

Ich denke, nur  dann, wenn es uns gelingt, mit Augenmaß und Emotionen diesen Problemen 
entgegenzutreten,  kann die Aussage, daß Österreich ein sicheres Land ist, auch in Zukunft 
gelten. 

Herr Minister! I h re Ausführungen zu d iesem Thema bestärken mich in dieser Meinung, und ich 
hoffe, daß wir mit gemeinsamen Anstrengungen Österreich in d ieser Sicherheit in die Zukunft 
führen können. (Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der ÖVP.) 
1 6. 06 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Bieringer. Ich bitte ihn ,  das Wort zu nehmen. 

16. 06 

Bu ndesrat Ludwig B ieringer (ÖVP, Salzburg) :  Sehr verehrte Frau Präsident in!  Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Bundesmin ister! Ich habe mit 
großer Aufmerksamkeit Ih rem Bericht zugehört, und ich danke Ihnen dafür. 

Gestatten Sie mir, daß ich auf einen Tei l ,  nämlich den zweiten Punkt Ih res Berichtes betreffend 
den Grenzd ienst der Bundesgendarmerie, an hand eines Beispieles eines Bürgermeisters einer 
Gemeinde mit 1 1  000 Einwohnern, in deren Gemeindegebiet die größte Kaserne Österreichs 
l iegt, die mit 3 000 bis 7 000 Soldaten bestückt ist, und in deren Gemeindegebiet der Schnitt­
punkt der Tauern Autobahn mit der West Autobahn ist, ein bißchen näher eingehe . Diese geo­
graphische Lage zieht nach sich, daß 60 000 Fah rbewegungen auf der A 1 ,  35 000 Fahrbewe­
gungen auf der A 1 0  und 25 000 Fahrbewegungen auf der Bundesstraße 1 stattfinden . Dazu 
kommen noch drei Grenzübergänge, darunter der meistbefahrene Grenzübergang Europas, der 
Autobahngrenzübergang Walserberg. Den Grenzübergang Walserberg passieren jährlich 
37,2 Mi l l ionen Personen, 1 2,2 Mil l ionen PKW , mehr als 1 Mi l l ion LKW und zirka 1 00 000 Auto­
busse. 

Das heißt, daß im Schnitt 1 02 000 Menschen tägl ich die Grenze in meiner Gemeinde passieren, 
daß täglich 33 000 PKW, 274 Autobusse und 2 740 LKW über diese Grenze fahren . 
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Warum sage ich das? - Ich sage das deswegen , wei l in letzter Zeit eine Situation eingetreten ist, 
Herr Bundesmin ister, die nach meinem Dafürhalten unerträglich ist. Die bayrische G renzpolizei 
auf dem Grenzübergang Walserberg ist m it 86 Bediensteten besetzt, die österreichische 
Zol lwache zählt 40 Mann Besatzung. (Zwischenruf der Bundesrätin Crepaz.) Warten Sie ein 
bißchen , Frau Kollegin!  

Dazu kommt, daß an Wochenenden bis zu 50 Schubhäftl inge von der bayrischen Grenzpolizei 
unserem Gendarmerieposten übergeben werden. Unser Gendarmerieposten ist mit 25 syste­
misierten Posten besetzt. Elf gehören der Fremdenkriminalgruppe an, die teilweise auch 
Sektorenstreife fahren , acht Damen und Herren - Gott sei Dank haben wi r auch drei Frauen als 
Gendarmeriebeamtinnen - gehören dem Außendienst an und sechs dem Kriminaldienst. 

Jetzt gibt es bei unserem Posten ein Riesenproblem , nämlich ein Platzproblem . Wenn 
40 Schubhäftl inge in unseren Posten kommen , dann platzt d ieser aus allen Nähten. Dazu muß 
man sagen, daß am Autobahngrenzübergang Walserberg ein immenses Platzangebot gegeben 
ist. Nun hat unser Kommandant vor Monaten bereits angesucht, daß dem Gendarmerieposten 
Wals Räume am Autobahngrenzübergang Walserberg zur Verfügung gestellt werden, damit die 
Fremdengruppen dort rascher und zügiger vorgehen können. 

Ich würde Sie daher sehr herzlich bitten ,  Herr Bundesminister, daß Sie es ermöglichen, daß 
Teile des ehemaligen Zollamtsgebäudes, die jetzt leerstehen und fü r die es keine Verwendung 
gibt, der Gendarmerie zugewiesen werden. 

Die Situation, die am vergangenen Wochenende geherrscht hat, möchte ich Ihnen auch 
schi ldern .  

Von der bayrischen Grenzpolizei wurden neun Schubhäftl inge unserem Gendarmerieposten 
übergeben .  Bis gestern waren diese neun auf unserem Gendarmerieposten untergebracht, und 
zwar deswegen, wei l  kein Gefangenenhaus in Österreich Platz hatte . Gestern beziehungsweise 
am Dienstag wurden sie überstellt: drei nach Innsbruck, einer nach Leoben, zwei nach Linz, 
einer nach Eisenstadt und zwei nach Graz. Das bringt m it sich,  daß mindestens zwei Beamte 
unterwegs sein müssen,  um diese Schubhäftl inge zu den einzelnen Gefangenenhäusern zu 
bringen , die dann natürlich im Dienstbetrieb des Gendarmeriepostens in meiner Gemeinde 
fehlen. 

Dazu kommt, daß es einen Fehlbestand an Gendarmeriebeamten im ganzen Bezirk gibt. Ich 
weiß, daß die Situation schwierig ist. Wir hoffen und sind sehr zuversichtl ich, daß mit der 
Umschulung der Zollwachebeamten, die dann im Gendarmeriedienst eingesetzt werden, eine 
Verbesserung kommt. 

Auch darum würde ich Sie seh r herzlich bitten,  Herr Bundesminister, daß es ermöglicht wird , 
daß h ier eine Aufstockung stattfindet. 

Ich glaube, daß man danach trachten muß,  daß nicht nur die Außengrenze verstärkt wi rd, 
sondern daß auch der Betrieb nahe den Binnengrenzen aufrechterhalten bleiben kann. Hier 
bietet sich eine Möglichkeit an, die an und fü r sich keine finanzielle Belastung mit sich bringen 
wü rde, nämlich daß man Tei lbereiche des im Besitz des Bundes befindl ichen Zol lamtsgebäudes 
am Autobahngrenzübergang Walserberg für d ie Gendarmerie zur Verfügung stellt. Das würde 
keinerlei Kosten verursachen, wei l ,  vom Schreibtisch angefangen , alles drinnen ist. Was man 
braucht, sind ein paar Computer, aber Computer kann man ja bekanntlich auch verlegen. Wenn 
man jene, die bereits im Gendarmeriepostengebäude von Wals montiert sind, drei Kilometer 
Luftl inie weiter h inaufversetzt, hätte man mit ei nem Sch lag ein riesiges Platzproblem gelöst . 

In diesem Sinne würde ich Sie , Herr Bundesminister, sehr herzlich bitten, die berechtigten 
Forderungen der Gendarmerie von Wals-Siezenheim zu unterstützen. - Danke schön. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Bundesräten der SPÖ.j 
1 6. 1 4  
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Präsidentin An na Elisabeth Haselbach : Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr DDr. Franz 
Werner Kön igshofer. 

16. 14 

Bundesrat DDr. Franz Werner Kön igshofer (Frei heitliche, Tiral) :  Frau Präsidentin !  Herr 
Bundesminister! Meine Damen und Herren !  Unsere heutige Plenarsitzung des Bundesrates 
findet an einem wahrlich merk- und denkwürdigen Datum statt. Dieser 1 2 . Oktober 1 995 wird als 
der Tag in die Geschichte der Zweiten Republ ik eingehen, an dem die letzte graße Koalition 
endgültig gescheitert und zerbrochen ist. (Zwischenruf des Bundesrates Bieringer.) Jede 
weitere Regierung,  die sich in diesem Lande bi lden wird, Herr Kol lege Bieringer, wird eine 
andere sein .  Und auch wenn ÖVP und SPÖ noch einmal eine Koalition bilden werden,  so wird 
das keine große, sondern maximal eine Mittelkoal ition sein.  

Aber heute wol len wir noch einmal ,  solange der Herr Min ister im Amt ist, über aktuelle Fragen 
der inneren Sicherheit diskutieren,  und ich wollte mich ursprüngl ich auf drei Punkte 
konzentrieren : Kriminalität, Terrorismus und Europawah len . 

Zum Thema Kriminalität und Ausländerkriminalität ist schon sehr viel gesagt worden. Ich möchte 
I hnen deshalb nur zeigen ,  Herr M inister, was mi r  ein Bürger aus meiner Gemeinde übergeben 
hat: ein großes Paket mit Ze itungsausschnitten,  die ich Ihnen vortragen sol lte. Ich werde mich 
aber kurz fassen .  Sie lesen sicher selbst Zeitungen und Pol izeiberichte und wissen , was alles im 
Lande passiert. 

Aber ich sage I hnen das deshalb, weil Kollege Hüttmayr heute schon von der subjektiven 
Sicherheit, vom Sicherheitsgefühl der Bürger gesprochen hat. Und es kommt ja deutlich zum 
Ausdruck, daß die Bürger die Vorgänge im Land beobachten , daß sie ein subjektives Angst­
gefühl entwickeln und sagen :  Bitte, schauen Sie sich das einmal an , und fragen Sie in den 
entsprechenden G remien nach - ich wi ll I hnen das jetzt nur zeigen, aber n icht im Detail 
vortragen . 

Zum Thema Terrorismus ist zu sagen , daß wir leider in den letzten Jahren in Österreich einige 
Anschläge krimineller Natu r zu verzeichnen hatten ,  und da wird halt auch immer wieder in eine 
bestimmte Richtung gesucht und gefahndet. 

Dazu hat es ein sehr bemerkenswertes Interview in der Zeitschrift "Top" m it dem Generaldi rek­
tor für öffentl iche Sicherheit, M ichael Sika, gegeben. Es wird die Frage gestellt : Halten Sie es in 
diesem Sinn für richtig - ich zitiere jetzt -, daß in solchen Fällen immer gleich eine politische 
Zuordnung vorgenommen wird? Darauf Sika: Ich muß damit leben . Daß man durch diese 
Zuordnung unsere Arbeit n icht leichter macht, ist klar. "Top" fragt weiter: Warum stellen Sie das 
dann nicht unmißverständlich klar? Sika: U m  es ehrlich zu sagen : Wir  würden einen derartigen 
Druck erzeugen ,  wenn wir sagen: Wir glauben gar n icht, daß das Neonazis waren. Wir  würden 
einen Druck erzeugen , den wir gar nicht aushielten .  

I n  diesem Zusammenhang muß man schon d ie  Frage stel len, Herr Min ister: Wer erzeugt denn 
h ier  Druck, wenn der Generaldirektor für öffentliche Sicherheit eine Vermutung zum Ausdruck 
brächte, die vie l leicht diesen Fahndungsmaßnahmen eine andere Richtung gäbe? (Bundesrat 
Strutzenberger: Wer fühlt sich denn angegriffen, wenn es heißt "Neonazis"? Wer erzeugt den 
Druck?) Na, ich meine ja nur .  Sie haben doch keine Fahndungserfolge. (Bundesrat Strutzen­
berger: Wer fühlt sich angegriffen?) Der einzige Bombenanschlag,  der aufgeklärt ist, ist der von 
Ebergassing, bei dem zwei Täter aus der l inken Szene ums Leben gekommen sind. Aber 
ansonsten gibt es nur Verdächtigungen in eine Richtung.  (Bundesrat Meier: Wer erzeugt den 
Druck?) Das weiß ich n icht. Das frage ich den Herrn Min ister. Wer erzeugt Druck? - Herr Sika 
spricht davon, daß Druck erzeugt wird. (Bundesrat Meier: Wer?) Wir werden den Druck n icht 
erzeugen. Wer erzeugt ihn? Der Herr Minister wird sicher dazu Auskunft geben können. 

Auf der anderen Seite jedoch scheint man es, wenn von l inker Seite Gewalt angewendet wird ,  
n icht so  ei lig zu  haben mit den  entsprechenden Fah ndungsmaßnahmen. 
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Es gibt eine Zeitung in Wien , der Sie sehr nahestehen, Herr Min ister, das sogenannte 
"TATblatt" , das Sie auch entsprechend gefördert haben.  (Ironische Heiterkeit der Bundesrätin 
Crepaz.) Ja, Frau Kollegin Crepaz, Sie lachen. Aber jetzt kommt ein Innsbrucker Fal l .  Dieses 
"TATblatt" berichtet über einen Prozeß in Innsbruck im Zusammenhang . . .  (Bundesrat 
Strutzenberger: Jetzt sagen Sie, wer da herinnen vom " TA Tblaft" ist! Wem erzählen Sie denn 
das?) Ich zitiere das "TATblatt". (Bundesrat Strutzenberger: Ja, wem erzählen Sie das?) Ihnen 
erzähle ich das! (Bundesrat Strutzenberger: Mir?) Ja, um zu zeigen, wie die Dinge in 
Österreich laufen!  (Bundesrat Strutzenberger: Mich interessiert das aber nicht!) Ich weiß 
schon, daß Sie das vielleicht n icht gerne hören werden ,  aber ich sage es Ihnen trotzdem. 

Dieses "TATblatt" berichtet über einen Prozeß in I nnsbruck zwischen der Un iversitäts­
Sängerschaft Skalden und gewissen l inken Kreisen, die Demonstrationen anläßlich des Frei­
heits-Kommerses veranstaltet haben.  Und einen Tag nach der Berichterstattung im "TATblatt" 
erfolgt ein Schußattentat - jetzt hören Sie mir zu, Frau Kollegin Crepaz (Bundesrätin Crepaz: 
Ich höre!) -, einen Tag nach Erscheinen erfolgt ein Schußattentat auf das Studentenhaus der 
Sängerschaft Skalden. 

Ich frage mich, wie hier die Ermittlungen weitergehen. Bis jetzt haben wi r noch nichts gehört, 
daß konkrete Personen in Verdacht gezogen wu rden oder daß es Ermittlungserfolge gäbe. 
(Bundesrat Strutzenberger: Das ist traurig, denn ansonsten ist der Haider so gut informiert über 
alles, was geschieht, und über die Ermittlungen nicht?) Ja. Der Herr Innenminister sol lte darüber 
informiert sein ,  wenn es solche Anschläge gibt. 

Das wollte ich nur zum Thema Terrorismus sagen. 

Ich könnte Ihnen auch noch eine Anfrage an den Vorgänger von Herrn Minister Einem im 
Zusammenhang mit diesem Freiheits-Kommers zitieren. Bei den Gegendemonstranten wurde 
eine große Menge von Waffen beschlagnahmt, auch ein selbstgebastelter Sprengkörper. Und 
auf eine der Fragen, was mit dem Besitzer dieses Sprengkörpers passiert ist, steht in der 
Anfragebeantwortung: Er wurde gemäß § 90 Strafprozeßordnung auf freien Fuß gesetzt. 
(Bundesrat Strutzenberger: "Auf freien Fuß gesetzt" ist absurd! Auf freiem Fuß angezeigtf) Er 
hatte eine selbstgebastelte Handgranate bei sich und wird dann wegen mangelnder Straf­
würdigkeit auf freien Fuß gesetzt. (Bundesrat Strutzenberger: Angezeigtf) Eine Handgranate 
bei einer Demonstration bei sich zu haben,  ist heute anscheinend - das trifft die Justiz, nicht den 
Innenminister - mangelnd strafwürdig . So ist die Situation im Staat. (Bundesrat Strutzenberger: 
Aber in Ihrem Umfeld sind schon mehrere gewesen! Oder nicht?) Sie haben eine andere Sicht 
der Dinge . Auf jeden Fal l habe ich I hnen hier ein paar Fakten gesagt, und dazu hätte ich gerne 
noch eine Antwort gehabt. 

Das dritte, das ich ansprechen wollte, sind die EU-Wahlen, die Wahlen zum Europäischen 
Parlament. Sie können jetzt sagen : Was hat das m it der inneren Sicherheit zu tun? (Bundesrat 
Strutzenberger: Ja!) - Ja, die Frage kommt. Das habe ich mir gedacht. Als Jurist sage ich 
Ihnen: Das hat mit der Rechtssicherheit der Bürger zu tun .  In  einer Demokratie muß ich als 
Bürger damit rechnen können, daß ich meine Vertreter auch wählen kann .  Und jetzt frage ich 
Sie oder den Herrn Minister: Warum haben die Wahlen zum Europäischen Parlament in Öster­
reich bisher noch n icht stattgefunden? (Bundesrat Strutzenberger: Weil das Parlament noch 
nichts beschlossen hatf) 

Ich kann I hnen eines sagen, Herr Vizepräsident Strutzenberger: Ihre schwed ischen Freunde 
haben mehr Mut gehabt. (Bundesrat Strutzenberger: Wer?) Die schwed ischen Freunde, die ja 
immer Vorbilder von Ihnen waren (Bundesrat Strutzenberger: Nein, in der Frage nicht!), haben 
mehr Mut gehabt. Sie haben sich getraut, diese Europawahlen abzuhalten,  obwohl sie schon im 
Vorfeld wußten ,  daß sie schwere Verluste einfahren würden . Aber sie haben die Wahlen 
durchgeführt, wei l  sie eben auch in  diesem Sinne korrekte Demokraten sind. 

Deshalb ist die Frage zu stel len : Warum ist das in Österreich nicht möglich? - Das muß ja einen 
Grund haben. Schweden hat gewählt, Österreich kann nicht wählen. (Bundesrat Meier: Warum 
sind die zwei Jahre Frist? Das muß ja einen Sinn haben!) Hat Herrn Dr. Vranitzky, Ihren 
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Parteifüh rer, der Mut verlassen? Oder gibt es Probleme im Ministerium, im I nnenministerium,  
das ja tür die Durchführung von Wahlen zuständig ist? (Bundesrat Strutzenberger: Weder der 
Bundeskanzler noch der Minister!) - I rgendwo muß es ja l iegen . Entweder ist es die Angst 
Vranitzkys, oder es sind die Probleme im Ministerium. 

Noch eines zum Absch luß: Wenn es jetzt zu Neuwah len in Österreich kommt, so sollten Sie 
auch diese Wahlen zum Europäischen Parlament in einem durchziehen. Denn da, Herr Min ister, 
könnten Sie Ih re Spargesinnung zum Ausdruck bringen!  - Danke. (Beifall bei den 
Freiheitlichen.) 
1 6.23 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach : Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Strutzenberger. Ich erteile es ihm. 

1 6.23 

Bundesrat Walter Strutzen berger (SPÖ, Wien): Frau Präsidentin !  Herr Bundesmin ister! Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Kapral hat mich heute schon am Beginn der Sitzung aufgefordert, 
mich noch zu Wort zu melden. Ich tue das hiemit. Ich halte also meine Versprechen, Herr Dr. 
Kapral - aber nicht mit großer Freude, das sage ich auch dazu. 

Wenn ich mir  die Debatte und die Diskuss ion über die Erklärung des Bundesministers für 
I nneres jetzt anhöre, dann werde ich das Gefühl n icht los, daß sich einige der Redner erstens 
einmal der sogenannten - Herr Bundesmin ister, du verzeihst - Einem-Hatz angeschlossen 
haben und daß zweitens Dinge aufgewärmt, wieder in die Diskussion gebracht werden, die mit 
der Sicherheit in Österreich,  mit dem Sicherheitsgefühl der Bevölkerung - das Sie auch , Herr 
Kollege Dr. Königshofer, jetzt wieder zitiert haben - aber schon gar nichts zu tun haben .  

Wenn jemand die Bevölkerung in Österreich verunsichert und  sie dazu bringt, daß sie ein 
Unsicherheitsgefühl hat, dann kommt das aus I h ren Reihen. Lesen Sie einmal die 
Debattenbeiträge, die im Nationalrat gehalten werden. (Beifall bei der SPÖ.) Lesen Sie bitte die 
Aussagen ,  die von verschiedenen Politikern aus Ihren Bereichen und aus I h ren Kreisen 
stammen,  nehmen Sie - ich möchte es zwar n icht tun , aber es ist sowieso nicht vermeidbar -
auch ein ige Aussagen her, die von Ih rer Seite in der Öffentlichkeit getroffen wurden, und dann 
sagen Sie mi r, daß da nicht Dinge dabei sind, die die Bevölkerung nur verunsichern . 

Nun zur Exekutive. Herr Kollege Langer hat sich sehr lang und breit mit den Problemen der 
Wiener Sicherheitswache auseinandergesetzt. 

Kollege Langer! Ich hätte vielleicht aufgrund meiner Vergangenheit mehr Anspruch , mehr Recht 
darauf, hier eine Wahlrede für die Personalvertretungswahlen zu halten . Ich unterlasse es aber. 
Sie haben es aber für die AUF gemacht, indem Sie h ier U nrichtigkeiten von sich geben ,  die 
I hnen einige AU F-Vertreter, die durch Zufal l - durch Zufal l - bei der letzten Personalvertretungs­
wah l Stimmen und Mandate bekommen haben, gesagt haben dürften . Sie haben aber Pech: Es 
sind nämlich davon bereits zwei ausgeschieden, sie mußten ihr Mandat wegen verschiedener 
Delikte zurücklegen .  Das sind also die Vertreter, die Sie informiert haben . 

Reden Sie bitte mit den Exekutivbeamten.  (Bundesrat Mag. Langer: Das tun wir!) Ich sage 
Ihnen jetzt etwas: Die Exekutive und die Sicherheitswachebeamten, aber auch die 
Gendarmeriebeamten stehen keineswegs nicht, wie es ausgedrückt wu rde, h inter ihrem 
I nnenminister, weil er kein Vorbild ist ,  sondern gerade Min ister Einem war es, der in den letzten 
Wochen und Monaten viele Gendarmerie- und Exekutivdienststellen ,  Sicherheitswachedienst­
stellen besucht hat, und ich habe eigentlich nirgends gehört, daß man sich dort gegen den 
Minister ausgesprochen hat. 

Man hat natürlich - das sei unbestritten - dort Wünsche. Bei uns geht es bißchen anders zu als 
bei den Freiheitlichen, bei uns braucht man keine Angst zu haben. Bei euch ist es gefährl ich, 
wenn man etwas redet, denn dann verliert man unter Umständen sehr rasch das Mandat! Das 
ist bei uns nicht der Fal l .  (Bundesrat Dr. Harring: Sie können nicht mehr viel verlieren!) Bitte? 
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(Bundesrat Dr. Harring: Sie haben in der letzten Zeit viel verloren!) In letzter Zeit. Warten wi r ab, 
was geschieht. 

Ich möchte nochmals feststellen: Es wurde im Bereich der Exekutive sehr viel geändert. Es 
wurde die technische Ausrüstung verbessert. Es wurde auch die Effizienz verbessert. 

Auch dazu ist zu sagen , daß sich die Beamten nicht ständig beklagen , daß ihre Diensteintei lung 
geändert wurde. All das ist im Einvernehmen mit der Personalvertretung geschehen, das ist im 
Einvernehmen mit der Personalvertretung gemacht worden. Man hat dort eingesehen - ich 
meine hier zum Beispiel die Auflassung einzelner Gendarmerieposten -, daß sowohl die 
Bevölkerung als auch die Beamten dankbar dafür sind, daß sie nicht i rgendwo allein in einem 
Dorf auf einem Gendarmerieposten sitzen und, wenn etwas ist, allein auf sich gestellt sind, 
sondern daß durch diese Dienständerungen ,  durch diese Strukturänderungen heute innerhalb 
kürzester Zeit, wenn der Notruf betätigt wird, an jeder Stelle , in jedem Ort mindestens zwei 
Gendarmeriebeamte - von Wien rede ich gar nicht, von der Funkstreife - zum Einsatz kommen 
können , weil sie rascher dorthin kommen als früher der Beamte, der am Posten geschlafen hat 
und dann vielleicht mit dem Fahrrad dorthin fahren mußte. (Bundesrat Dr. Prasch: Aber Sie sind 
nicht dafür, daß die Gendarmerieposten im ländlichen Raum geschlossen werden!) Nein.  Ich 
habe davon gesprochen,  daß man die Effizienz steigern muß, denn dafür sind auch die 
Gemeinden gewesen. So ist es nicht. Ich rede ja n icht von Schließung allgemein ,  sondern ich 
zitiere Strukturmaßnahmen , die gesetzt wurden und die sehr gut ankommen. 

E stimmt auch nicht, daß die Motivation der Exekutive völ l ig verschwunden ist, daß es keine 
Einsatzfreudigkeit gibt und so weiter. Schauen Sie sich an, was sich bei den Einsätzen tut, wie 
die Aufklärungszahlen steigen . 

Ich glaube also , wenn Destruktion betrieben wird ,  dann kommt das wieder von der Seite, die ich 
zuerst schon einige Male erwähnt habe, und zwar alles mit der Blickrichtung: Vielleicht gewinnen 
wi r dort ein paar Stimmen . - Was ich nicht glaube, ich sage Ihnen das ganz offen. 

Eines noch: Kollege Langer! Sie haben von der Besoldungsreform gesprochen. Ich weiß n icht, 
was I hnen Kreissei oder Kneissel - oder wie er heißt - erzählt hat. Jedenfalls ist er - ich wi l l  
n icht sagen Sie, aber Sie g lauben alles, was er Ihnen sagt - schlecht informiert, denn es stimmt 
ganz einfach nicht. Gerade der Bereich der Exekutive war der erste Bereich , in dem bereits 
zweimal - zweimal - innerhalb von zehn Jahren Besoldungsreformsch ritte gesetzt wurden. 
Reden Sie einmal mit einem ehrlichen Exekutivbeamten, und fragen Sie ihn, um wieviel er jetzt 
mehr in der Tasche hat als vor der Besoldungsreform. 

Im Zusammenhang mit der Besoldungsreform noch eines: Ich sage Ihnen , wir werden uns die 
Frage Besoldungsreform n icht umhängen lassen,  sondern ich bin froh darüber, daß der 
Wirtschaftsminister und ehemalige Finanzstaatssekretär Ditz nicht recht bekommen hat. Denn 
wenn es nach ihm gegangen wäre, wenn er sich jetzt bei den Budgetverhandlungen durchge­
setzt hätte, dann wäre der zweite Schritt der Besoldungsreform - der, da gebe ich I hnen jetzt 
wieder recht, im Offiziersbereich der Exekutive noch n icht umgesetzt ist, und zwar aus einem 
ganz einfachen Grund: wei l  wir das Gesetz mit beschlossen haben, daß mit 1 .  Jänner 1 996 
d ieser zweite Schritt der Besoldungsreform wirksam wird - ausgesetzt worden. Ditz hat dezidiert 
verlangt - das ist überall zu hören und zu lesen -, daß dieser im Zuge der Sparmaßnahmen 
ausgesetzt werden müßte. 

Die Leute müssen eigentlich froh sein ,  daß es jetzt zu Neuwahlen kom mt, denn dam it ist endl ich 
die Gesch ichte gestorben ,  und der zweite Schritt der Besoldungsreform , der notwendig und 
richtig ist, muß durchgeführt werden. 

Eine Anmerkung noch zur Effizienz der Terrorbekämpfung der Exekutive. Der Herr Bundes­
minister hat heute schon ausgeführt, daß in den letzten zwei Tagen eine Enquete über techni­
sche Möglichkeiten der Exekutive stattgefunden hat. Mir tut es persönlich leid, daß ich an dieser 
Enquete nicht tei lnehmen konnte, weil ich heute hier sein muß. Ich halte das für notwendig und 
richtig, und ich sage das n icht nur in meiner Eigenschaft als Bundesrat, sondern ich sage das 
auch in meiner Eigenschaft als Datenschutzrat-Vorsitzender. Ich glaube - das hat der Herr 
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Minister schon ausgeführt -, daß wir diese Exekutive für die Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität, zu der ja i rgendwie auch der Terror gehört, effizient ausstatten m üssen,  aber 
beziehen Sie es meinetwegen separat zur Terrorbekämpfung. Ich glaube, daß es notwendig ist, 
daß wi r der Exekutive neue Möglichkeiten und Mittel in die Hand geben, unter dem Begriff 
Rasterfahndung und unter den Begriff Lauschangriff, das sind Schlagworte. Ich halte das für 
notwendig. A"erdings - ich stelle das eindeutig fest - müssen strenge Maßnahmen, strenge 
Auflagen ,  die auch den Persönl ichkeitsschutz, die I ntegrität des einzelnen beinhalten m üssen, 
dafür erfolgen. 

Ich habe das - der Herr Minister wird das bestätigen - im Datenschutzrat vertreten,  ich habe 
das schon in einigen Gesprächen vertreten .  Aber ich halte es für notwendig , daß so etwas 
eingeführt wird ,  wenn man wil l ,  daß eine effiziente Verfolgung, eine effiziente Ausforschung der 
Täter möglich werden sol l .  

Und ich warne a" jene, die so leichtfertig herumschreien :  Großer Lauschangriff kom mt n icht i n  
Frage, Rasterfahndung schon gar nicht, denn das ist mörderisch, d a  entsteht der gläserne 
Mensch. - Vom gläsernen Menschen sind wir Gott sei Dank doch noch einiges entfernt. Aber 
diejenigen,  die den gläsernen Menschen haben wol len ,  haben heute auch schon die Möglichkeit, 
das zu machen. Die Exekutive im Auftrag der Gerichte hat diese Möglichkeit aber nicht. Und 
daher glaube ich , daß das notwendig ist. 

Eine Schlußbemerkung noch: Ko"ege Königshofer! Wenn ich Sie richtig verstanden habe - ich 
hoffe, ich habe Sie falsch verstanden -, dann beklagen Sie sich eigentl ich, daß objektive 
U ntersuchungen von verschiedenen Terroraktionen gestartet werden. Sie beklagen sich und 
sagen :  Dauernd wird die Aufmerksamkeit nur auf Neonazi gelenkt. (Bundesrat DDr. Königs­
hofer: Ja!) Herr Kol lege Kön igshofer! Ich bin aufgrund der wenigen I nformationen, die mir zur 
Verfügung stehen , der Meinung - es läuft ja jetzt ein Prozeß -, daß man die Täter im 
Nazibereich . . .  (Bundesrat Wa/dhäus/: Nach links muß ja auch gesucht werden! Warum tun Sie 
da nichts?) 

Lassen Sie mich ausreden!  Ihre Zwischenbemerkungen sind mir  schon immer suspekt 
gewesen , und die, die Sie jetzt machen , sind es erst recht, denn Sie fangen schon wieder an , zu 
verteidigen. Wenn ich das Wort "Neonazi" in den Mund nehme, werden Sie munter! Ich weiß 
nicht, warum!  Erklären Sie mir  das einmal !  (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) Wobei ich nichts gegen 
Sie gesagt haben wil l .  (Bundesrat Wa/dhäus/: So viel wie Sie habe ich heute noch nicht 
geschlafen!) Ich weiß nicht, was Sie unter schlafen verstehen . Vielleicht können Sie m it offenen 
Augen schlafen .  Aber eines sage ich I hnen : Ich habe heute, weil ich dienstlich in meiner 
Funktion zu tun hatte, mit Sicherheit weniger gesch lafen als Sie . Das glaube ich schon. Denn 
Sie sind sicher gestern zeitig schlafen gegangen. - Außer Sie waren wieder bei i rgendeinem 
Feuerwehrfest! (Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und ÖVP.) Hoffentlich kommt keine Anzeige, daß 
Sie sich wieder als Ordner vergriffen haben .  

Aber bitte zum Ernst der  Sache. S ie fragen :  Warum wird gegen d ie  Linken nicht untersucht? 
Wer sagt Ihnen,  daß nicht im l inken Bereich genauso Erhebungen gepflogen werden? 

Eines - und das kommt jetzt zu eurer Verunsicherung - möchte ich auch noch feststellen : 
Schauen Sie sich bitte n icht nur  in Österreich um,  sondern schauen Sie auch einmal ins Aus­
land ,  welche Terrorakten dort geschehen, welche Terrorszenen sich dort abspielen (Bundesrat 
DDr. Königshofer: Frankreich!) und was n icht aufgeklärt ist! Sie glauben ,  in Österreich rennen 
die Hellseher auf der Straße herum oder s ind zumindest im Bereich der Exekutive zu suchen. -
Meine Herren!  So nicht! 

Ich warne Sie vor einem : Stel len Sie sich nicht immer als - Sie verzeihen jetzt den Ausdruck, 
aber das ist mein Eindruck - Beschützer der Neonazi her. (Bundesrat DDr. Königshofer: Nein!) 
Selbstverständlich ! Sie beklagen sich , daß gegen Neonazi Untersuchungen geführt werden, die 
zum Teil erfolgreich sind, gegen Linke aber Untersuch ungen geführt werden - das können Sie 
mir n icht abstreiten -, die nicht so erfolgreich sind. Sie sagen, das sei n icht richtig ,  und kommen 
mit dem "TATblatt". 
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Wen interessiert das? Ich habe auch noch nicht zitiert, was alles in der "Au la" gestanden ist. 
Und mich interessiert das "TATblatt" mit Sicherheit nicht! (Bundesrat DDr. Königshofer: Den 
Herrn Minister interessiert das aber schon!) 

Den Minister interessiert es heute viel leicht so, wie es Sie und mich interessiert. Viel leicht kann 
man etwas herauslesen , vielleicht ist das, was drinnensteht, der Fahndung dienl ich.  Aber an­
sonsten bin ich davon überzeugt, daß den Herrn I nnenmin ister das "TATblatt" n icht interessiert. 

Ich möchte nicht jetzt hier herinnen und in anderen Bereichen einmal nachschauen ,  wer schon 
wo irgendwann einmal etwas gespendet hat und dann draufgekommen ist: Um Gottes wil len, 
hoffentlich wird das nicht publ ik, daß ich da gespendet habe . Aber das als Anlaß zu nehmen und 
zu sagen : Aber der Minister ist untragbar, den Minister interessiert nur das "TATblatt" und und 
und ! ,  das finde ich n icht richtig. 

Ich würde nochmals sagen: Den Sicherheitsbericht, den der Minister hier gegeben hat, können 
wir, so g laube ich , herzeigen, den können wir n icht nur in Österreich herzeigen,  den können wir 
europaweit herzeigen und werden dort wahrscheinlich Applaus ernten .  Aber Ihnen,  meine 
Herren von der F-Bewegung - ich weiß nicht, heißt ihr noch so, oder heißt ihr schon wieder 
FPÖ, das weiß ich nicht (Bundesrätin Crepaz: Das wissen sie selber nicht!) -, paßt das nicht, 
und Sie treiben Ihre Verunsicherung weiter. - Danke schön.  (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
1 6. 39 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach:  Als nächster ist Herr Bundesminister Dr. Einem zu 
Wort gemeldet. Ich ertei le ihm dieses. 

1 6.39 

B undesm inister fü r Inneres Dr. Caspar Einem: Frau Präsidentin! Hoher Bundesrat! Lassen 
Sie mich zu ei nigen der aufgeworfenen Fragen noch einmal im Detail Stel lung nehmen. Es sind 
immerhin einige bemerkenswerte Fragen aufgeworfen worden. Ich fange wieder von hinten an, 
also bei Bundesrat Königshofer. 

Die letzte der mir zugesonnenen Fragen war, warum die EU-Wahlen noch nicht stattgefunden 
haben , und ob ich mich nicht dafür einsetzen könnte, die EU-Wahlen und die Nationalrats­
wahlen zusammenzulegen .  

I ch  darf es scherzhaft beantworten :  Falls wir nächstes Jahr wieder wäh len, dann schon , sonst 
nicht. (Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP.) Es wird Ihrer Aufmerksamkeit entgangen sein ,  daß mein 
Ressort bereits vor geraumer Zeit dem National rat den Vorschlag für eine Wahlordnung 
zugeleitet hat. Sie ist n icht erledigt. (Bundesrat DDr. Königshofer: Warum nicht? Dort haben 
Sie ja die Mehrheitf) Das ist aber keine Regierungssache. Es wird das I nnenministerium,  sobald 
die Wahlordnung beschlossen sein wird, durchaus auch die notwendigen Wählerverzeichnisse 
an legen ,  und dann wi rd man wählen können . Es ist al lerdings keine Sache der Vol lziehung, 
sondern des Parlaments. Und warum das Parlament n icht so beschlossen hat ,  ist auch zieml ich 
e infach zu beantworten : Wei l  Sie die Mehrheit n icht haben . Punkt. 

Die Mehrheit hat es bis jetzt für richtig gefunden , diese Frage noch nicht zu behandeln,  und sie 
wi rd sie behandeln ,  sobald sie es für richtig findet. Die F hat diese Mehrheit n icht, und daher ist 
es nicht geschehen . Punkt. (Bundesrat Eist: Ich bitte, einen Zwischenruf machen zu dürfen!) 
Rufen Sie dazwischen ,  soviel Sie wollen. (Bundesrat Eist: Also Sie können doch in Wahrheit 
wirklich nicht sagen, daß die Bundesregierung bestimmen kann: Weil es in Österreich kein 
Wahlrecht gibt für die Europawahl, dürfen wir keine Wahl abhalten!?) 

Herr Bundesrat! Ich habe gerade gesagt, was dazu zu sagen ist. Das Innenministerium hat ein 
Wahlrecht erarbeitet. (Bundesrat Dr. Harring: Sie haben doch vor einem Jahr die Abstimmung 
gemachtl) Nein.  (Bundesrat Dr. Harring: Das hätten Sie schon vorher zuleiten können, wenn 
Sie eine Europawahl wollen!) 

Herr Bundesrat! Es dürfte Ih rer Aufmerksamkeit entgangen sein ,  daß das, was voriges Jahr 
war, eine Volksabstimmung gewesen ist. Dafür gibt es die erforderlichen Regeln .  (Bundesrat 
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Eis/: Eben!) Weiters hat das I nnenministerium noch im Jahr 1 994, das ist übrigens auch voriges 
Jahr gewesen, dem Nationalrat den Entwurf einer EU-Wahlordnung zugeleitet. Bitte informieren 
Sie sich einfach besser, wenn Sie zwischenrufen !  

Zur zweiten Frage, Herr Bundesrat Königshofer! Sie haben die Freundl ichkeit besessen, aus 
"Top" zu zitieren.  Sie haben nicht dazugesagt, von wann dieses Zitat stammt. Ich weiß 
allerdings, von wann es stammt. Es stammt vom März 1 995 und ist mit dieser Aussage des 
Generaldirektors versehen.  Sie haben mir eine interessante Frage gestellt: Ich bin am 6. April 
Min ister geworden. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Sie haben auch die Frage des Sicherheitsgefühls und der Angst angesprochen. Ich möchte 
zumindest einen Aspekt hier noch in den Raum stel len. Ich glaube, wir sol lten uns, wenn wir uns 
über das Sicherheitsgefühl - ich halte das fü r eine sehr wesentliche Frage - unterhalten ,  dafür 
Zeit nehmen und diese Frage völl ig nüchtern beraten.  Wir sol lten dabei aber auch bedenken, 
daß es eine ganze Reihe von Bedürfnissen der Bevölkerung gibt, gelegentlich auch ein G ruseln 
zu verspüren. Ich sage nicht, daß irgend jemand ein Bedürfnis nach Kriminalität, näml ich nach 
der Krim inalität, die in der Real ität stattfindet, hat, aber man m uß doch auch sagen , daß Krimis 
oder auch G ruselfi lme oder auch der Lokalteil einer ordentlichen Zeitung, in dem schöne 
gschmackige Geschichten stehen, eine hohe Nachfrage haben.  

Die Frage ist, ob dieses Bedürfnis nach einem G ruseln n icht auch ein bißchen I hnen hi lft, indem 
Sie ständig behaupten ,  es wäre alles so unsicher. Ich glaube, wir sollten hier ein igermaßen 
seriös über diese Fragen nachdenken, dann würden wir auch zu entsprechenden Lösungen 
kommen . 

Herr Bundesrat Bieringer! Ich habe durchaus beeindruckt die Daten gehört, die Sie über Wals­
Siezenheim ,  den Verkehrsstrom und den Wanderungsstrom,  wenn man so wil l ,  nämlich den der 
neuzeitlichen Wanderungen , die mit Autos stattfinden, aufgezählt haben. Es gibt für manche von 
den Phänomenen ,  die Sie beschrieben haben , al lerdings sehr  gute Begründungen .  

Die bayrische Grenzpolizei ist deshalb stärker ausgestattet als die österreich ische Zo"wache -
für die ich im übrigen nicht verantwortl ich bin -, weil die Grenze von Deutschland zu Österreich 
eine sogenannte Schengener Außengrenze ist und dort auch besonderer Standard, was die 
Kontro"e angeht, zu vollziehen ist, während es für uns eine EU- Innengrenze ist. Das heißt, der 
Kontrollstandard, den Deutschland zu uns derzeit ausüben muß, ist ein anderer als der, den wir 
zu Deutschland ausüben müssen . Wir müssen d iesen Kontrollstandard nach außen , also EU­
Außen und künftig auch Schengen-Außen, ausüben .  Das ist an sich ein ganz triftiger Grund. 

H insichtlich der Platzprobleme für Schubhäftl inge muß ich sagen, daß ich das zweite Mal am 
heutigen Tag sehr dankbar bin, daß mir gerade im Bundesrat so eine Frage zugerufen wird. 
Wenn man die gesetzl ichen Regelungen betrachtet, dann wird man feststellen müssen , daß die 
Zuständigkeit für die Schaffung einer h inreichenden Zahl von Plätzen für Schubhäftlinge den 
Ländern zukommt, daß es Sache der Länder ist, für eine entsprechende Zahl von 
Schubhaftplätzen in den jeweil igen Bundesländern zu sorgen, und daß es n icht Sache des 
Innenministers ist, dafür zu sorgen. 

Ich bin aber froh,  da Sie aus einer Fraktion stammen,  die in Salzburg den Landeshauptmann 
und die Mehrheit stel lt, Ihnen dies hier sagen zu kön nen . Ich darf Sie ein laden , daheim für eine 
entsprechende Unterstützung zu sorgen . 

Natürl ich ist es dort, wo es um die Ausstattung des Gendarmeriepostens geht, der unzweifelhaft 
Bundessache ist - nicht aber die Schubhafträume -, durchaus denkbar, daß wir uns ansehen , 
ob die Räumlichkeiten,  die der Gendarmerieposten Wals-Siezenheim hat, ausreichen oder nicht 
und gegebenenfal ls eine Erweiterung suchen. W as die Schubhafträuml ichkeiten betrifft, würde 
ich mit aller Deutlichkeit darauf hinweisen :  Es gibt in allen Bundesländern Knappheiten mit 
Ausnahme von Wien, und es ist Sache der Bundesländer, für eine entsprechende Ausstattung 
zu sorgen . Tatsächl ich sorgen momentan ausschließlich wir dafür - mit Ausnahme des Bundes­
landes Vorarlberg, um das der Ehrl ichkeit halber auch zu sagen. 
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Zu den Daten, die Herr Bundesrat Langer verwendet hat, darf ich vielleicht etwas ausführlicher 
Stellung nehmen. Manches davon war wi rklich bemerkenswert. 

Zunächst zur Kriminalstatistik für das Jahr 1 994. Ich kann mich noch ganz gut erinnern - ich war 
allerdings zu diesem Zeitpunkt Staatssekretär -, es war im März 1 995, da hat mein Amtsvor­
gänger, Bundesminister Löschnak, die Kriminalstatistik für das Jahr 1 994 im Rahmen einer 
Pressekonferenz vorgestellt. Sie ist insoweit bereits öffentlich gemacht worden , und zwar im 
März des heu rigen Jahres , und das ist halt e in halbes Jahr her. 

Zweitens: Sie haben gesagt, die Exekutive würde personell ausgehöhlt. Ich sage Ihnen die 
Daten für 1 995 und 1 996, soweit sie projektiert sind. Im Jahre 1 995 hat sich d ie Bundes­
regierung vorgenommen , auf der Se ite des Personals insgesamt eine Reduktion vorzunehmen. 
Sie hat auch im Innenministerium unter meinem Amtsvorgänger noch eine Reduktion der 
Planstellen um 337, das ist 1 Prozent des Planstellenstandes, vorgenommen. Das ist insoweit 
schon noch richtig .  Sie hat aber zugleich den Planstellenstand um weitere 51 4 Planstellen für 
Verkehrsüberwachung und um weitere 800 Planstel len für Grenzdienst erhöht, sodaß wir 
insgesamt 1 995 eine Planstellenvermehrung von netto 977 haben. Das ist keine Aushöhlung 
des Personalstandes, sondern das ist eine Vermehrung um fast 1 000. 

Wir haben für 1 996 eine Verminderung von null und eine Vermehrung von 1 1 27 geplant, sodaß 
wi r innerhalb von zwei Jahren eine Vermehrung um 2 1 04 vorgeschlagen haben , das ist 
innerhalb von zwei Jahren mehr als 6 Prozent. - Ich halte das für keine Kleinigkeit, wenn ich das 
bemerken darf. 

Was die Jahre 1 990 bis 1 994 betrifft, darf ich Ihnen auch noch Daten nennen. 1 990 bis 1 994 ist 
die Zahl der Planstellen für den Bereich des Innenministeriums um 2 994 oder um 1 0  Prozent 
vermehrt worden .  Wir haben also innerhalb sehr kurzer Zeit eine Planstellenvermehrung von 
insgesamt 1 6  Prozent bewirkt und haben damit in einem Vergleich von 25 westl ichen I ndustrie­
staaten ,  was die Zahl der Exekutivbediensteten in Relation zu 1 00 000 der Bevölkerung anlangt, 
die Nummer 3 erreicht. Wir sind also das Land m it dem drittstärksten Antei l von 
Exekutivbediensteten unter 25 westlichen Industriestaaten .  (Beifall bei der SPÖ.) 

Was die Behauptung betrifft, daß die Ausstattung der Exekutive m it den notwendigen Ein­
richtungen rückständig ist, habe ich den Eindruck, Sie waren schon lang nicht mehr auf einer 
Dienststelle der Exekutive, denn das einzige, was durch die Bank in allen Dienststellen bestätigt 
wird ,  ist, daß die Ausstattung in den letzten Jahren den modernsten Anforderungen ent­
sprechend gestaltet worden ist und vorhanden ist . Sie können mit Recht sagen , es könnte noch 
mehr sein , es könnten statt zwei Faxgeräten vier Faxgeräte sein und so weiter. Besser kann 
man es immer machen , als es schon ist, nur zu sagen , die Ausstattung ist rückständig, ist 
schlechterdings die Unwahrheit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun zu den Daten, die Sie zu Wien genannt haben : Sie sagen - und beziehen sich dabei auf 
eine Anfragebeantwortung oder eine Anfrage vom 8. Mai 1 995 -, daß in Wien die Planstellen 
um 70 reduziert worden sind. Was Sie n icht dazusagen , ist, daß sie - auch im gleichen Jahr -
um 80 vermehrt worden sind. Das heißt, auch in Wien hat es netto eine Vermehrung und nicht 
eine Verminderung gegeben .  Und das ist eben diese Halbrichtigkeit, mit der man an sich nicht 
Politik machen sol lte . 

Nächster Punkt: natürlicher Abgang in den Jahren 1 997, 1 998 und 1 999. Zufäll igerweise kenne 
ich die Daten ,  weil das eine Frage ist, mit der ich m ich auch beschäftige. Der natürliche Abgang 
in den drei genannten Jahren beträgt 7 - in Worten:  sieben - im ersten dieser drei Jah re,  1 4  im 
zweiten und 35 im dritten .  

Jetzt werden Sie sagen: Das ist al les falsch ,  das stimmt n icht! - Es kommt aber noch ein 
wesentlicher Teil dazu , auf den wir Einfluß haben. Es kommt eine Zahl dazu , die in den 
vergangenen Jahren in jedem Jahr ungefähr 1 50 betragen hat - manchmal 1 60, manchmal 1 40 
- : Das waren freiwil l ige und vorzeitige Austritte. Wissen Sie, wann die erklärt worden sind? - Ich 
weiß es. Wissen Sie es? - Sie sind während der Ausbildungszeit in der Polizeischule erklärt 
worden. 
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Wenn Sie 400 Leute aufnehmen und davon 1 50 ausscheiden ,  dann sind 1 50 weg .  Das ist 
richtig. Das ist aber der Löwenantei l .  Wenn ich nicht 400 aufnehme, dann scheiden auch nicht 
1 50 aus. Das ist ziemlich einfach . Wir haben also genügend Pol izeischüler aufgenommen, um 
den natürlichen Abgang der nächsten Jahre voll ausgleichen zu können.  Wir werden weniger 
Versetzungen in andere Bundesländer vorzunehmen haben, um nicht "auszudünnen", aber die 
Bedürfnisse, die in  Wien zu befriedigen sind, sind mit den Aufnahmen, die wir vorgenommen 
haben, befriedigbar. 

Zu einer weiteren Frage, die Sie an mich gerichtet haben:  Warum hat man für Wien im Rahmen 
der Budgetverhandlungen nichts getan? - Erstens hat man im Rahmen der Budgetverhand­
lungen etwas getan . Es ist nämlich gelungen, sicherzustel len, daß im Jahr 1 996 für die 
Exekutive keine Planstel lenverminderung eintritt, daher auch für Wien n icht. 

Wann wird das Nötige getan, wann werden wir soweit die Planstellen erhöhen, daß der Abgang 
gedeckt werden kann? - Der Abgang kann gedeckt werden. 

Kann es zu einer Aufstockung der Planstellen für Wien kommen? Antwort: Nein ,  weil ich nicht 
mehr Planstellen bekommen habe, aber ich habe zumindest eine Verminderung verhindert, und 
ich halte das in Zeiten der Budgetkonsol idierung für richtig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Frage, ob ich die Maßnahmen, namentlich jene, die ich i n  meinem Bericht am Anfang der 
heutigen Sitzung genannt habe, für ausreichend halte, das Sicherheitsgefühl zu stärken, kann 
ich I hnen sagen : Nein , ich halte es nicht für ausreichend; ich habe auch nicht davon 
gesprochen . Wir sol lten uns nur darüber verständigen , daß das Sicherheitsgefühl auch durch 
die ständige Behauptung, was alles schlimm und grausig ist, durch die Behauptung, daß wir viel 
zuwenig Personal haben , daß man sich überhaupt nicht mehr sicher  fühlen kann ,  die vor allem 
von Ihnen im Munde geführt wird und nicht von mir, beeinträchtigt wi rd .  

Zu  Ihrer Behauptung, wir würden Schmalspurpolizisten ausbilden , die nu r  sechs Monate 
ausgebildet sind und daher keine echten Polizisten sind: Auch da wissen Sie ganz genau , daß 
das Gegenteil wahr ist. Wahr ist, daß wi r alle Exekutivbediensteten ,  ob das jetzt Gendarmen 
oder Polizisten sind, zwei Jahre lang ausbilden . Wahr ist aber auch , daß wir diese zusätzlichen 
Polizisten für Zwecke der Verkehrsüberwachung aufgrund eines Beschlusses des Nationalrates 
vom vorigen Jahr deshalb aufnehmen konnten,  weil zweckgewidmet dafür bestimmte Mittel , die 
vorher dem Verkehrsminister zugeflossen sind, nunmehr dem I n nenminister zufließen.  

Das , was ich anstrebe, ist, mögl ichst rasch deutlich zu machen, daß diese Mittel auch zweck­
entsprechend eingesetzt werden .  Das heißt, ich will zunächst Beamte sechs Monate lang 
ausbilden, dann in einer ersten Praxisphase einsetzen und dann zu Ende ausbi lden.  Auch diese 
Polizisten werden keine Verkehrscobra - oder wie immer Sie sie nennen wollen - sein ,  sondern 
vollausgebildete Sicherheitswachebeamte - grün - oder Gendarmen - grau . Wir werden keine 
Schmalspurpol izisten produzieren.  (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein letztes auch noch zur Frage der Besoldung - Präsident Strutzenberger hat schon darauf 
hingewiesen -: I n  den letzten Jah ren ist es gelungen, im Durchschnitt pro Exekutivbediensteten 
und Monat eine Gehaltsvermehrung von 5 000 S zu erzielen. Ich halte das nicht für eine 
Kleinigkeit, das ist ein beträchtlicher Schritt, der unternommen worden ist, der zu Recht 
unternommen worden ist, weil wir von den Exekutivbediensteten erwarten,  daß sie 
stellvertretend für uns mit all den Gefahren und Unsicherheiten umgehen, denen wi r uns nicht 
selbst stellen wollen. Daher ist es angemessen,  sie anständig zu bezahlen. Auch in diesem 
Sinne haben wir das getan, was notwendig ist, nämlich diese Bezahlung nennenswert erhöht, 
sodaß sie heute anständig bezahlt werden .  (Beifall bei der SPÖ.) 
1 6. 56 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Danke, Herr Bundesmin ister. 

Weitere Wortmeldungen l iegen n icht vor. 
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Ich frage: Wünscht noch jemand das Wort? - Dies ist nicht der Fal l .  

Die Debatte über den ersten Tagesordnungspunkt ist somit gesch lossen . 

2. Punkt 

Gemei nsamer Bericht des Bundeskanzlers u nd des Bundesmin isters für U nterricht und 
ku lturelle Angelegenheiten betreffend den 1 1 .  Sportbericht 1 994 (1 I I-1 411BR sowie 
5091/BR d. B.) 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Wir gelangen zum 2 .  Punkt der Tagesordnung .  Es ist 
dies der Gemeinsame Bericht des Bundeskanzlers und des Bundesministers für Unterricht und 
kulturelle Angelegenheiten betreffend den Sportbericht 1 994. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Schaufler übernommen . Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Engelbert Schaufler: Der gegenständliche Bericht wird im Vorwort von 
Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky, Staatssekretär Mag. Gerhard Schäffer und Vizekanzler Dr. 
E rhard Busek charakterisiert. 

Der 1 1 .  Sportbericht beinhaltet die Abschnitte 

Außerschul ischer Sport, 

Leibeserziehung und Schu lsport, 

Organisationen und Vereine sowie 

im Anhang die Sportgesetzgebung in Österreich , ein Adressenverzeichnis und eine Mitglieder­
statistik. 

Schwerpunkt des Berichtes bildet die Sportförderung. Mit dem Bundes-Sportförderungsgesetz 
1 969, in der Fassung der Novel le vom 27. April 1 982 , sowie dem 292. Bundesgesetz wurde der 
rechtl iche Rahmen tür die Förderungstätigkeit des Bundesministeriums fü r Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz im Sportbereich (internationale und gesamtösterreichische Anl iegen) 
geschaffen. 

Folgende M ittel standen im Jahre 1 994 zur Verfügung : 

(Sportförderung Besonderer Art) 

Toto-Grundbetrag 1 994 und Valorisierung 1 994 392 , 1 71 Mi l l ionen Schi l l ing;  

Darlehen 1 Mi l l ion Schill ing; 

Al lgemeine Förderungen 72,971 Mi l l ionen Schi l l ing;  

I nvestitionsförderung 36,653 M i l l ionen Schi l l ing; 

Aufwendungen 2 ,309 Mil l ionen Schil l ing ;  

Gesamtsumme 505, 1 04 Mi l l ionen Schi l l ing .  

Ein breites Kapitel ist im Sportbericht 1 994 der Leibeserziehung, Schulsport und dem Sport­
lehrwesen sowie den einzelnen Organisationen wie Österreichische Bundes-Sportorgan isation ,  
Österreichisches Olympisches Komitee, Österreichisches Institut für  Sportmedizin ,  Österreich i ­
scher Behindertensportverband und andere gewidmet. Ebenso enthält der Bericht eine 
Aufzeichnung von Österreichs erfolgreichsten Sportlern des Jahres 1 994. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der Vorlage am 
1 1 .  Oktober 1 995 mit Stimmeneinhell igkeit den Antrag, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen.  
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Präs identin Anna El isabeth Haselbach: Ich danke für den Bericht. 

Wir gehen in d ie Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Mag . Himmer. Ich erteile es ihm. 

16.59 

Bundesrat Mag. Harry Himmer (ÖVP, Wien) : Sehr geehrte Frau Präsidentin !  Sehr geehrter 
Herr Staatssekretär! Erlauben Sie mir ,  daß ich anläßlich meiner ersten Rede h ier im Hohen 
Haus etwas zur Nachwuchsförderung sage, natürlich in bezug auf den Sportbericht. 

Die Erkenntn is über den Gesundheitszustand der Kinder in Österreich und über deren Motorik 
ist an sich erschreckend. Es gibt Haltungsschäden, Koordinationsschwächen, Herz-Kreislauf­
Schwächen und Übergewicht. Bereits 28,7 Prozent der 1 8jährigen haben zum Teil schwere 
Haltungsschäden . 

Die Ursachen dafür l iegen in einem zum Teil alarm ierenden Schwächezustand der österreichi­
schen Vereine und der Fachverbände. Ich glaube, daß es neben der finanziellen und struktu­
rel len Unterstützung vor allem auch um die Öffentlichkeitsarbeit geht, in der es deutlich zu 
machen gi lt, wie wichtig hochqual ifizierte Nachwuchsarbeit ist, und zwar nicht nur  für den 
Spitzensport, bei dem es mit den Nachwuchsförderungspreisen der Sporthi lfe sehr positive 
Ansätze gibt, sondern ich glaube ,  daß alles getan werden muß, damit auch in der Sch ule mehr 
Sport betrieben wi rd. 

Es ist dem Sportbericht zu entnehmen, daß bundesweit ein Trend festzustellen ist ,  daß die 
Wintersportwochen, besonders im gymnasialen Bereich, immer weniger besucht werden ,  was 
nicht ausschl ießl ich darauf zurückzuführen ist, daß die Sommersportwochen zugenommen 
haben. (Vizepräsident Dr. Ors h.c. Schambeck übernimmt den Vorsitz.) 

Bedenkt man , wie ich schon gesagt habe , daß 28,7 Prozent der 1 8jährigen bereits zu m Tei l  
schwere Haltungsschäden haben , so weiß ich nicht, warum es nicht mögl ich sein sol lte , daß 
man in der Schule auch ab und an, am besten täglich ein paar Minuten Gymnastik macht, womit 
man Prävention betreiben könnte . Und zwar sol lte dies geschehen - das möchte ich an dieser 
Stelle schon sagen -, ohne daß deswegen der zusätzliche Unterricht aufgebläht wird, sondern 
indem man diese paar Minuten i rgendwo wegnimmt. Mehr ist gar nicht notwendig, aber es 
könnte damit schon sehr viel e rreicht werden. 

Meine Damen und Herren! Es geht auch im Sport um Qual ität. Ich glaube, es ist n icht allzusehr 
bekannt, es gibt vier sportwissenschaftliche Institute in  Österreich ,  näml ich in W ien, in  G raz, in 
Innsbruck und in Salzburg ,  und es ist an sich bedauerl ich, daß die zum Teil sehr fundamentalen 
Erkenntnisse, die dort im Bereich der Wissenschaft und Forschung gewonnen werden ,  viel 
zuwenig zugänglich sind und viel zuwenig an die entsprechenden Vereine und Fachverbände 
weitergeleitet werden . Ich glaube, daß auch hier I nitiativen zu begrüßen wären , die das 
verstärken. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren !  In Zeiten des Sparens sind Transparenz, Eff izienz und 
Entflechtung sehr wichtige Schlagworte. Das heißt, daß auch die Dachverbände in ihrem Admi­
n istrationsbereich entsprechend sparen müssen , und ich glaube, daß wohl  klar ist, daß es auch 
eine Umverteilung der Mittel von den Dach- zu den Fachverbänden geben muß. 

Herr Präsident! Hohes Haus! Entgegen den Erwartungen mancher, m it denen ich zuvor 
gesprochen habe, möchte ich hier nicht über die Bonzen unter den Sportfunktionären sprechen 
(Bundesrat Strutzenberger: Oas ist ja das einzig Wesentliche, das ist ja etwas Wichtiges!), aber 
erlauben Sie mir eine KlarsteI lung, wei l  ich so oft darauf angesprochen werde und mich seit jetzt 
schon fünf Jahren die Bezeichnung "Bonzenquäler" schmückt: Für all jene, die sich h ier 
ungerechtfertigt behandelt und i n  ihrer Würde herabgesetzt gefühlt haben, tut es mir  leid, und 
bei jenen, die ich ungerechtfertigt erwischt habe, möchte ich mich auch entschuldigen. Ich 
möchte aber eines aus der Erfah rung dazusagen : Es hat auch solche gegeben, die mich gefragt 
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haben , ob sie ein Bonze sind, und wenn ich es verneint habe, waren sie dann noch mehr 
beleidigt als jene, d ie ich einmal erwischt habe . - Auch das war eine Erfahrung . 

Nur  damit das hier einmal gesagt ist, wei l  hier offensichtlich immer wieder ein Aufklärungsbedarf 
ist, was jetzt eigentlich ich unter einem Bonzen verstehe - es gibt ja mehrere Defin itionen -: Für 
m ich ist das jemand , der zu viel Geld für zu wenig Leistung von der öffentlichen Hand bekommt. 
Das sind an sich die Gelder der Steuerzah ler. Ich gebe hier gerne zu, daß das mit objektiven 
und subjektiven Kriterien gemischt dann eine Wertung ergibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Auch ich bin ein Fußballanhänger. Ich habe mir auch gestern das 
Fußballmatch angeschaut, ich habe mich auch nicht so besonders gefreut, aber ich bin 
Anhänger des Wiener Sportklubs, und dem geht es noch viel sch lechter als der österreichischen 
Nationalmannschaft. Ich möchte allerdings nicht deswegen,  weil gestern die Europameister­
schaftsqualifikation nicht sichergestellt werden konnte oder eigentlich in weite Ferne gerückt ist, 
hier sch lecht über die Fußballer sprechen, ich möchte aber doch darauf aufmerksam machen, 
daß es noch andere Sportarten als nur den Fußball gibt. 

Gerade in der Berichterstattung des Österreichischen Rundfu nks kommen mir  diese anderen 
Sportarten viel zu kurz. Es gibt auch noch Pferdesport, es gibt auch noch Eisstockschießen, es 
gibt Radsport, es gibt Basketbal l ,  es gibt die unterschiedl ichsten Wintersportarten , die sich sehr 
schwer tun, entsprechende Sponsoren zu finden, und zwar gerade deshalb, wei l  ihnen der ORF 
n icht einmal e in  paar Sekunden gönnt. 

Ich entnehme dem heutigen "Kurier" eine entsprechende Meldung, und zwar sch reibt ein 
Redakteur, daß h inter dem Fußbal lstadion noch ein zweites Stadion steht, nämlich das 
Radstadion , und er meint, man könnte das eigentlich auf einen Donaudampfer verladen und 
woanders h inführen,  wei l  es ohnehin nicht genützt wird . Er  meint weiters, daß nach Absage der 
Radgala hier sowieso nichts mehr läuft, daß der ORF bestimmt, was in Österreich passiert und 
was nicht, und daß der ORF mit dem Finger nach oben oder nach unten zeigt und somit darüber 
bestimmt, welche Sportveranstaltungen oder welche Sportarten überleben können. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Daher auch ein Appel l  auch von dieser Seite her, daß der Österreichische Rundfunk seinen 
Bildungsauftrag so verstehen möge, daß Sport mehr bedeutet als nur Fußbal l .  (Beifall bei der 
ÖVP.) 
1 7. 05 

Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist weiters Herr Bundesrat 
Dr. Peter Harring. Ich erteile es ihm. 

1 7. 05 

B undesrat Dr. Peter Harring (Freiheitliche, Kärnten) : Herr Präsident! Herr Staatssekretär! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine sehr verehrten Herren !  Es liegt uns heute ein Sportbericht 
zur Beratung vor, der wie in all den Jahren schon zuvor eigentlich keine besondere Freude 
macht. Unser junger Bundesrat Himmer hat hier in wenigen Minuten mehr an Visionen 
aufgezeigt, mehr an Möglichkeiten aufgezeigt im Hinblick auf Breitensport, im Hinblick auf 
Kontaktaufnahme zum ORF, aber auch im H inblick auf Verbindungsaufnahme zur 
Wissenschaft, als hier an Visionen im gesamten Sportbericht zu finden ist. 

Dieser Bericht ist unserer Meinung nach fast ausschl ießlich eine Auflistung statistischer Zah len , 
eine Aufl istung aller mög lichen Veranstaltungen, nicht nur Veranstaltungen von aktiven 
Sportlern , sondern auch Treffen von Funktionären, Tagungen nationaler, internationaler Art, von 
Förderungen ,  Adressenlisten und so weiter. Aber was in Zukunft geschehen soll und wie es in 
Zukunft besser mit dem Sport weitergehen soll , das vermissen wir auch heuer wieder im 
Sportbericht. 

Ein Beispiel zur Tendenz des Berichtes, meine Damen und Herren!  Lesen Sie es auf Seite 93 
nach! Am 6. 1 1 .  stand ein wahres Highlight auf dem Programm.  Ich habe mich schon gefragt, 
welch ein besonderer sportlicher Erfolg am 6. 1 1 .  in Österreich festzustellen war. Aber n icht e in 
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sportl icher Erfolg war dieses H ighl ight, sondern - ich zitiere -: " IOC-Präsident Juan Antonio 
Samaranch besuchte Wien m it dichtem Programm .  Besuch der Spanischen Hofreitschule, ein 
Mittagsbuffet mit der olympischen Fami lie, eine Ordensverleihung, ein Besuch im Wiener 
Rathaus, und dann erfolgt die Verleihung eines Ehrenzeichens, und zwar des Großen Goldenen 
Ehrenzeichens mit dem Stein für Verdienste um die Republik Österreich."  - Fürwahr ein echtes 
Highl ight, meine Damen und Herren ,  für den Sport in Österreich. 

Der innere Geist, in dem dieser Sportbericht verlaßt ist, geht schon aus den Vorworten hervor, 
die der Herr Berichterstatter angesprochen hat. So schreibt der Herr Staatssekretär Mag.  
Schäffer: "Mit der Schaffung eines eigenen Staatssekretariats im Zuge der Koal itions­
verhandlungen im Herbst 1 994 wurde dem Sport eine Aufwertung innerhalb der Gesellschaft 
zutei l ." - Sie werden mir  bestimmt erklären, wie durch einen politischen Posten automatisch 
eine Aufwertung des Sports verbunden ist, wenn sonst nichts passiert. 

Wir  meinen ,  daß die Schaffung des Staatssekretariats für Koordination und Sport im Bundes­
kanzleramt ausschließlich das Produkt einer parteipolitischen Diplomatie war. Hauptaufgabe ist 
das Krisenmanagement in der Koal ition , und Ziel ist auf alle Fälle die Beton ierung des 
Proporzsystems und des Dachverbandunwesens. Jedenfalls ist die Absicht einer Neustruk­
turierung in keiner Weise erkennbar. 

Viele Probleme des Sports sind selbstverständlich - das ist überhaupt keine Frage und steht 
außer Zweifel - geschichtl ich bedingt, h istorisch bedingt, wei l  das geltende Sportwesen in Öster­
reich das Produkt einer beinahe hundertjährigen Entwicklung ist. Alle politischen Strömungen 
dieser Epoche haben die stetig wachsende Bedeutung des Sports erkannt und für ihre 
jeweil igen Interessensphären zu vereinnahmen versucht. Ein ein igermaßen systematisches, 
überschaubares österreichisches Sportsystem ist aber n icht entwickelt worden .  

Das gegenwärtige Organisationsmodell ist ganz klar Stückwerk geblieben.  Sie brauchen nur 
nach den Vorworten das Organigramm anzuschauen. Wenn man mit einem solchen Organi­
gramm in einem großen Unternehmen erfolgreich arbeiten wi l l ,  ist das nahezu unmöglich . Vor 
allem ist der Einfluß der Dachverbände nach wie vor viel zu stark. 

Der Vorschlag von Kollegen H immer, die Dachverbände zwar vielleicht n icht gleich abzu­
schaffen ,  sondern durch Umsch ichtung von Budgetmitteln die Bedeutung der Dachverbände zu 
verringern und eine Versch iebung zu den Fachverbänden einzuleiten,  wird von uns 1 00prozentig 
unterstützt. 

Diese Verpolitisierung des Sports in Österreich ,  d ie historisch bedingt ist, d iese Auf tei lung in rot 
und schwarz, in ASKÖ und U N ION,  kann von uns n icht gutgeheißen werden. Übrigens ist im 
Brockhaus zur Körperkultur im Zusammenhang mit dem ASKÖ folgende Definition zu lesen:  " In 
den sozialistischen Ländern ein gebräuchlicher Oberbegriff für Leibesübungen und Sport, wird 
als klassenbedingt historisch kulturelle Erscheinung und als M itträger der Bildung des 
sozialistischen Menschen aufgefaßt." (Bundesrat Meier: Das ist ein altes Lexikon!) Ob das noch 
zeitgemäß ist, wage ich hier wirkl ich zu bezweifeln .  (Bundesrat Meier: Das ist ein altes Lexikon!) 
Ja, ein Lexikon. Es h inkt sicher etwas nach, aber ich hoffe, daß die Bewußtseinsbildung auch 
nachfolgt und daß man in Zukunft . . .  (Bundesrat Meier: Ich habe nur gesagt, das ist ein altes 
Lexikon!) 

Lieber Herr Kol lege, findest du es richtig, daß schon die Kinder genötigt werden , entweder in 
einen roten oder in  einen schwarzen Verein zu gehen, und sich n icht frei entscheiden können? 
(Bundesrat Meier: Aber den ASVÖ gibt es schon auch noch) Ja, aber Sie haben mehrere 
Aktivitäten in den Bundesländern gesetzt, zu denen wi r gemeint haben,  man könnte diese 
Dachverbände überhaupt abschaffen ,  wei l  d iese Mehrgleisigkeiten unserer Meinung nach 
keinen Sinn geben. (Bundesrat Meier: Da müssen Sie das Gesetz abschaffen!) 

Ich b in der Meinung, daß dieser Vorschlag von Herrn Kollegen Himmer sicher sinnvoll ist, weil 
dadurch weniger zerstört wird. Es sind das gewachsene Struktu ren,  wie wissen das, und alles, 
was dem Sport dient, wird von uns Freiheitl ichen natürlich unterstützt, weil wir Freiheitlichen die 
hohe gesellschaftl iche Bedeutung des Sports und dessen Notwendigkeit selbstverständlich 
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anerkennen. (Bundesrat Meier: Wir auch!) Wir halten Sport für wichtig im Sinne der Erhaltung 
und Stärkung der Gesundheit - da sind wir einer Meinung -, aber auch der Lebensqual ität, im 
Interesse der Integration innerhalb der Gesellschaft und vor allem im Hinbl ick auf das Lernen 
notwendiger fairer Verhaltensweisen , aber auch für sinnvol le Freizeitgestaltung. 

Der Integration des Sportes in die Bi ldungs- , Sozial- und Gesundheitspol itik muß daher in 
Zukunft wirkl ich noch höhere Aufmerksam keit als bisher gewidmet werden . Wir alle sind 
aufgerufen - nicht nur der Herr Staatssekretär -, den Wert des Sports allgemein bewußt zu 
machen und die Voraussetzungen und die Rahmenbedingungen für die Möglichkeit der 
Ausübung sportlicher Betätigung zu schaffen ,  die den I nteressen der Österreicherinnen und 
Österreicher entsprechen - ungeachtet des Alters , des Gesch lechtes und vor allem auch der 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe . 

Das darf allerdings nicht dazu führen, daß die Selbstverantwortung des freien Bü rgers verloren­
geht. Das heißt, die Entscheidung, Sport zu betreiben und gesundheitsbewußt zu leben ,  ist 
schon dem einzelnen vorbehalten und muß n icht unbedingt von oben verordnet werden . 

Ein wichtiges Thema ist für uns Freiheitliche die Frage Sport und Erziehung, weil wir der 
Meinung sind, daß schon im Kindergarten,  schon vor der Volksschule, die natürliche und 
spontane Bewegungsfreude unserer Kinder gefördert werden sol l .  Bereits junge Menschen, die 
später die Gesellschaft formen, müssen ausreichend Gelegenheit bekommen, selbst Sport zu 
betreiben und den Wert an sich persönl ich zu erfahren . - I nnerhalb der Kommunen und der 
Länder dürfen Volkshochschulen,  Schulen und Vereine nicht konkurrieren, sondern müssen 
versuchen, in enger Zusammenarbeit alle sportlichen Probleme zu lösen. 

Auch hier sind wir wieder einer Meinung, daß der Schulsport ein unverzichtbarer Teil der 
Erziehung ist. Das ist im Bericht ausführl ich dargestellt, aber die tägliche Turnstunde, auch wenn 
es keine ganze Stunde ist, ist nach wie vor e in  Ziel , das einfach erreicht werden müßte . 

Die Öffnung der Sportstätten , daß man die Sportstätten in ganz Österreich vielseitig verwen­
dungsfähig macht und sie dem Freizeit-, Breiten- und Spitzensport unentgeltlich zu r Verfügung 
stel lt , aber beispielsweise fü r Firmensport, für Freizeitgruppen in den Firmen entgeltl ich zur 
Verfügung stel lt, wäre auch ein Ziel ,  das anzustreben wäre. 

Ich darf berichten , wir haben in Kärnten eine Aktion gestartet, wodurch wir die öffentlichen 
Sportplätze freibekommen wollen , sodaß also quasi auch an Wochenenden die Schul- und 
Turnhallen frei sind für sportl iche Betätigung. Herr Staatssekretär, viel leicht können Sie uns in 
Kärnten unterstützen.  Das ist ein Spießruten lauf, ehe es gel ingt, bis hin zu den Schulwarten 
Ü bereinstimmung zu erzielen und die Sportplätze wirklich freizubekommen. - Wir haben uns 
schon überlegt, ob wir nicht vielleicht einmal öffentl ichkeitswirksam einen Sportplatz quasi in 
Besitz nehmen sol lten , indem wir dort mit einem Ballon landen und eine Sportveranstaltung 
durchführen ,  wei l  wir sonst in diese Sportstätten einfach nicht hineingelassen werden . 

Die Frage Sport und Gesundheit ist für uns Freiheitliche ganz besonders wichtig ,  weil wir 
überzeugt sind, daß sportliche Betätigung untrennbar mit der Gesundheit der Menschen 
verbunden ist. Nur wer Sport betreibt, wird dieses wertvollste mensch liche Gut in entsprechen­
der Qualität erhalten können. Haltungsstörungen,  Übergewicht, Kreislaufstörungen zählen zu 
den am weitesten verbreiteten Volkskrankheiten unserer Gesellschaft und treten sogar schon im 
jugendlichen Alter auf. Die Ursachen werden von den zuständigen Politikern n icht entsprechend 
erkannt, oft sogar negiert. 

Wir laden daher die Gemeinden ganz Österreichs ein, durch entsprechende Planung ein 
vielfältiges Angebot in bestmöglicher Zuordnung zu den Wohngebieten für jedermann bereit­
zustellen, wobei wir davon überzeugt sind, daß die Finanzierung dieser Breitensport­
einrichtungen durch eine Reduzierung politisch-sportl icher Prestigeobjekte ohne weiteres 
mögl ich sein müßte. 
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Zu den Förderungen bekennen wir Fre iheitl ichen uns natürlich auch , wei l  die finanzielle Förde­
rung des Sportes einfach wichtig ist. Al lerdings ist eine objektive Vergabe von Subventionen 
einfach eine Forderung,  die i n  H inkunft noch besser als bisher gewährleistet werden müßte. 

Die Transparenz eingereichter Subventionsanträge ist eine absolute Notwendigkeit. Wenn im 
Sportbericht die Zahlen global genannt sind, so ist das schon ein guter Anfang , aber ich kenne 
beispielsweise in  der Landeshauptstadt Klagenfurt Gemeinderäte, die sogar im Sportausschuß 
tätig sind, aber selbst nicht einmal d ie  Subventionsanträge kennen, über d ie  dann später 
entsch ieden wird .  

Wir  sind überzeugt davon, daß die Unparteil ichkeit wichtig ist, daß die Gewäh rung von 
Subventionen, aber auch die Höhe der Subventionen nicht davon abhängig gemacht werden 
kann ,  ob ein Veranstalter ein Naheverhältn is zu e iner pol itischen Partei hat. 

Schließlich sol lte man - das haben wir im Bericht auch vermißt - die Höhe der Subventionen 
gewichten ,  und zwar gewichten nach gesundheitlichen , sozialen und pädagogischen Maß­
stäben . Sportarten,  die der Gesundheit, der körperl ich ausgewogenen Beanspruchung, aber 
auch der Sozialintegration im besonderen Maße förderlich s ind,  sollten bei der Subventions­
vergabe in H inkunft bevorzugt behandelt werden . 

Wir  hoffen ,  meine Damen und Herren, wi r hoffen ,  Herr Staatssekretär, daß in Hinkunft bei der 
Verfassung des Sportberichtes neben einem statistischen Teil auch Aussagen über künftige 
Schwerpunkte, über Ziele, über Visionen verstärkt enthalten sein werden. - Das al les im 
I nteresse der Gesundheit, im I nteresse einer sinnvol len Freizeitgestaltung.  

Wer immer im Staatssekretariat i n  H inkunft dafür zuständig sein möge, wi r s ind überzeugt 
davon, daß das ein wichtiger Ansatzpunkt wäre. - Danke. (Beifall bei den Freiheitlichen.) 
1 7. 18 

Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Horst 
Freiberger. Ich ertei le es ihm.  

1 7. 18 

Bundesrat Horst Freiberger (SPÖ, Steiermark) : Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine 
Damen und Herren !  In unserer Freizeitgesellschaft ist der Sport ein wesentl icher Faktor, der 
ohne die Leistungen unserer Spitzensportler nicht diesen Stellenwert einnehmen könnte. Die 
Basis für diese hervorragenden Spitzenleistungen bilden jedoch Tausende Sportvereine mit 
Zehntausenden ehrenamtlichen Mitarbeitern und Funktionären einerseits und andererseits die 
sportl ichen Aktivitäten an den österreichischen Schu len . 

In  den drei Dachverbänden ASKÖ , ASVÖ und UNION sind rund 1 3 500 Sportvereine registriert, 
die wiederum zirka 3, 1 M il l ionen Mitglieder betreuen. Darüber h inaus gibt es noch zahlreiche 
sportl iche In itiativen,  die keinem Dachverband untergeordnet sind. All d iesen Säulen des 
Breitensports gebührt unsere Anerkennung und unser Dank, denn sie sind das Fundament für 
e rfolgreichen Leistungs- und Spitzensport. 

Eine möglichst lebenslange sportliche Betätigung ist die ei nfachste Vorbeugung gegen die 
meisten Zivi l isationskrankheiten und damit ein bi l l iges Rezept, um die Gesundheitskosten 
einzudämmen . Die Sportausübung in den Vereinen - dies wird jeder Psychologe bestätigen - ist 
auch das beste M ittel gegen Gewalt, Kriminalität und Drogenabhängigkeit vor allem bei unserer 
Jugend. Es werden Erfolgserlebnisse vermittelt und Gemei nschaftsgefühle gefördert. 

Diese wichtigen Ziele einer breiten sportl ichen und auch gesundheitsfördernden Betreuung der 
Jugend lassen sich nur in einer guten Zusammenarbeit mit allen betei l igten Institutionen wie 
Bund, Länder, Gemeinden, Verbände und Vereine bewerkstell igen. Nicht zu unterschätzen sind 
auch die Aktivitäten vieler Vereine, die für ältere Menschen ein Angebot zur Verfügung stellen . 
Getreu dem Motto "Sport in allen Altersstufen" wird h ier ein wichtiger Beitrag für die Volks­
gesundheit geleistet. 
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Meine Damen und Herren ! Durch die hervorragenden Leistungen unserer Spitzensportler - sie 
sind auch im vorl iegenden Sportbericht aufgel istet und erwähnt - wird unter anderem die 
Begeisterung in der Bevölkerung für eine sportliche Betätigung geweckt. 

Ich möchte I hnen ein Beispiel aus meiner Gemeinde Fürstenfeld erzählen : Der Basketbal lklub 
spielt nun die zweite Saison in der obersten Liga. Durch diese Erfolge wurde eine Euphorie 
ausgelöst, und es ist erfreul ich , zu beobachten , wie viele Kinder und Jugendliche sich im Verein 
einschreiben lassen und diesen Sport regelmäßig trainieren und somit einer sinnvollen 
Freizeitbetätigung nachgehen. 

Nun möchte ich noch auf einige Punkte im Sportbericht eingehen. M it Jahresende 1 993 hat das 
beauftragte I nstitut für medizinische und sportwissenschaftliche Beratung die Durchführung von 
Dopingkontrol len eingestel lt. Seit 1 994 hat das österreichische Antidopingkomitee die Ad­
ministration dieser Dopingkontrollen selbst übernommen. In Absprache mit dem zuständigen 
Bundesministerium, den Bundesländern und dem ÖOC wurden in den Ländern bei akkre­
ditierten Dopingkontrol loren Depots eingerichtet. Diese gewährleisten,  daß dringend benötigte 
Kontrolloren rasch und ohne unnötigen Aufwand durchgeführt werden können. Die Liste der 
Dopingkontrollore wurde im Magazi n "Österreich-Sport" veröffentlicht, u nd darüber hinaus wurde 
zur besseren I nformation die Broschüre ,,Antidoping '94" neu aufgelegt. 

Durch die Aufstockung des Budgets in diesem Bereich war es auch möglich,  im Berichtsjahr 334 
Wettkampfkontrol len und 1 96 Trainingskontrollen durchzuführen.  

Zum Kapitel Sportmedizin möchte ich noch erwähnen, daß bezüglich der Ausbi ldung zum 
Sportarzt beziehungsweise zum Sportfacharzt kein Fortschritt erzielt werden konnte. Der 
österreichische Sportärzteverband hat einen Ausbildungsvorschlag erstellt ,  der jedoch von der 
Ärztekammer beeinsprucht wurde, wodurch gegenwärtig die weiteren Aktivitäten in dieser 
Richtung blockiert sind. 

Als nächsten Punkt möchte ich noch das Weißbuch der österreichischen Bundesregierung zum 
EU-Beitritt ansprechen . In diesem Weißbuch ist zum Sport folgendes zu lesen - ich zitiere -: 
Trotz der großen wirtschaftl ichen Bedeutung des Sports - etwa 1 Prozent des Bruttoin lands­
produkts der EU wird über den Sportsektor real isiert - und des hohen gesel lschaftlichen Stellen­
werts, wie erzieherischer Wert, soziale Komponente, Gesundheitsförderung und so weiter, ist 
der Sport bisher nicht explizit im EG-Vertrag erwähnt. Unabhängig davon beschäftigt sich die EU 
aber derzeit auf drei Schienen mit dem Sport: erstens als kommunikationspolitisches Mittel zur 
Förderung des Integrationsgedankens, zweitens als förderungspol itisches Zie l ,  drittens als 
wi rtschaftl iche T äti gkeit. 

Sport ist ein wichtiger selbständiger Bereich des Kultur- und Freizeitverhaltens der Menschen. 
Deshalb wi rd aus österreichischer Sicht und im Lichte der Entwicklungstendenzen der EU die 
Aufnahme eines eigenen Artikels über den Sport, ähnlich den Grundsätzen des Kulturartikels, 
bei der Überarbeitung des EU-Vertrages im Jahre 1 996 als sinnvoll erachtet. 

Besonderes Augenmerk soll auch speziellen Problemen wie Beschränkungen tür ausländische 
Sportler, berufliche Qual ifikation im Sportsektor, Werbung und Sponsoring,  Übe rtragungsrechte 
und Transtersystem und so weiter geschenkt werden. Eine gemeinsame europäische 
Vorgangsweise soll dabei stets auf den Grundsätzen von Transparenz, Konsultation , Konsens 
und Koordination basieren .  - Ende des Zitates. 

Meine Damen und Herren !  Daraus ist das Bemühen der Bundesregierung ersichtl ich, daß dem 
Sport ein entsprechender Stellenwert eingeräumt wird .  

Sehr geehrte Damen u n d  Herren !  I n  Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit erspare ich e s  mir , auf 
weitere Kapitel des Berichtes einzugehen, da er ohnedies vorliegt. Meine Fraktion wird den 
Sportbericht 1 994 zur Kenntnis nehmen.  

Abschließend möchte ich allen Betei l igten , d ie im Sport tätig s ind ,  einen herzl ichen Dank 
aussprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 
1 7.25 
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Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Karl 
PischI .  Ich erteile es ihm. 

1 7.25 

Bundesrat Karl Pischi (ÖVP,  Tirol) : Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Der heute zur Diskussion stehende Sportbericht 1 994 ist für mich eine 
interessante Darstellung, wie der österreichische Sport verwaltet wurde und wie die bundes­
staatlichen Rahmenbedingungen in den letzten Jahren beziehungsweise im Jahre 1 994 
ausgesehen haben,  innerhalb derer sich der Leistungs- , Breiten- und Freizeitsport entwickeln 
konnte beziehungsweise wie er sich entwickelt hat. 

Sport wurde bisher in der österreichischen Pol it ik etwas eigenartig behandelt. Sport wurde in  
den Kompetenzen von Ressorts hin- und hergeschoben , als ob dieser Bere ich nur zur Fül lung 
von Aufgaben in einem Ministerium dienen würde. Aus diesem Grunde f inde ich es mehr als 
sinnvol l  - im Gegensatz zu Dr. Harring -, ich finde es geradezu notwendig, daß d iese 
Kompetenzen und die damit verbundene Sportförderung zusammengefaßt und ein Staats­
sekretariat eingerichtet wurde, und ich hoffe sehr, daß es das auch in Zukunft geben wird .  

Sport ist einmal e in wichtiger gesellschaftspolitischer Faktor, der auch zu einem zentralen 
Thema unserer modernen Freizeitgesellschaft geworden ist. Dieser Entwicklung wurde durch 
die Einrichtung des Staatssekretariates Rechnung getragen und zeigt den Stel lenwert auf, 
wonach Sport in all seinen Möglichkeiten und G l iederungen kein politisches Anhängsel, sondern 
ein pol itisches Anl iegen darstel lt. 

Das darf aber nicht so verstanden werden , daß man den Sport verpolitisieren möchte .  Ich sehe 
auch nicht die Polit ik im Vordergrund bei den Dachverbänden , auf die Herr Dr. Harring 
h ingewiesen hat. Es gibt nun einmal auch historisch entwickelte Dachverbände, und es wäre 
schade, wenn man diesen heute sozusagen das Mascherl der Parteipolitik umhängen würde , 
denn ein verpolitisierter Sport würde sich in unserer heutigen gesel lschaftlichen Entwicklung gar 
n icht mehr halten können. 

Ich glaube, daß gerade die Einrichtung dieses Staatssekretariates verbesserte Rahmen­
bedingungen schafft, innerhalb dieser sich sportliche Leistungen - sei es jetzt im Spitzensport, 
sei es im Breitensport oder auch im Freizeitsport - entwickeln können. Für mich hat Sport 
deshalb einen hohen Stellenwert, da Sport die Chance bietet, Gemeinschaft zu leben und zu 
erleben,  aber auch Verantwortung für diese Gemeinschaft zu tragen. 

Auch wenn wir Sport als gesellschaftlichen Faktor sehen, müssen wir auf der anderen Seite 
doch auch die Entwicklung unserer Gesel lschaft in Richtung mehr Individual ismus erkennen . 
Diese Entwicklung bringt n icht nur positive Auswirkungen mit sich , sondern gibt auch Raum für 
Egoismus ,  für Aggressivität, für Halt- und Ziel losigkeit und somit auch die Gefah r einer 
Sinn leere, in der man oft zu Drogen greift. Dieser Gefahr sind insbesondere unsere Kinder und 
Jugendlichen ausgesetzt. Ein wichtiger Steuerungsmechanismus, dem entgegenzuwirken,  ist für 
mich bestimmt der Sport. 

Die sportl iche Erlebniswelt leistet einen wesentlichen Beitrag zur sozialen I ntegration. Sport 
vermittelt oft m it spielerischer Leichtigkeit die E insicht, daß es Sinn macht, sich an bestimmte 
Regeln zu halten. Sport lehrt aber auch Lebensprinzipien . Man lernt, mit Sieg und N iederlage 
fertigzuwerden . 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär! Ich glaube, daß Sie ein äußerst sensib les Aufgabengebiet 
zugetei lt erhalten haben, denn es geht n icht nur um die Fragen des Hochleistungssportes, 
sondern auch um den Breitensport und um den Freizeitsport. Es geht doch heute darum,  daß für 
alle Gesellschafts- und Altersschichten Rahmenbedingungen geschaffen werden , um Hoch­
leistungssport oder Freizeitsport betreiben zu können. Diese Vielschichtigkeit der Aufgaben­
steI lung verlangt sehr viel Fingerspitzengefühl in der Koordination , vor allem aber auch in der 
Motivation. 
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Sport ist nicht nur eine Bundesangelegenheit, sondern braucht die Gespräche und Abstimmung 
mit den Ländern und vor al lem auch mit den Gemeinden. Man braucht das Verständnis und die 
Unterstützung der Dachverbände - auch wenn man sie nicht überall so sieht -, der Fach­
verbände und der Vereine. Dachverbände haben einmal bis heute eine Aufgabe auch in  
unserem sportlichen Ablauf. 

Vor allem aber braucht man eine positive Einstel lung der Eltern, der Schulen, der Lehrer und der 
Betroffenen. Sportliche Betätigung als Gesundheits-, Entwicklungs- und Erlebnisfaktor kann 
nicht von oben verordnet werden, sondern braucht Überzeugung und Bereitschaft für d ieses 
sinnvolle Miteinander. 

Der Herr Staatssekretär hat nach seiner Amtsübernahme erklärt, daß er eine zielorientierte 
Neustrukturierung anstrebe, die den Bedürfn issen der Menschen, insbesondere der Kinder und 
Jugendlichen ,  Rechnung trage. Wenn wir den Bericht über den Gesundheitszustand unserer 
Kinder und Jugendlichen ernst nehmen - es hat auch mein Kol lege Mag. H immer schon 
entsprechend darauf h ingewiesen -, dann zeigt dies erschreckend auf, welche Gesund­
heitsschwächen und -schäden in dieser Altersgruppe festgestellt wurden . Gerade diese Analyse 
zeigt aber sehr deutl ich, daß wir alle aufgerufen sind, eine Diskussion zu führen und mitzu­
tragen , die Sport nicht nur als Spitzen- oder Höchstleistungssport sieht, sondern als Gesund­
heitselement für Leib und Seele. - Soweit, meine Damen und Herren ,  zur grundsätzlichen 
Orientierung, was den Sport als gesellschaftliches Kriterium anlangt. 

Nun gestatten Sie mir noch , einige Detailfragen anzuschneiden, die m i r  nach der Presse­
konferenz des Herrn Staatssekretärs in der letzten Woche aufgefallen sind. Da ist zunächst 
einmal die Frage der Nachwuchstrainer. Tatsache ist - das ist menschl ich auch verständlich -, 
daß Trainer den Weg nach oben suchen und dort arbeiten ,  wo sich bessere Voraussetzungen 
anbieten,  sei es von den Einrichtungen her, sei es von der Zeit her oder auch von den 
finanziel len Mögl ichkeiten her. Das heißt, daß gute Trainer meist sehr schnel l  der Nachwuchs­
arbeit entzogen werden . 

Herr Staatssekretär! Ich habe es so verstanden, daß durch Ihre Nachwuchsin itiative d iesem 
Faktum entsprechend entgegengesteuert werden sol l ,  und ich möchte Sie nun fragen: Wie sieht 
dieses Model l  nun konkret aus? W ie kann sichergestellt werden, daß mittel- oder längerfristig 
beste Trainer für Nachwuchsarbeit zur Verfügung stehen? 

Ein weiterer Punkt: Frauensport. Seit Jahren wird von der Volkspartei auf die untragbare, 
viel leicht sogar unverantwortliche Situation ei ner Benachtei l igung der Frau gegenüber dem 
Mann in der Spitzensportförderung hingewiesen .  Männer haben die Mögl ichkeit, wenn sie sich 
für eine Spitzensportkarriere entscheiden, in die Heeressport- und Nahkampfschule des 
österreich ischen Bundesheeres aufgenommen zu werden. Dabei stehen ihnen alle Einrich­
tungen in den verschiedenen Leistungszentren zur Verfügung. Es sind die soziale Absicherung 
und ein fixes Einkommen gegeben. Ich möchte fast sagen ,  nicht nur gegeben , sondern 
garantiert. Dies alles fehlt an Voraussetzungen für eine Spitzensportentwicklung bei den Frauen .  

Herr Staatssekretär! S ie haben einige Vorstel lungen entwickelt, wie man nun dieser Dis­
kriminierung entgegenwirken könnte, und meine Frage lautet: Wie laufen die Gespräche mit 
dem Verteidigungsministerium, um den Frauen eine Chancengleichheit mit den Männern im 
Rahmen der HSNS zu ermöglichen? Heute in der Fragestunde hat der Herr Verteidigungs­
minister uns eigentlich sehr positiv erläutert, daß die Aufnahme von Frauen ins Bundesheer von 
ihm unterstützt wird .  Da müßte es erst recht möglich sein ,  daß man sie hier in die HSNS mit 
einbaut. 

Wenn dies nicht gelingt, so glaube ich, müssen neue Strukturen geschaffen werden, um d iese 
Chancengleichheit in der Spitzensportförderung von Männern und Frauen zu erreichen. Das 
kann mei nes Erachtens etwas teurer sein ,  aber auch h ierzu die Frage an Sie, Herr Staats­
sekretär: G ibt es da schon konkretere Vorstellungen? 

Ein weiterer Punkt - es wäre auch interessant, zu wissen, wie die Frau Unterrichtsministerin 
darauf reagiert -: Wir hören gerüchteweise immer wieder, daß gerade jetzt durch die 
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Schulautonomie und die dadurch vorgegebenen finanziellen M ittel einige Direktoren von 
Bundesschulen nicht mehr bereit sein sol len , diese Sportstätten für Vereine und Fachverbände 
für Trainingsmöglichkeiten zur Verfügung zu stel len . 

Ich stel le deshalb auch meine Frage an den Herrn Staatssekretär: Ist da wirklich etwas dran, 
oder sind das nur Gerüchte? Und wen n  etwas dran ist, was kann man hier von Ihrer Seite in 
Zusammenarbeit mit der Frau Bundesministerin unternehmen, damit auch in Zukunft Sport­
stätten von Bundesschulen für außerschul ische Veranstaltungen ,  sei es Trainings- oder Sport­
veranstaltungen, zur Verfügung stehen? 

Meine Damen und Herren !  Zusammenfassend möchte ich feststel len, daß Sport als gesell­
schaftspolitischer Faktor ein ige Grundvoraussetzungen braucht, um das zu sein ,  was für eine 
sinnvolle und gesundheitsfördernde Entwicklung notwendig ist. Wir brauchen Menschen, die 
sich für diese Arbeit zur Verfügung stellen , sei es in der Vereinsarbeit, aber vor allem auch in  der 
Trainertätigkeit. - Wir brauchen Menschen, welche einfühlsam und ermunternd für alle in einer 
Gemeinschaft wi rken . Es wäre falsch,  nur Leistungsdruck zu vermitteln. - Wir brauchen die 
Einsicht, daß sportl iche Vereinsarbeit eine Gemeinschaft zwischen Vereinen , Schule und Eltern 
bildet und daß Vereine keine bil l ige Kinderbetreuungsein richtung darstellen . 

Natürlich braucht Sport auch Geld, um Voraussetzungen für sportl iche Tätigkeiten zu schaffen .  
Hier geht e s  aber auch u m  eine Abstimmung der Bedürfnisse und nicht um Prestigeobjekte. Das 
setzt aber auch Verständnis von allen Beteil igten voraus. 

Herr Staatssekretär! Gerade bei dieser Debatte zum Sportbericht 1 994 möchte ich auf einen 
Punkt aber noch besonders h inweisen .  Zum Volkssport Nummer eins hat sich der Skilauf 
entwickelt. Wir können und dürfen diesen Sportzweig aber n icht nur aus Fremdenverkehrs- und 
Tou rismusperspektiven sehen ,  sondern müssen diesen Sportbereich auch und vor allem von 
der fami l ienpol itischen Seite her betrachten.  Für viele Familien , vor allem für Mehrkindfami l ien , 
ist ein gemeinsames Skierlebn is kaum mehr finanzierbar. 

Ich möchte jetzt diese Frage wirklich nur  anschneiden und n icht i ns Detail gehen, denn ich 
glaube , jeder von uns kennt diese Situation , aber die Gelegenheit nützen, um Sie, Herr 
Staatssekretär, zu ersuchen, auch diese Problematik in eine Neustrukturierung miteinfl ießen zu 
lassen , zumindest in den Gesprächen immer wieder auf diese Situation hinzuweisen , damit alle 
Möglichkeiten überlegt werden, um ein gemeinsames Erlebnis auf der Skipiste auch für die 
österreichische Famil ie in  Zukunft zu garantieren ,  indem man Voraussetzungen schafft, daß 
Eltern das auch finanzieren können . 

Hohes Haus ! Sport ist fü r unsere Gesellschaft ein wichtiger Faktor. Er soll die Voraussetzungen 
schaffen für eine gesunde und lebensbejahende Einstellung unserer Bürger. In  d iesem Sinne 
nimmt die Österreichische Vol kspartei den vorl iegenden Bericht zur Kenntn is. (Beifall bei der 
ÖVP sowie des Bundesrates Dr. Kapral.) 
1 7. 40 

Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Ferdinand Gstöttner. Ich erteile es ihm. 

1 7.40 

Bundesrat Ferdinand Gstöttner (SPÖ, Oberösterreich) : Sehr  geehrter Herr Präsident! Herr 
Staatssekretär! Geschätzte Damen und Herren !  Sport hatte schon immer eine hohe Bedeutung,  
und zweifellos ist der Sport ein n icht mehr wegdenkbarer Bestandtei l der modernen 
Freizeitgesellschaft geworden. Aber nicht nur die Freizeitbereiche sind betroffen ,  sondern auch 
der Tourismus- und Wi rtschaftsbere ich, und dabei meine ich n icht nur den Sportartikel handel . 
Darüber h inaus darf auch die Werbewirksamkeit für unser Land nicht unterbewertet werden, 
besonders da wir nun auch Mitglied in  der EU sind. 

Zum Sportbericht darf ich mir  erlauben,  einige Punkte herauszugreifen . 
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Erstens: die Sportzuständ igkeit. Nach den Nationalratswahlen im Jahr 1 994 kam es zur Ände­
rung der Zuständigkeit für den Sport in der Bundesregierung. Es war dies ein wichtiger Schritt in 
Richtung der gesellschaftl ichen Aufwertung und Anerkennung des Sports, außerdem ist die 
Einrichtung eines eigens für den Sport zuständigen Staatssekretariates ebenfalls ein Zeichen 
dafür, daß der gesellschaftspolitischen Bedeutung des Sports in al l seinen Facetten, insbeson­
dere mit seinem gesundheitsfördernden und erzieherischen Wert, von der Bundesreg ierung 
große Aufmerksamkeit beigemessen wird. 

Dabei darf aber n icht vergessen werden, daß entsprechend der Bundesverfassung die 
Sportzuständigkeit grundsätzlich bei den Ländern l iegt. Das kommt auch durch das auf Seite 20 
des Sportberichtes besch riebene hohe Fördervolumen von mehr als 1 ,3 Mi l l iarden Schi l l ing zum 
Ausdruck. 

Punkt 2: die Organisation des Sportes. Das duale System im Bereich der nichtstaatl ichen 
Sportorganisationen, bestehend aus den Fachverbänden auf der einen Seite und den 
Dachverbänden auf der anderen Seite , hat sich im Laufe der Zweiten Republik durchaus 
bewährt. Während die Fachverbände für den Spitzensport und die Organ isation des Wettkampf­
betriebes zuständig sind , betreuen die Dachverbände die Vereine und sind gemeinsam mit dem 
Österreichischen Fußbal lverband in erster Lin ie für die Sportstättenerrichtung, für die Erhaltung 
und Verwaltung zuständig. 

Dach- und Fachverbände sind auf Landesebene in der Landessportorgan isation und auf 
Bundesebene in der Bundessportorganisation gleichberechtigt zusammengefaßt. Dort ergibt 
sich die ideale Möglichkeit des Interessenausgleiches, der Koordination und der gemeinsamen 
Vertretung nach außen . Dies hat sich in den vergangenen Jahren durchaus bewäh rt .  

Punkt 3: d ie Förderung des Sports. D ie Sportförderung des Bundes teil sich in zwei große 
Bereiche, nämlich die allgemeine Sportförderung und die Sportförderungsm ittel besonderer Art, 
also Mittel aus Lotto und Toto, die gesetzlich zugesichert sind . Daneben gibt es noch speziel le 
Projektförderungen, die Förderung von Großsportveranstaltungen und die Sportstätten­
investitionsförderung. Alles in allem ergibt das eine Förderung in der Höhe von knapp 
500 M i l l ionen Sch i l l ing , die in den letzten Jahren konstant geblieben ist. 

Die wichtige Basissubventionierung ist dabei die ges�tzlich garantierte besondere 
Bundessportförderung. Vor der Einführung des Lottos in Osterreich profitierte der Sport 
prozentuell und l inear von den Umsatzsteigerungen im Toto. Der im Gesetz festgelegte 
Basisbetrag von 31 1 Mi l l ionen Sch i l l ing entsprach jener Summe, die im Jahre 1 986 aus 
Totomitteln an den Sport ausbezahlt wurde. Ab diesem Zeitpun kt gab es für den Sport keine 
Mögl ichkeiten mehr, von den Umsatzsteigerungen des Lottos zu profitieren .  Als Ausgleich wurde 
im Glücksspielmonopolgesetz eine Wertsicherung dieses G rundbetrages vorgesehen. Das 
führte dazu , daß im Jahre 1 986 die Sportorgan isationen 1 8,96 Prozent des Umsatzes aus dem 
Toto erhielten , wäh rend im Berichtsjahr 1 994 die an den Sport zugeteilten valorisierten Mittel in 
der Höhe von zirka 39,2 Mil l ionen Schil l ing nur mehr 3,27 Prozent des Umsatzes der 
österreichischen Lotterien entsprechen. 

I n  mit Österreich vergleichbaren Ländern wurden die Sportförderungen den Umsätzen aus dem 
G lücksspiel angepaßt. So erhalten zum Beispiel die Sportorganisationen in Finnland 23 Prozent 
des Umsatzes, die Sportorganisationen in Norwegen 970 Mil l ionen Schi l l ing. Beide Länder 
haben zirka halb so viele Einwohner wie unser Österreich.  

Anhand dieser Zahlen s ieht man, daß der österreichische Sport im Vergleich zu anderen 
Ländern eine Neuregul ierung brauchen würde. Natürlich ist mir bewußt, daß angesichts der 
Budgetlage kaum an eine Erhöhung dieser finanziellen Unterstützung gedacht werden kann ,  
aber man sollte im Falle von Kürzungen d ie  von mir  vorgebrachten Argumente und Vergleiche 
im Auge behalten und in Anbetracht der Tatsache,  daß das Sportbudget ohnehin nur ein 
geringes Ausmaß des Staatsbudgets ausmacht, den derzeitigen Status quo zumindest 
beibehalten .  
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Punkt 4: die Bundessporteinrichtungen. Die auf Seite 25 beschriebenen Bundessportein­
richtungen sind Sportanlagen, die der Bund zur Verfügung stel lt und um die Österreich von 
vielen Ländern Europas beneidet wird .  Die vom Bundesmin ister Ausserwinkler eingeleitete und 
im Berichtszeitraum fortgesetzte Reform bei den Bundessporteinrichtungen hat zu einer 
effizienteren Verwaltung geführt. Darüber hi naus wurde gemeinsam mit der Bundessport­
organisation eine neue Prioritätenl iste für die Zuteilung der Plätze in den Bundessportheimen 
erarbeitet. Es gibt auch eine Tarifregelung, die nur mehr zwei Kategorien vorsieht, nämlich den 
Fördertarif und den Normaltarif. 

Aus der Sicht der Bundesländer ist es erfreul ich , daß eine so enge Kooperation entstanden ist, 
die sich auch bewährt. So entstanden gemeinsame vertraglich abgesicherte Sportinstitutionen, 
die vom Bund verwaltet werden, jedoch dem Land aufgrund der finanziellen Beitragsle istungen 
ein bestimmtes Benützungsrecht ein räumen. 

Punkt 5 :  Leistungssport. Die im Kapitel Leistungssport auf Seite 33 beschriebenen Aktivitäten 
sind eine gute Basis für die Entwicklung des österreichischen Spitzensports. Ich möchte auf den 
Abschnitt "Österreichisches Antidopingkomitee" eingehen und h ierzu feststel len, daß Maß­
nahmen zur Vermeidung von Doping ,  wie die regelmäßige Kontrolle sowohl beim Wettkampf als 
auch beim Training, für den Sport und den Sportler besonders wichtige Aktivitäten sind. Sie 
dienen der Gesunderhaltu ng der Sportler und sichern einen fairen Wettkampf. 

Es ist daher äußerst sinnvol l ,  daß Österreich bereits 1 991  der Antidopingkonvention beigetreten 
ist und sie ratif iziert hat. Innerstaatlich ist jedoch die Umsetzung der Konvention noch immer 
nicht abgeschlossen. Es wurde bereits ein Entwurf erarbeitet, dem aber die Bundesländer noch 
nicht zugestimmt haben. Ich glaube, daß für eine effiziente Kotrolle die Ausgliederung aus der 
Bundessportorganisation und ihre rechtliche Selbständigkeit und Unabhängigkeit von großer 
Bedeutung sind. 

Punkt 6 :  die internationalen Angelegenheiten.  Von den zahlreichen internationalen Aktivitäten 
des Sportministeriums erscheint mit der Kontakt m it der Europäischen Union besonders wichtig. 
Da es bereits eine Reihe von indirekten Auswirkungen von EU-Regelungen auf den Sport gibt -
als Beispiel nenne ich die Freizügigkeit des Personenverkehrs, die Problematik der Transfer­
zahlungen am Ende der Vertragslaufzeit, die Anerkennung von Diplomen und vieles mehr -, ist 
es notwendig, die Betroffenen rechtzeitig von den Konsequenzen zu informieren .  Darüber 
hinaus gilt es auch,  durch eine gute Vertretung des österreich ischen Sports diese Entwicklung in 
der EU mitzubeeinflussen . 

Ich befürworte daher auch, wie es im Weißbuch der Bundesregierung angeregt wi rd , daß bei der 
Überarbeitung der Maastrichter Verträge im Jahr 1 996 ein eigener Sportartikel vorgesehen 
werden soll .  Dabei muß aber unbedingt - wie auch beim Kulturartikel - die Subsidiarität und die 
Autonomie der Sportverbände berücksichtigt werden. Es ist dann mit einer verbesserten 
Sportförderung, die derzeit rund 27 Mi ll ionen Schi l l ing für ganz Europa beträgt - wovon zirka 
zwei Drittel dem Behindertensport vorbehalten sind, was ich für sehr positiv einschätze -, zu 
rechnen, und es müßte bei der EU-Politik auch auf die Auswirkungen auf den Sport Bedacht 
genommen werden. 

Punkt 7: der Schulsport. H ier hat sich in der Praxis gezeigt, daß sich die Schulautonomie zum 
Nachteil des Turn- und Sportunterrichtes ausgewirkt hat, da an vielen Sch ulstandorten andere 
Sachbereiche als wichtiger eingestuft worden sind. Bewegungsmangel und Schulstreß werden 
offensichtlich noch n icht als die große Bedrohung für die Gesundheit der Kinder angesehen . 
Umgekehrt hat aber gerade die Schule die Aufgabe, die Kinder zu lebenslangem Sporttreiben zu 
animieren. 

Ich glaube , daß es notwendig ist, h ier einen wichtigen Beitrag zur Bewußtseinsbildung zu leisten .  
Es sollten daher die bewegungsorientierten Sportwochen n icht gekürzt werden und Aktionen wie 
die im Bericht beschriebene "bewegte Schule" zur Gesundheitsförderung der Kinder weiterhin 
unterstützt werden. 
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Jeder von uns, meine Damen und Herren ,  liebe Kolleginnen und Kollegen,  hat seine persön­
l ichen Erfahrungen und Erlebnisse im Sportbereich . Ich habe sie auch als langjähriger 
Funktionär und auch als Sportler in  der ASKÖ von Jugend auf. Ich möchte die Bedeutung und 
den durchaus positiven Einfluß nicht missen, den ich dadurch erleben durfte. 

Natürlich muß man sich dessen bewußt sein ,  daß es positive und negative Beispiele gibt oder 
auch Vorbilder gab und gibt. Aber für die Jugend - und nicht nur für diese - sind d iese Erfah­
rungen, die man hier sammeln kann, für die weitere Entwicklung im Leben sehr wichtig .  Wer nie 
die Freude ei nes Sieges , wer nie die Enttäuschung einer Niederlage, das Vorbereiten auf eine 
neue Runde, auf e in neues Spiel vo l ler Hoffnung oder auch voller Begeisterung, wer n ie die 
Gemeinschaft erlebt hat, der hat - ich darf es so nennen - etwas versäumt. 

Der Spitzensport, der natürlich Vorbildfunktion hat, ist genauso wie der Breitensport von großer 
Bedeutung. Beides hat an Faszination ,  an Reiz, an Begeisterungsfähigkeit n icht verloren. Ich 
würde eher sagen ,  daß der Stel lenwert als sinnvol le Freizeitgestaltung sogar noch gestiegen ist. 
Daß alles so positiv laufen kann ,  dafür sind eine große Anzahl von Funktionären ,  von ehren­
amtlichen und von hauptberufl ichen Funktionären ,  verantwortlich . - Ein herzlicher Dank an al le 
und gleichzeitig die Bitte, auch weiterhin für den Sport, für unsere Jugend, fü r unseren Nach­
wuchs zur Verfügung zu stehen. 

Im  Vorwort des Herrn Bundeskanzlers zum Sportbericht steht zu lesen - ich darf ihn sinngemäß 
zitieren -: Der Sport bedarf der Unterstützung aller Ressorts und der Anerkennung der Öffent­
l ichkeit. Weiter heißt es: Das Arbeitsprogramm der Bundesregierung geht von diesem Bekennt­
nis zum Sport aus. - Dies kann ich nur voll unterstütze. Die sozialdemokratische Fraktion wird 
den Sportbericht 1 994 zusti mmend zur Kenntnis nehmen . - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
1 7.52 

Vizepräsident Dr. Drs h. c. Herbert Schambeck: Zu Wort gemeldet ist weiters Herr Bundesrat 
Anton Hüttmayr. Ich ertei le es ihm.  

1 7. 52 

Bundesrat Anton H üttmayr (ÖVP,  Oberösterreich) : Herr Präsident! Herr Staatssekretär! 
Geschätzte Damen und Herren !  Ich melde mich deshalb zum Wort, wei l  ich es ungeheuerl ich 
fand, daß der freiheitliche Mandatar Dr. Harring (Bundesrat Strutzenberger: Ist er noch da ?) -
er  ist nicht da, wie gewohnt - die Sportverbände einem parteipolitischen Proporz zuordnet. (Bun­
desrat Dr. Kapral: Das ist aber sehr traurig! - Präsidentin Hase/bach übernimmt den Vorsitz.) 

Geschätzte Damen und Herren!  Das ist aus meiner Sicht unzeitgemäß, antiquiert und entspricht 
e infach nicht der Tatsache. (Bundesrat Dr. Kapra/: Ja, es ist unzeitgemäß! Warum machen wir 
es dann noch?) Für mich sind die Dachverbände I nteressenvertreter für den Sport und nur für 
den Sport. Ich finde es ungeheuerl ich, wenn man den Sportvereinen unterstellt, daß sie für 
andere Bereiche, näml ich für parteipol itische Aktivitäten ,  zur Verfügung stehen. (Bundesrat 
Strutzenberger: Er hat das verwechselt mit dem Rauter im Burgenlandf) Danke,  Herr Präsident. 

So wie ich die Sportvereine erlebe , sind sie ausschl ießlich dazu da, die sportliche Ertüchtigung 
voranzutreiben, das gesellschaftl iche Leben voranzutreiben,  die Freizeitgestaltung zu betreiben.  
Ich finde es wirklich ungeheuerl ich, wenn man den Funktionären e in parteipolitisches Kapperl 
aufsetzen wi l l .  Das entspricht n icht der Tatsache, und wir sind, glaube ich, an- und aufgerufen 
(Bundesrat Dr. Kapra/: Das glauben Sie ja selbst nicht, was Sie da sagen, Kollege Hüttmayr!) 
daß wir die Sportfunktionäre i n  jeder Art schützen ,  ihre Arbeit achten ,  und das kann man nicht 
ausdrücklich genug machen. 

Ich kenne nur Sportfunktionäre, d ie für den Sport da sind, die für die Kinder und für unsere 
Jugend da sind (Bundesrat Dr. Kapral: Das ist ja nicht bestritten!) und die viele, viele Stunden 
ih rer Freizeit opfern . Dafür sol lten wir  dankbar sein .  - Danke schön . (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
1 7. 55 

Präsidentin Anna El isabeth Hasel bach : Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr 
Staatssekretär Mag . Schäffer. Ich ertei le es ihm. 
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1 7.55 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Mag. Gerhard Schäffer: Sehr geeh rte Frau Prä­
sidentin !  Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn wir heute den Sportbericht 1 994 
diskutieren,  so glaube ich, ist dieser Sportbericht eine sehr wichtige, klar strukturierte 
Dokumentation und Information an die Bevölkerung, an all jene, die in den Sport involviert und 
an ihm interessiert sind. 

Es liegt natürl ich auf der Hand, daß solch ein Bericht Tatsachen aufzeigt, und ich glaube, daß 
man aus der gewählten Struktur doch sehr viel herauslesen kann. Man kann es kritisieren - das 
ist gut -, man kann sich aber auch informieren,  und wenn man gute Vorschläge hat - wie Herr 
Dr. Harring aufgezeigt hat, al lerdings nur in der Kritik, nicht aber in  konstruktiver Kritik -, dann 
sind wi r immer gerne bereit, solche Vorschläge aufzugreifen ,  um sie dann einzubinden.  Aber nur 
zu kritisieren und zu polemisieren, das ist mir zuwenig. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich glaube daher, daß es notwendig ist, daß wi r die einzelnen Kapitel immer wieder durch­
leuchten, und wenn nun ein Bericht abgegeben wird ,  so heißt das ,  wir ziehen Bi lanz, Bilanz über 
ein Jahr im österreich ischen Sport, über das , was geschehen ist. Es fehlen zum Teil - da gebe 
ich den Kritikern recht - die Zukunftsperspektiven . Ich bin aber davon überzeugt, daß im Bericht 
über das Jahr 1 995 auch Zukunftsperspektiven aufscheinen werden ,  die meiner Meinung nach 
auch notwendig sind. 

Ich glaube , insgesamt ist es wichtig - viele Vorredner haben das schon angeführt -, daß der 
Sport eine große Wertschätzung hat, Akzeptanz hat, daß ihn viele Faktoren in unserer 
Gesellschaft positiv beeinflussen . Ich meine, daß es wichtig ist , daß h iefür nun auch eine 
zentrale Stel le da ist, eine politische Stelle. Ich empfinde diese n icht als eine parteipolitische 
Stelle , sondern als eine politische Stelle. Das heißt, dieses Staatssekretariat - von der Person 
unabhängig - ist eine Drehscheibe für den Sport, muß ein Motor sein. Von ihm müssen Ideen 
ausgehen , es muß aber auch Probleme einsam meln,  um im Sinne einer effektiven Arbeit etwas 
für den Sport, für unsere Jugend, aber auch für alle, die sportlich interessiert sind, zu bewegen. 

So sehe ich auch persönlich diese Funktion . N icht nur die gesundheitl iche, die soziale und auch 
die erzieherische Funktion ist notwendig , sondern ich glaube , wir müssen erkennen, daß heute 
für die Entwicklung einer Gesamtpersönl ichkeit nicht nur das kognitive Element, das hand­
werklich praktische, das musisch kreative, sondern vor allen auch das sportliche Element, die 
körperliche Ertüchtigung ganz wichtig sind. 

Der Sport ist für mich immer das Spiegelbild der Gesellschaft, der Gesellschaft, in der er ausge­
übt wird , und was diese Gesellschaft für den Sport leistet. Sie haben in Ihren Wortmeldungen 
sehr viele Beispiele angeführt, ich kann vieles unterstreichen, manches vielleicht ergänzen . Ich 
möchte Ihnen auch danken für die Aussagen und für die aufgezeigten Möglichkeiten, wie man 
h ier gemeinsam in der Zukunft noch ein iges verbessern kann. 

Ich möchte ganz gerne einige Bereiche herausheben, d ie von ein igen Rednern angeschnitten 
wurden .  

D ie  Frage Sportförderung ist eminent wichtig. Ich  b in  froh, daß h ier  eine sehr starke Verbindung 
zwischen den einzelnen Institutionen , den Ländern und dem Bund, vorhanden ist, damit wir 
gemeinsam diese Sportförderung durchführen, sei es nun die besondere Sportförderung oder 
eben die allgemeine Sportförderung. 

Insgesamt waren es in diesem Jahr rund 500 Mi l l ionen Schi l l ing - im gesamten gesehen ist das 
natürlich immer viel zuwenig -, aber ich hoffe, daß in Zukunft noch einiges dazu kommen wi rd . 
Ich bin nicht der Meinung von Herrn Bundesrat Harring, der so leichth in sagte, man müsse das 
verbessern , es werde nicht korrekt verte i lt .  Wenn ich so eine Anschuldigung in den Raum stel le, 
dann muß ich plakativ aufzeigen , wo nicht korrekt verteilt wurde, und dann wird man der Sache 
nachgehen.  Wenn man kritisiert, dann soll man auch Verbesserungsvorschläge bringen. Und 
wenn es nicht stimmt, dann ist es besser, man hält den Mund. Ich glaube, so soll man nicht 
vorgehen, daß man nur einfach in den Raum ste l lt und kritisiert. 
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Ein eigener Punkt, der für mich ganz wichtig ist - Herr Bundesrat Himmer hat es angeschnitten 
-, ist die Verbindung der Sportwissenschaften mit der Praxis des Sports. Wir haben vier 
Institute. H ier wird eminent gute Arbeit geleistet, aber die Zielsetzung dieser Institute ist primär 
die Forschung. Es ist bedauerl ich, daß dieser I nformationsfluß von den vier Instituten nicht 
weitergeht zum Sport, zu jenen, die den Sport ausüben, oder zu jenen,  die eben Trainer oder 
Funktionäre sind. 

Aus diesem An laß haben wir uns mit den Institutsvorständen zusammengesetzt. Wir haben vier 
Koordinatoren bestel lt ,  die diesen Informationsfluß weitergeben, damit Forschung und Praxis 
gemeinsam für den Sport in itiativ werden . Ich glaube, daß das ein ganz wichtiger Sch ritt ist . 

Ich teile auch die Auffassung, die bezüglich der Berichterstattung hier aufgezeigt wurde. Der 
Sport lebt von der Berichterstattung - ob nun über das Fernsehen,  das Radio oder über die 
Printmedien .  Ich bin immer dankbar, wenn diese Berichterstattung sehr breit erfolgt, nur kann 
und darf es nicht so sein ,  daß insgesamt vielleicht vier bis fünf sogenannte telegene Sportarten 
präsentiert werden - Fußbal l ,  Skilauf, Motorsport, Tennis oder was immer gerade aktuel l ist -, 
und alle anderen Sportarten - man bedenke nur, daß wir 52 Fachverbände haben - werden 
großteils totgeschwiegen .  

Ich glaube, s o  kann und soll es nicht sein, denn ich kann doch von der Jugend n icht erwarten ,  
wenn auf der einen Seite gewisse Sportarten nicht via Fernsehen präsentiert werden, daß sie 
auf der anderen eine Begeisterung fü r diese Sportarten entwickeln .  

Daher wäre es notwendig, auch die Präsentation in diesem Sinne durchzuführen, denn sonst 
bl ieben diese rund 45 Sportarten wirklich Randsportarten ,  als die sie immer - meiner Meinung 
nach nicht richtig - bezeichnet werden . Für mich ist es ganz egal , ob ein Kind Badminton oder 
Tennis oder Fußball spielt oder ob es radfährt, wichtig ist die Bewegung . 

Heute haben wir schon mehrmals gehört - um gleich auf den nächsten Punkt, zum Schulsport, 
zu kommen -: Die tägl iche Bewegung ist das entscheidende. Ich glaube, daß im Schulsport in 
Österreich viel geleistet wurde, daß aber im Zuge der Entwicklungen des Budgets restriktive 
Maßnahmen gesetzt wurden , die sich insgesamt auf die Freigegenstände und unverbindl iche 
Übungen niederschlagen, aber primär den Sport treffen ,  weil diese Fächer primär vom Sport 
beeinflußt sind. Das ist sicherl ich schmerzlich , ich hoffe aber doch, daß das eine oder andere 
weiterhin noch gelingen wird. 

Ich bin auch sehr froh , daß es gelungen ist, daß die Schu lveranstaltungen, die früher gesetzlich 
per Verordnung geregelt waren, nicht in dem Sinne einem Kahlsch lag zum Opfer gefallen sind, 
sondern insgesamt für die gesamte Schulzeit - nehmen wir an , für acht Jah re ,  für die 1 0- bis 
1 8jährigen - um eine Woche reduziert wurden . Das können wir verkraften .  

E in  sehr sensibler Punkt ist die gesamte Frage der Schulsporteinrichtungen und  -anlagen .  Ich 
glaube, hier geht es vor allem darum, wer der Erhalter ist - ist es die Gemeinde, die Kom mune, 
das Land oder eben der Bund. Davon hängt es ab, welche Finanzierungsmöglichkeit es gibt, 
wieweit diese Sportanlagen geöffnet werden . 

Ich glaube insgesamt auch, daß diese Sportanlagen - egal nun,  wer der Erhalter ist - nicht der 
Privatbesitz e ines einzelnen sein  können und dürfen. Da sind Steuergelder i nvestiert worden ,  
und sie müssen optimal und verantwortungsbewußt ausgenutzt werden . Ich g laube diesen Weg 
können und müssen wir gehen . 

Ich bin ein vehementer Gegner der Methode, daß man jetzt im Zuge der Autonomie, da auch im 
Sachaufwand der Schule etwas gestrichen wurde, versucht, über die Vereine, über erhöhte 
Mieten das hereinzubekommen, was auf der anderen Seite eben gekürzt wurde. Das kann und 
darf nicht sein .  Ich habe eine Beschwerdestelle bei mir im Staatssekretariat eingerichtet, und wi r 
werden in absehbarer Zeit m it Frau Bundesministerin Gehrer darüber diskutieren , daß das nicht 
in diesem Sinne durchgezogen wird. 
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Ich möchte noch auf drei ,  vier Punkte eingehen ,  die hier erwähnt wurden .  Ganz entscheidend für 
den österreichischen Sport ist für mich überhaupt die Frage Talentsuche, Talentförderung, 
Nachwuchs. Wir haben in Österreich genügend Talente, aber dieses Entdecken ist wahnsinnig 
schwierig, und es bedarf bestimmter Personen , die tatsächl ich befähigt sind, das zu tun ,  es 
bedarf sogenannter Nachwuchstrainer. 

Die Frage der Nachwuchstrainer ist bei uns im österreichischen Sport ein weißer Fleck - leider, 
muß ich sagen; das hat Herr Bundesrat Pischi sehr deutlich aufgezeigt -, denn wenn näml ich 
jemand Nachwuchstrainer ist, vor allem wenn er ein guter, ein ausgezeichneter Trainer ist, der 
Leute motiviert, dann bleibt er nicht lange Nachwuchstrainer, sondern er geht gleich in einen 
Spitzenverein und wird entsprechend entlohnt. Mensch lich verständlich, für die Nachwuchs­
förderung sehr schlecht. Gerade dieser Nachwuchstrainer hat eine ungeheuer wichtige Aufgabe. 
Er ist eine Bezugsperson für die Jugendlichen, für die Athleten,  er steht an dieser Nahtstel le 
zum Verein ,  er hat also eine ganz, ganz wichtige Aufgabe zu erfüllen . 

Wir  haben eine I nitiative gesetzt und haben eine bundesweite Ausschreibung, abgesprochen mit 
allen Verbänden , die hier sportl ich involviert sind, durchgeführt und haben die Latte im Hinblick 
auf Qualifi kation dieser Nachwuchstrainer sehr hoch gelegt: Nach Mögl ichkeit sollen sie Sport­
wissenschafter oder Leibeserzieher sein ,  ehemalige Leistungssportier, sie sollen auch Leute 
sein ,  die eine Trainerausbildung haben. Also eine hohe Qual ifikation im Hinblick auf die Bezugs­
person , denn ein Nachwuchstrainer muß ein Magnet sein ,  der die Jugendlichen anzieht. Daher 
diese hohe Latte . 

Ich sage es ganz offen , ich war überrascht über die Rückmeldungen. 1 60 hochqual ifizierte 
Damen und Herren haben sich gemeldet. 39 haben wi r nach einem sehr komplizierten Ver­
fahren ausgewählt, die ausschließlich für den Nachwuchs als Multiplikatoren tätig sein werden. 
Ich glaube, daß dieses Model l ,  das wir mit einem sehr hohen finanziellen Anteil berappen, e in 
sehr zukunftsorientiertes Modell ist, wie es n irgends sonst im deutschsprachigen Raum zu 
f inden ist. 

Ein weiterer Punkt - da bin ich,  das sage ich ganz offen ,  erst bei meinen Sportlertreffs mit den 
Spitzensportlern draufgekommen - ist die Frage Frauensport - Spitzensport. Es ist e in Faktum,  
daß unsere Spitzensportlerinnen diskriminiert sind. Das heißt, die Männer, die Leistungssport 
betreiben , haben die Möglichkeit, über die Heeressport- und Nahkampfschule eine entspre­
chende Ausbildung im Leistungssport zu bekommen,  sie sind sozial abgesichert und haben vor 
allem auch ein finanzielles Entgelt in der Höhe von ungefähr 1 2  000 S im Monat.  

Dem ist n icht so bei den Spitzensportlerinnen. Die Frauen haben diese Möglichkeit nicht, sie 
haben auch keine soziale Absicherung, sondern sie haben nur durch das Frauenförderungspro­
gramm der Sporthilfe maximal 5 000 S. Das ist für mich eine eklatante Benachteil igung, und ich 
werde mich bemühen, in dem Fall auch entsprechende Akzente zu setzen . 

Als erste Maßnahme haben wir für das Budget 1 996 einen eigenen Ansatz mit 3 Mill ionen 
Schi l l ing geschaffen,  damit wir eine finanzielle Abgeltung für die Spitzensportlerinnen erreichen 
können. Zum zweiten überlegen wi r - und wenn es durchginge, wäre es schön - eine Öffnung 
des Bundesheeres für Frauen auf freiwill iger Basis , jedoch keinesfalls zur kämpfenden Truppe, 
sondern etwa Fernmelded ienst, Sanitätsdienst oder Verwaltung, denn erst dann ,  wen n  sie beim 
Bundesheer sind , können sie sich zur HSNS melden und versetzen lassen .  

Ich hoffe, daß es  gelingt. Wenn nicht, wollen wir gleichzeitig paral lel dazu einen Stel lenplanpool 
schaffen,  indem wir die 1 72 Planstellen , die wir bei der Landesverteidigung haben,  und die rund 
50 Planstellen bei der Exekutive mit ungefähr 20 Planstellen im Staatssekretariat ergänzen und 
somit einen Pool schaffen , der flexibel zu verschieben ist, denn mir geht es darum,  daß Spitzen­
sportler und Spitzensportlerinnen motiviert zum Leistungssport, der in diesen Jahren ihr Beruf 
ist, gehen. Wenn jemand nicht zum Mil itär gehen wil l ,  dann soll er eine Chance haben ,  
woanders unterzukommen. Mit diesem Pool schaffen wir diese Möglichkeiten. I ch  glaube, das 
ist eine In itiative, die ab dem nächsten Jahr greifen wird . 
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Ich bin auch sehr dankbar, daß wir in dieser Phase der Überbrückung von der Wirtschaft, von 
großen Unternehmen zirka acht bis zehn Plätze bekommen, damit die Sportlerinnen bei diesen 
U nternehmen sozialversichert sind und ein kleines Entgelt bekommen. - Unterm Strich geht es 
letztl ich darum,  daß im Leistungssport alle gleichgestel lt sind - Männer wie Frauen . Ich glaube, 
das wäre ein sehr wichtiger Punkt. 

Erlauben Sie mir zum Abschluß viel leicht noch eine Antwort auf die beiden Redner, die auf die 
Europäische Union eingegangen sind. Ich glaube, es ist ganz entscheidend, daß der Sport als 
der letzte Teil in unserer Gesellschaft auch in den Vertragsbereich eingebunden wi rd.  Wenn 
1 992 bei den Maastrichter Verträgen Bildung und Kultur eingebunden wurde, aber gewährleistet 
wurde, daß das ein eigenständiger Bereich bleibt, daß es zu keiner Harmonisierung im Bildungs­
bereich , in der Kultur kommt, so glaube ich, man kann das genauso auch beim Sport verlangen. 
Das wäre notwendig im Sinne der International ität, im Sinne der Verbindung unserer Spitzen­
sportler, aber auch der Freizeitsportier über unsere Grenzen hinweg. Ich hoffe, daß es gelingt, 
daß in  absehbarer Zeit ein eigener Artikel auch tür den Sport geschaffen wi rd .  

Meine sehr verehrten Damen und Herren des Bundesrates! Ich darf mich sehr herzlich bedan­
ken . Ich bin überzeugt davon, wenn wir gemeinsam an die Arbeit gehen, um beim Sport etwas 
zu bewegen - wir müssen etwas bewegen ; vieles ist historisch bedingt -, wenn wi r gute Vor­
schläge haben, dann werden wir auch etwas verbessern können . Wenn wir gemeinsam an 
diese Arbeit gehen , dann werden wir sehr viel tun tür den Sport, für unsere Kinder, tür die 
Jugend, für den Nachwuchs,  für den Leistungssport. Die Leistungssportier sind ja wieder Vorbil­
der für die Jugend, und damit sch ließt sich dieser Kreis lauf. - In diesem Sinne recht herzlichen 
Dank. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
18. 10 

Präsidentin Anna El isabeth Haselbach : Weitere Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Dies ist nicht der Fal l .  

D ie Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  

Wir  kommen daher zur  Abstimmung. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die dem Antrag zustimmen, den vorl iegenden 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen, um ein Handzeichen. - Danke .  Dies ist Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag auf Kenntnisnahme des Berichtes ist somit angenommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten beziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
1 2  Anfragen, und zwar 1 1 1 2/J bis 1 1 23/J , eingebracht wurden .  

Die Einberufung der  nächsten Sitzung des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfolgen . 
Als Sitzungstermin ist Freitag, der 20. Oktober 1 995, 9 Uhr in Aussicht genommen . 

Für die Tagesordnung d ieser Sitzung kommen jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dahin verabsch iedet haben wird , soweit sie dem Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des Bundesrates unterliegen. Die Ausschußvorberatungen sind für Donnerstag, den 
1 9. Oktober 1 995 , ab 1 4  Uhr vorgesehen . 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung : 1 8 . 1 2  Uhr 

Österreichische Staatsdruckerei :  5 1  0695 
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